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AUS DEM INHALT: 

I. Technische und medizinische Grundtatbestände der Umweltbelastung 
durch Automobilabgase: Ursache und Einflußfaktoren der Abgase, die 
Schadstoffe, Quantität von Emission und Immission. 

II. Wimchaftstheoretische Einordnung des Problems: Volkswirtschaftliche 
Zusatzkosten, realwirtschaftliche Folgen sozialer Zusatzkosten, ideal­
typische und politisch pragmatische Internalisierungsansätze, makroöko­
nomische Betrachtungsweise (Input-Output-Analyse) . 

IH. Direkte Bewertungsmethoden für die Gesundheitsschäden, Wertminde­
rungen bei Gebäuden und Grundstücken. 

IV. Indirekte Bewertungsmethoden: Das individuelle «wiIIingness-to-pay­
concept«; Die Methode zielbestimmter Prohibitivausgaben : Gesetzliche 
Zielfixierungen, Indikatorsystem zur Erfolgsmessung, konkrete Quanti­
fizierungen und Bewertung von Kozentrationsgrenzwertüberschreitungen 
im Kölner Stadtgebiet (Kurz- und Langzeitgrenzwerte), Hochrechnungen 
der Vermeidungskosten auf das Bundesgebiet, Beei nflussung der Ver­
kehrsmenge durch ein verkehrsaufkommensabhängiges Belastungssystem 
(modifiziertes-road-pricing), ein Markt für Verschmutzungsrechte. 

V. Gesamtwirtschaftliche Optimierungsfrage und erste konkrete Kosten­
Nutzen-Kalküle für die Umweltbelastung durdl Automobilabgase. 

VI. Synopse der technischen Möglichkeiten zur Schadstoffreduzierung am 
Fahrzeug, Literatursammlung zu Kostenschätzungen. 
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Die sogenannte Wegekostenfrage, also das Problem, ob die Benutzer öffentlicher Ver­
kehrswege die ihnen zuzurechnenden Kosten voll tragen, hat viel von ihrer verkehrs­
politischen Bedeutung verloren. Jahrzehntelang ist heftig darum gerungen worden, ob 
insbesondere der Schwerlastwagenverkehr seine anteiligen Straßenkosten in Form 
spezieller Abgaben (Kraftfahrzeug- und Mineralölsteuer) decke. Vor allem von seiten 
der Eisenbahnen ist bis in die jüngste Zeit hinein die These vertreten worde~i, der 
Schwerlastwagenverkehr decke die von ihm verursachten Wegeausgaben nicht, der 
Güterverkehr auf der Straße sei infolgedessen erheblich subventioniert und darauf seien 
maßgeblich die schlechte Ertragslage und das ständige Sinken des Marktanteils der 
Eisenbahnen im Güterverkehr zurückzuführen. Ahnliche Erwägungen sind für das Wett­
bewerbsverhältnis zwischen den Eisenbahnen und der Binnenschiffahrt angestellt worden, 
wobei insbesondere auf die niedrigen Schiffahmabgaben auf Kanälen und kanalisierten 
Flüssen - verglichen mit den entstehenden Ausgaben - hingewiesen worden ist. 

Die Sachlage hat sich durch mehrere Umstände entscheidend verändert. Die Deutsche 
Bundesbahn, die lange Zeit den Grundsatz der »vollen Wegekostendeckung« verfochten 
hatte, fordert nun selbst für ihr Streckenmodernisierungs- und -ausbauprogramm hohe 
staatliche Subventionen. Eine marktgerechte Verzinsung und Tilgung der hierfür erfor­
derlichen enormen Beträge aus laufenden Erlösen ist der Deutschen Bundesbahn unmög­
lich. Zweitens fordert die Deutsche Bundesbahn für ihre parallel zu kanalisierten 
Flüssen und Kanälen verlaufenden Schienenwege ähnlich hohe staatliche Zuschüsse, wie 
sie die Binnenschiffahrt für ihre Wasserwege erhält 1). Drittens sind - im Widerspruch 
zu den Verhältnissen in den anderen Verkehrsbereichen - die speziellen Abgaben der 
motorisierten Straßenbenutzer kräftig erhöht worden, und zwar mit dem Zweck, Staats­
ausgaben in anderen Verkehrssparten - bei stagnierenden nominellen Ausgaben, das 
heißt sinkenden realen Ausgaben für die Straßen - zu finanzieren. 

Sind damit überlegungen, ob und in welchem Ausmaß durch unterschiedliche Belastung 
der Verkehrsunternehmen mit Wegeabgaben der Wettbewerb verzerrt wird, überholt? 
Das ist sicherlich nicht der Fall. Im nationalen Bereich haben sich allerdings die Interes­
senlagen verkehrt. Diejenigen Verkehrsunternehmen, die bisher als die höchst subven­
tionierten galten, nämlich die im Schwerlastwagenverkehr tätigen, können jetzt auf die 
Vorzugsbehandlung von Konkurrenten aus anderen Verkehrssparten verweisen. 
Außerdem ist zu beachten, daß innerhalb der Europäischen Gemeinschaften nach wie 
vor das Problem der Harmonisierung von Straßen- und Schiffahrtsabgaben zu lösen 
ist. Hierbei wird der Versuch unternommen, Benutzungsabgaben zu finden, die den 
Wettbewerb nicht verfälschen. Obwohl sich also in der Bundesrepublik der Schwerpunkt 

1) Siehe hierzu auch !-lamm, W. und Nemnann, W., Binnenwasserstraßenpolitik. Systcmmängcl und Reform­
vorschläge, Berlin 1973, S. 160. 
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verkehrspolitischer Auseinandersetzungen inzwischen von den »Wegekosten« auf die 
Umwelteinflüsse des Verkehrs verlagert hat, bleibt die Ermittlung nicht wettbewerbs­
verzerrender Wegeabgaben weiterhin aktuell. 

1. Der Streit um die Grenzkosten der Benutzung von Straßen 

Die methodischen Grundlagen für die überlegungen, die bei der Ermittlung der Ge­
samtkosten eines Verkehrswegs und bei der Zurechnung dieser Kosten auf die einzelnen 
Benutzergruppen in Brüssel und Bonn angestellt werden, beruhen weitgehend auf der 
sogenannten »Musteruntersuchung« 2). In diesem Dokument sind für mehrere Verkehrs­
verbindungen zwischen Paris und Le Havre verschiedene Kostenrechnungsmethoden 
alternativ benutzt worden mit dem Ziel, verbindliche Regeln für Wegekostenrechnungen 
aufzustellen und abgabenpolitische Entscheidungen zu fällen. Für den Bereich der 
Bundesrepublik Deutschland hat die >,Arbeitsgruppe Wegekosten« im Bundesverkehrs­
ministerium den Versuch unternommen, unter Anwendung der in der Musteruntersu­
chung erarbeiteten Grundsätze erstmals die Kosten von Schienenwegen, Straßen und 
Wasserstraßen zu ermitteln und diese Kosten auf verschiedene Nutzergruppen aufzu­
teilen 3). Auch hierbei wurden verschiedene Kostenrechnungsmethoden nebeneinander 
benutzt. Für die Lösung der abgabenpolitisch entscheidenden Frage, wie die Gesamt­
kosten auf einzelne Verkehrsarten (Benutzergruppen) autzuteilen sind, bediente sich 
die Arbeitsgruppe Wegekosten der in der Musteruntersuchung getroffenen Unterschei­
dung in verkehrsabhängige Kosten (»Grenzkosten der Benutzung«) und verkehrsunab­
hängige Kosten (»Kapazitätskosten«). Die sogenannten »Grenzkosten der Benutzung« 
dürfen nicht mit dem Maßstab des wissenschafl:lich üblichen Grenzkostenbegriffs gemes­
sen werden. Beispielsweise wird in die »Grenzkosten der Benutzung« auch ein Teil der 
Personalkosten für die Verkehrspolizei einbezogen, obwohl sich diese Kosten bei rück­
läufigem Verkehr nicht automatisch vermindern. Gleichwohl ist der Anteil der »Grenz­
kosten der Benutzung« an den Gesamtkosten auch nach dem Wegekostenbericht gering 4). 

Die »Grenzkosten der Benutzung« werden in der Musteruntersuchung und im Wege­
kostenbericht wiederum aufgeteilt in »Grenzkosten der Verkehrspolizei«, »Grenzkosten 
der Unterhaltung der Fahrbahnbefestigung« und in »Grenzkosten der Erneuerung der 
Fahrbahndecken«. 
Im Anschluß an den Wegekostenbericht hat sich eine lebhafte Diskussion entwickelt. 
Eine der Streitfragen betrifft die Frage, welche Bedeutung den Ergebnissen des AASHO­
Road-Tests (ein von der American Association of State Highway Officials in den 
Jahren 1958 bis 1960 organisierter Straßentest bei Ottawa, Illinois) für die Berechnung 
von Grenzkosten der Erneuerung und der Unterhaltung zukommt. Sowohl in der 
Musteruntersuchung als auch im Wegekostenbericht war die Anwendbarkeit der Ergeb­
nisse dieses Straßentests auf die kategoriale Zurechnung von Unterhaltungskosten bejaht 
worden. Das hatte zur Folge, daß praktisch die gesamten verkehrsabhängigen Unter-

2) Vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Bericht über die Musteruntersuchung gemäß Artikel 3 
der Entscheidung des Rates Nr. 65/270/EWG vom 13.5.65, Brüsscl 1969. 

3) VgJ. Arbeitsgruppe Wegekosten im Bundesverkehrsministerium, Bericht über die Kosten der Wege des 
Eisenbahn-, Straßen- und Binnenschiffsverkehrs in der Bundesrepublik Deutschland ( = Heft 34 der 
Schriflenreihe des Bundesministers für Verkehr, Bad Godesberg 1969; im folgenden zitiert als »Wege­
kostenbericht«). 

4) Bei den Eisenbahnen beispielsweise 1,3 Prozent, bei den Straßen immerhin 8,8 Prozent. Siehe Wege­
kostenbericht, a.a.O., S. 12. 
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haltun.gsk~sten den Schwerlastwagen zugerechnet wurden. Die Personenkrafl:wagen 
und die leIchten Lastkraftwagen bis zu einer Nutzlast von drei Tonnen würden danach 
keinerlei verkehrsabhängige Unterhaltungskosten verursachen. Im Wegekostenbericht 
(S. 97, 1.?O ~.) heißt es hierzu, ~aß dieses Ergebnis auch durch die Straßenbaupraxis 
und zusatzhche Untersuchungen 111 der Bundesrepublik Deutschland bestätigt worden 
seI. 

Diese Ansicht ist umstritten . Insbesondere ist bezweifelt worden, ob die US-amerikani­
sche Straßenverwaltung die Ansicht teile, die Ergebnisse des AASHO-Road-Tests könn­
ten zur. Ermittlung von Grenzkosten der Unterhaltung herangezogen werden. Zur Klä­
rung dieser und anderer Fragen entsandte das Bundesministerium fi.ir Verkehr im 
Oktober 1972 eine kleine Studiengruppe (darunter auch den Verfasser dieses Beitrags) 
nach den USA, die sich dort mit leitenden Männern der zuständigen Bundesbehörden, 
mit Vertretern der Straßen verwaltung mehrerer Bundesstaaten mit dem wissenschafl:­
liehe? Leite~ des AASHO-Road-Tests und mehreren seiner früheren und jetzigen Mit­
arbeiter, mit Vertretern von speziell mit Straßenkosten befaßten Ingenieurbüros und 
mit mehreren Wissenschaftlern unterhalten hat. 

Obwohl d~e .drei.köpfige Studiengruppe, die von vier Sachverständigen aus dem Bundes­
verl~.ehrsmll1ls.~enu~, von der Bundesbahn und vom Straßengüterverkehr begleitet war, 
zunachst ?ur uber ?Ie gesa.mmelten Informationen zu berichten hatte, konnte der gemein­
sam.e B~ncht. erst Im JUl1l 1974 abgeliefert werden. Dies zeigt, welche Schwierigkeiten 
a~lell1 d~e Wiedergabe der Reiseeindrücke bereitete. Der Grund ist darin zu sehen, daß 
die AnSichten über einige Ergebnisse des AASHO-Road-Tests und über die Ermittlung 
von Gre.nzkosten ~er Unterhaltung von Straßen diesseits und jenseits des Atlantischen 
Ozeans 111 wesenthchen Punkten auseinandergehen. 

Be~eichn.end hierfür ist eine Erklärung zweier Sachverständiger, die dem gemeinsamen 
~elsebencht vorangestellt worden ist. Obwohl die Gesprächspartner in den USA nach 
Ihrem Sachverstand .aus?ewählt und nur solche Straßenverwaltungen besucht worden 
,,:aren, von ~enen Wichtige. Aufschlüsse und speziell für die mitteleuropäischen Verhält­
I1lsse wesenthche InformatIOnen erwartet werden konnten haben zwei Berichterstatter 
».a~s tech?ischen un~ physikalisch-naturwissenschaftlichen 'Gründen« Vorbehalte gegen 
e:l1lge Teile des B.enchts geäußert. Da lediglich Informationen wiedergegeben worden 
sl.nd, besagt das n.lcht~ anderes, als daß die amerikanischen Gesprächspartner auf tech­
I1lschem lind phYSikalisch-naturwissenschaftlichem Gebiet nicht als hinreichend sachver­
ständig angesehen oder als in ihrem Kenntnisstand hinter dem europäischen Niveau 
zurückbleibend eingestuft werden. 

11. Zweck der Reise und Hauptdiskussionspunkte 

Die Studiengruppe hatte den Auftrag erhalten, sich über die »Auswertung der Ergebnisse 
des AASHO-Road-Tests sowie der in den USA gesammelten Erfahrungen bei der 
Unterhaltung und Erneuerung von Straßen« zu informieren. Insbesondere sollte berichtet 
werden über 

»die Verwendbarkeit von Ergebnissen des AASHO-Road-Tests für die Zurechnung 
der in Deutschland infolge des Schwerlastverkehrs entstehenden Unterhaltungs­
und Erneuerungskosten, 
die Prüfung der Möglichkeit, aus Meßergebnissen des AASHO-Road-Tests differen-
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zierte Aussagen für einzelne Straßenkategorien und nicht nur für das Gesamtnetz 
zu erhalten, 
die Ermittlung der Interdependenz zwischen Erneuerungs- und Unterhaltungsmaß­
nahmen und die Zurechnung ihrer Kosten auf einzelne Fahrzeugkategorien«. 

Zur Erläuterung der Fragestellung erscheinen folgende Hinweise nützlich. Von zentraler 
Bedeutung waren Informationen darüber, inwieweit nach amerikanischer Ansicht Ergeb­
nisse des AASHO-Road-Tests zur Ermittlung der "Grenzkosten« der Unterhaltung 
und Erneuerung von Fahrbahnbefestigungen (also zur Feststellung der verkehrsabhängi­
gen Kosten der Fahrbahnunterhaltung und -erneuerung) und zur Auf teilung dieser 
Kosten auf verschiedene Fahrzeugkategorien benutzt werden können. Weiterhin sollte 
ermittelt werden, welche abgabenpolitischen Entscheidungen für den Sdlwerlastwagen­
verkehr aus dem AASHO-Road-Test abgeleitet worden sind. Ferner sollte die Studien­
gruppe herausfinden, wie in der Praxis der Straßenverwaltung (und der Verwaltungen 
von Gebührenstraßen) Unterhaltungskosten ermittelt und kategorial den Benutzern 
zugerechnet werden. 

Aus dem vierzigseitigen Bericht der Studiengruppe können im folgenden nur elI1lge 
zentrale Fragen herausgegriffen und kommentiert werden, die für die weitere Diskussion 
über die Anlastung von Wegekosten auf verschiedene Benmzergruppen, insbesondere 
auf den Schwerlastwagenverkehr, wichtig erscheinen. 

III. AASHO-Road-Test und verkehrsabhängige Fahrbahn-Unterhaltllngskosten 

1. Die Aussonderung verkehrsabhängiger Fahrbahn-Unterhaltungskosten 

Hinsichtlich der kategorialen Zurechnung von Erneuerungsko~teI1 besteht in der Bundes­
republik wie in den USA weitgehende übereinstimmung darüber, daß die Ergebnisse 
des AASHO-Road-Tests anwendbar sind. Das heißt insbesondere, daß die von einzelnen 
Fahrzeugkategorien verursachten Fahrbahnschäden überproportional mit der Achslast 
der Fahrzeuge steigen. Umstritten ist dagegen, ob diese Erkenntnisse auch auf die 
Unterhaltungskosten der Fahrbahn anzuwenden sind. 

Wichtig ist in diesem Zusammenhang der amerikanische Hinweis, daß ein direkter 
Zusammenhang zwischen Art und Umfang des Verkehrs einerseits und Höhe der 
Fahrbahn-Unterhaltungskosten deswegen nicht hergestellt werden kann, weil sich stets 
verschiedene Einflußfaktoren in einstweilen untrennbarer Weise mischen. Da stets 
gleichzeitig mehrere Kräfte auf die Fahrbahnded~e einwirken (beispielsweise auf der 
Straße verkehrende Fahrzeuge und verschiedene Klimaeinflüsse) und zum Teil nur 
kombiniert Fahrbahnschäden bewirken, entsteht ein derzeit unlösbares Zurechnungspro­
blem. Amerikanische Sachverständige verweisen darauf, daß die Verkehrseinflüsse beim 
AASHO-Road-Test als prädominanter Faktor behandelt worden seien und daß andere 
Einflüsse vernachlässigt wurden. Die beim AASHO-Road-Test gefundenen Verhaltens­
beziehungen müßten deshalb mit Vorsicht ausgewertet werden. Das gelte um so mehr, 
als der Straßentest aus Kostengriinden auf gut zwei Jahre zusammengerafft worden sei. 
Die Lebensdauer normaler Straßen sei jedodl wesentlich länger. Deshalb hätten die 
Klimaeinflüsse in der Praxis notwendigerweise eine weit größere Bedeutung als während 
des zweijährigen Tests . Da es systematische Versudle mit dem Ziel, den Einfluß ver­
schiedener Klimafaktoren auf die Straßenkosten zu erforschen, in den USA bislang 
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nicht gegeben hat, gehen die Ansichten der Sachverständigen über das Ausmaß der 
nicht allein durch den Verkehr hervorgerufenen Kosten der Fahrbahnunterhaltung einst­
weilen auseinander. 

Die Ermittlung ~er v.erk~hrs~bhängigen Fahrbahn-Unterhaltungskosten galt bisher in 
~er Bundesre?ubhk oftenslchthch als weitgehend gelöst. Nach amerikanischer Auffassung 
sll:d Entscheldung~n über die einzelnen Einflußfaktoren zuzurechnenden nachteiligen 
Wirkungen auf die Fahrbahn zumindest mit erheblichen Unsicherheiten behaftet. Es 
triftt zwar zu, daß es derzeit bessere Ergebnisse als die des AASHO-Road-Tests nicht 
gibt. Bei der Benutzung dieser Ergebnisse wird jedoch entsprechend vorsichtig verfahren, 
zUl11al sich der Test mit den Fahrbahn-Untcrhaltungskosten und deren Abhängigkeit 
von den Achslasten der auf den Straßenabschnitten verkehrenden Fahrzeuge nicht be­
faßte. Wie noch darzustellen ist, benutzt die amerikanische Straßenbauverwaltung 
speziell für die Ermittlung des Fahrbahn-Unterhaltungsaufwandes im Gegensatz zu den 
Wegekostenrechnern in Brüssel und Bonn eine Verhaltensbeziehung, die nicht aus dem 
AASHO-Road-Test abgeleitet ist. Dem sind Untersuchungen über den Einfluß verschie­
dener Faktoren auf die Fahrbahn-Unterhaltungskosten auf zahlreichen Straßen in den 
USA mit unterschiedlichem Verkehrsumfang und verschiedener Zusammensetzung des 
Verkehrs sowie in mehreren Klimazonen vorausgegangen. 

2 . AASHO-Road-Test und Fahrbahnunterhaltungskosten 

Ein weiterer Streitpunkt ist die Frage, ob aus den Berichten über den AASHO-Road­
Test überhaupt Rückschlüsse auf die kategoriale Zurechnung von Fahrbahn-Unterhal­
tungskosten möglich sind. Von deutscher Seite ist die Meinun<> vertreten worden, daß 
die Unterhaltungsarbeiten während des Tests durchaus mit den Verhältnissen in der 
deutschen Straßenbaupraxis vergleichbar gewesen seien und daß deswegen die Testergeb­
nisse auch für die Ermittlung von "Grenzkosten« der Unterhaltung herangezogen 
werden könnten . 

Die amerikanischen Sachverständigen sind anderer Meinung. Zunächst ist darauf ver­
wiesen worden, daß es der Zweck des AASHO-Road-Tests war, das Verhalten unter­
schiedlich konstruierter Straßen in Abhängigkeit von der Verkehrsbelastung zu erfor­
schen. Die Unterhaltungsarbeiten an den Teststrecken seien nicht in der sonst üblichen 
Weise vorgenommen worden. Auch im Wegekostenbericht hieß es hierzu (S. 101): "Die 
Unterhaltung während der Versuchsdauer mußte so durchgeführt werden, daß die 
ursprüngliche Bauart der Versuchsabschnitte nicht geändert wird. Deshalb entstand ein 
hoher Aufwand für die Beseitigung von Schlaglöchern und Einsenkungen sowie für die 
Pflege v~n Rissen und Fugen i~ den Decken. Eine Häufung dieser Kleinunterhaltung 
wurde hmgenommen, obwohl m der Straßenbaupraxis in solchen Fällen eine neue 
Decke bzw. ein neuer Teppich aufgebracht worden wäre. « Es ist schwer verständlich, 
wieso es in der Bundesrepublik gleichwohl zu einem Streit darüber kommen konnte, ob 
die Teststrecken während des Versuchs normal unterhalten worden sind oder nid1t. 

S~lbs t wenn unrationelle Flickarbeit auch in der Bundesrepublik hier und dort prakti­
ZIert würde, so wäre dies kein Grund, unwirtschaftliches Verhalten und die dadurch 
überhöhten Kosten zur Grundlage abgabenpolitischer Entscheidungen zu madlen. Die 
Autofahrer würden dann nämlich, wie es amerikanische Wissenschaftler formulierten 
für Fehler finanziell verantwortlich gemadlt, die sie nicht zu vertreten hätten und auf 
deren Abstellung sie nicht hinwirken könnten. Der dokumentierte Unterhaltungsauf-
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wand während des Tests kann daher nicht zur Grundlage von Berechnungen der 
»Grenzkosten« der Unterhaltung gemacht werden. 

Für die kategoriale Zurechnung eignen sich Aufschreibungen über den Unterhaltungsauf­
wand während des AASHO-Road-Tests auch deswegen nicht, weil »nicht nach Entste­
hungsursachen unterschieden oder untersucht worden (ist), Unterhaltungsarbeiten in 
Abhängigkeit von verschiedenen Achslasten der auf den Teststrecken verkehrenden 
Fahrzeuge zu erfassen « (S. 29 f. des Gemeinsamen Berichts der deutschen Studien­
gruppe über die USA-Reise vom 1.-19. 10. 1972). Die befragten amerikanischen Sach­
verständigen haben es deshalb ausdrücklich abgelehnt, aus dem AASHO-Road-Test 
Schlüsse für die kategoriale Zurechnung der verkehrsabhängigen Fahrbahn-Unterhal­
tungskosten abzuleiten. 

Schließlich sollte zu denken geben, daß die Unterhaltungsarbeiten während des Stra­
ßentests unmittelbar nadl der Frostperiode kumulierten. Es ist nicht der Versuch gemacht 
worden, das Ausmaß der witterungsbedingten Fahrbahnschäden und Unterhaltungs­
kosten zu ermitteln. In den Sommermonaten war der Unterhaltungsaufwand sehr ge­
ring. Diese Beobachtungen bestätigen die Erfahrung, daß Schäden an nicht frostsicheren 
Straßen erst unter Verkehrsbelastung, also nur durch das Zusammentreffen der bei den 
Einflußfaktoren »Frosteinwirkung« und» Verkehr«, ein erhebliches Ausmaß annehmen. 

Der nicht frostsichere Ausbau vieler Teststrecken hat die Frage entstehen lassen, ob die 
Ergebnisse des AASHO-Road-Tests auf mitteleuropäische Verhältnisse übertragen wer­
den dürfen. In diesem Zusammenhang wird darauf verwiesen, daß es in der Bundes­
republik Deutschland - vor allem bei den Straßen mit geringer Verkehrsbelastung -
noch zahlreiche Abschnitte ohne frostsicheren Unterbau gebe. Deshalb könnten die 
Testergebnisse ohne weiteres benutzt werden. 

Auch in dieser Hinsicht ist jedoch zu prüfen, ob die für den Straßenbau verfügbaren 
Mittel sparsam und wirtschaftlich ausgegeben werden, wenn Jahr für Jahr hohe Mil­
Iionenbeträge für die Beseitigung von Frostaufbrüchen auf denselben Straßen zur Ver­
fügung gestellt werden müssen, anstatt daß diese Straßen frostsicher ausgebaut oder in 
den kritischen Tagen für den Schwerverkehr gesperrt werden. Zumindest wäre auch 
insoweit zu prüfen, ob die vorübergehende Beschränkung des Straßen neubaus zugunsten 
des frostsicheren Ausbaus bestehender Straßen nicht einen höheren volkswirtschaftlichen 
Nutzen erzeugte und ob das ständige Flicken frostzerstörter Straßen nicht auf eine 
Verschwendung öffentlicher Mittel hinausläuft, die den Autofahrern nicht anzulasten 
ist. Wegen des nicht abgegrenzten Einflusses des Frostes und anderer Klimafaktoren 
auf die Unterhaltungsarbeiten können die amerikanischen Testergebnisse jedenfalls nicht 
ohne weiteres für abgabenpolitische Entscheidungen herangezogen werden. 

Zwar haben alle amerikanischen Gesprächspartner die erhebliche Beanspruchung der 
Fahrbahnen durch Schwerfahrzeuge betont. Die Anwendung der allgemeinen Verhaltens­
beziehungen des AASHO-Road-Tests auf die Fahrbahn-Unterhaltungskosten wurde 
jedoch nicht für richtig gehalten und als zu extrem oder willkürlich abgelehnt. In Brüssel 
und Bonn wird zumindest überlegt werden müssen, ob diese Ansichten amerikanischer 
Sachverständiger und die empirischen Beobachtungen in den USA ohne weit,eres über­
gangen werden können. Die Art und Weise, in der Ergebnisse des AASHO-Road-Tests 
in Europa benutzt werden, wird jedenfalls von maßgeblichen amerikanischen Sachver­
ständigen nicht für gerechtfertigt gehalten. 
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3. Das Verhältnis zwischen Fahrbahn-Unterhaltungs- und -Erneuerungskosten 

Eine Interdependenz zwischen Fahrbahn-Unterhaltungs- und -Erneuerungskosten be­
steht nach den Außerungen amerikanischer Sachverständiger insofern, als die Vernach­
lässigung der Unterhaltungsarbeiten früher zu Erneuerungsarbeiten an der Fahrbahn 
(z. B. dicke Deckenüberzüge) zwingt. Da die Unterhaltungsarbeiten während des 
AASHO-Road-Tests bewußt vernachlässigt worden sind und da infolgedessen sehr 
wahrscheinlich ein wesentlich höherer Aufwand als bei normalen Unterhaltungsarbeiten 
in der Straßenbaupraxis und frühzeitigere Erneuerungen (nach Unterschreitung eines 
bestimmten Wertes des Befahrbarkeitsindex und Herausnahme des betreffenden Strek­
kenabschnitts aus dem Test) erforderlich geworden sind, ist es fraglich, ob zu den bei den 
Fragenkomplexen zuverlässige Aussagen aus dem AASHO-Road-Test zu gewinnen 
sind. 
Ferner besteht ein Zusammenhang zwischen Fahrbahn-Unterhaltungs- und -Erneuerungs­
kosten insofern, als bei steigender Verkehrsbelastung einer dafür nicht ausgebauten 
Straße mit erhöhtem Unterhaltungsaufwand und früherer Erneuerung gerechnet werden 
muß als bei Straßen, deren Fahrbahndecken rechtzeitig dem wachsenden Verkehr ange­
paßt worden sind. Ein Mitarbeiter des Highway Research Board hielt eine Steigerung 
der Unterhaltungskosten auf das Doppelte bis Dreifache für möglich. Da viele Straßen 
in der Bundesrepublik derzeit noch als nicht verkehrsadäquat ausgebaut bezeichnet 
werden müssen, wird auf diese Weise der Unterhaltungs- und Erneuerungsaufwand 
offenbar wesentlich vergrößert. Auch hier erhebt sich wiederum die Frage, ob dieses 
Verhalten wirtschaftlich vertretbar ist und ob durch Umlenkung der knappen verfüg­
baren Straßenbaumittel ein höherer volkswirtschaftlicher Nutzen erzielt werden könnte. 
Inwieweit in der Bundesrepublik Deutschland solche Fehldispositionen vorkommen, ist 
einstweilen offen. Jedenfalls sollten die motorisierten Straßenbenutzer, die sich gegen 
unwirtschaftliches Verhalten der Straßenbauverwaltung nicht wehren können, nicht 
für eventuelle Fehler bei der Verwendung spezieller Abgaben des Straßenverkehrs 
verantwortlich gemacht werden. Nach amerikanischer Ansicht fehlt in solchen Fällen 
die Basis für die kategoriale Zuordnung der Unterhaltungskosten. Die vermeidbaren 
Unterhaltungskosten der Fahrbahn dürften nach dieser Auffassung nicht den Straßenbe­
nutzern auferlegt, sondern müßten aus allgemeinen Steuermitteln gedeckt werden. 
Nach amerikanischen Vorstellungen besteht ein substitutives Verhältnis zwischen Bau­
(Erneuerungs-)kosten und Fahrbahn-Unterhaltungskosten. Eine »überdimensionierte« 
Straße verursacht zwar höhere Baukosten, aber geringere Unterhaltungs- und Erneue­
rungskosten innerhalb einer bestimmten Lebensdauer und umgekehrt. Strebt die Stra­
ßenbauverwaltung nach einem möglichst effizienten Mitteleinsatz, so wird sie die auf 
einen Stichtag abgezinsten Gesamtkosten einer Straße für eine längere Periode, ein­
schließlich aller Unterhaltungs- und Erneuerungsarbeiten, ermitteln und zwischen mög­
lichen Alternativen so wählen müssen, daß die Lösung mit den gerinr;stmör;lichen Ge­
samtkosten verwirklicht wird. Die Straßenbaupraxis der Bundesrepublik Deutschland 
ist hiervon offensichtlich noch weit entfernt. 
Das unzweifelhaft bestehende Substitutionsverhältnis zwischen Bau- (Erneuerungs-) und 
Fahrbahn-Unterhaltungskosten ist offensichtlich der Schlüssel für zwei weitere von 
amerikanischer Seite angestellte überlegungen. 
Erstens wird es zumindest von einigen Sachverständigen als Doppelbelastung empfun­
den, wenn neben den Investitions- und Erneuerungskosten auch noch die Unterhaltungs-



194 Walter Ramm 

kosten mit Hilfe der AASHO-Formeln kategorial zugerechnet würden, was, wie schon 
gesagt, darauf hinauslaufen würde, daß die verkehrs abhängigen Fahrbahn-Unterhal­
tungskosten ausschließlich dem Schwerlastwagenverkehr anzulasten wären. 
Zweistens wird erkennbar, wieso in empirischen Untersuchungen der Unterhaltungs­
kosten dem Lebensalter einer Straße eine so überragende Bedeutung zukommt. Hierauf 
wird noch einzugehen sein. 
Als Schlußfolgerung ergibt sich, daß eine weit differenziertere Betrachtung der Erneue­
rungskosten unumgänglich sein wird. Erneuerungsarbeiten, die durch vernachlässigte 
Unterhaltung der Fahrbahndecke oder durch »Unterdimensionierung« der Straße vor­
zeitig vorgenommen werden müssen, sind abgabenpolitisch anders zu beurteilen als 
dicke Deckenüberzüge, die eine Straße der künfl:ig wachsenden Verkehrsbelastung anpas­
sen sollen und die unzweifelhafl: den Charakter einer Zusatzinvestition tragen. Schließ­
lich wäre noch die »normale« Erneuerung einer verkehrsadäquat dimensionierten 
Straße zu unterscheiden. In der bisherigen Diskussion - auch im Wegekostenbericht -
sind abgabenpolitisch unterschiedlich zu beurteilende Fälle unzulässigerweise zusammen­
gefaßt und pauschal gleichbehandelt worden. 

4. Ermittlungen über verkehrsabhängige Fahrbahn-Unterhaltungskosten in der 
amerikanischen Straßenbaupraxis 

In der Musteruntersuchung und im Wegekostenbericht wird von einer funktionalen 
Abhängigkeit der Fahrbahn-Unterhaltungskosten von der Verkehrsmenge entsprechend 
den beim AASHO-Road-Test gewonnenen Beziehungen ausgegangen. In den USA 
wird an diese Frage offensichtlich sehr viel behutsamer herangegangen. 
Zunächst wurde betont, daß es einstweilen keine wissenschafl:lichen Untersuchungen in 
den USA über die Frage gebe, auf welche Ursachen die Fahrbahn-Unterhaltungskosten 
zurückzuführen sind. Solange solche empirisch überprüften Ergebnisse nicht vorlägen, 
sei es nicht möglich, verkehrsbedingte Kosten der Fahrbahn-Unterhaltung auszusondern. 
Da in vielen Fällen mehrere Unterhaltungskosten verursachende Faktoren untrennbar 
kombiniert seien, wurde sogar bezweifelt, ob sich jemals verkehrsbedingte Unterhal­
tungskosten (Grenzkosten der Benutzung) eindeutig ermitteln ließen. 
Zweitens wurde darauf hingewiesen, daß in den USA bisher keine Ermittlungen über 
die Fahrbahn-Unterhaltungskosten in Abhängigkeit vom Umfang und der Zusammen­
setzung des Verkehrs nach Achslasten angestellt worden seien. Infolgedessen fehlten 
jegliche Unterlagen für die kategoriale Zurechnung von Fahrbahn-Unterhaltungskosten. 
Zwar werden gelegentlich lineare Beziehungen zwischen dem Umfang des durchschnitt­
lichen täglichen Verkehrs und den Unterhaltungskosten hergestellt. Dabei wird jedoch 
nicht der Einfluß verschieden hoher Achslasten durch Umrechnung auf äquivalente 
Achslasten (wie beim AASHO-Road-Test) berücksichtigt. Die für die kategoriale 
Kostenzurechnung entscheidende Frage bleibt bei diesen überl egungen offen. 
Auch in den USA wird, wie bereits erwähnt, davon ausgegangen, daß Schwerlastwagen 
höhere Straßeninvestitionen erfordern und größere Schäden an den Fahrbahnen verur­
sachen als leichte Krafl:fahrzeuge. Wie hoch die dadurch hervorgerufenen Kostenunter­
schiede sind, ist jedoch unbekannt. Die Ermittlung verkehrsbeclingter Fahrbahn-Untcr­
haltungskosten und deren Auf teilung auf verschiedene Fahrzeugkategorien gilt in den 
USA nicht als vordringliche Frage. Das erklärt, warum auf diesem Gebiet bisher keine 
eingehenden Ermittlungen angestellt worden sind. Mehrfach wurde deshalb von den 
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amerikanischen Gesprächspartnern gefragt, warum man sich in Europa mit solchem 
Eifer der kategorialen Zurechnung eines so winzigen Teils der gesamten Straßenkosten 
zuwende und warum man sich nicht - wie in den USA - zunächst der Auf teilung der 
großen Posten widme. Hinzu kommt, daß es im Herbst 1972 keinerlei Anlaß gab, 
sich mit der steuerlichen Belastung verschiedener Fahrzeuggruppen zu beschäfl:igen, da 
die bestehenden steuerlichen Belastungsunterschiede für die einzelnen Fahrzeugkate­
go rien allgemein als faire Lösung angesehen werden. In den USA sind übr.igens ?ie 
Unterschiede in der Belastung der leichten und der schwersten Fahrzeuge deutbch germ­
ger als in der Bundesrepublik Deutschland. 
Nach den in Brüssel und Bonn vertretenen Auffassungen verursachen Personenkrafl:­
wagen keinerlei Fahrbahn-Unterhaltungskosten. Deswegen war drittens die Informa­
tion wichtig, daß beispielsweise auf dem ausschließlich Personenkraftwagen vorbehal­
tenen Abschnitt des Garden-State-Parkway in New Jersey verkehrsabhängige Unter­
haltungskosten entstehen und daß dort in Abhängigkeit vom Verkehr alle 5 bis 8 Jah~e 
Deckenüberzüge (resurfacing) erforderlich werden. Daß ferner Leichtfahrzeuge mit 
Spikesreifen erhebliche Fahrbahnschäden verursachen, wurde vor allem in nördlichen 
Staaten der USA bestätigt. In Minnesota wurde daher die Benutzung von Spikesreifen 
1972 verboten. 
Bemerkenswert ist viertens der Versuch, auf 28 Teststred(en in fünf Bundesstaaten 
(Florida, Kalifornien, New York, Ohio und Texas) die Abhängigkeit der Unterhal­
tungskosten von verschiedenen Einflußfaktoren empirisch zu ermitteln. Die Unterhal­
tungskosten wurden in sieben Gruppen aufgeteilt, von denen hier allein Unterhaltungs­
arbeiten an der Fahrbahn und den Banketten bedeutungsvoll sind. Insgesamt wurden 
18 unabhängige Variable untersucht. Im Wege von Signifikanzpri.ifungen wurde ihr 
Einfluß auf die Unterhaltungsarbeiten festgestellt. Unter den untersuchten Variablen 
befanden sich audl der Umfang des durchschnittlichen täglichen Verkehrs, das Volumen 
des durchschnittlichen täglichen Lastwagenverkehrs, das Lebensalter der Straße in 
Jahren, kombinierte Werte von Verkehrsbelastung und Lebensalter der Stra~~, die 
durchschnittliche Jahrestemperatur und die Zahl der Frosttage 5). Nach den empirischen 
Untersuchungen auf den 28 Teststred(en (davon rund 37 Ofo mit Asphaltbetonde~en 
und rund 63 % mit Zementbetondecken) wurde mittels einfacher Regressionsrechnung 
folgende Gleichung ermittelt 6): 

Yp = 19,72 X~ + 13,72 X2 - 183 

In dieser Gleichung bedeutet: Yp = naturale Einheiten der für Unterhaltungsarbeiten 
benötigten Arbeitskräfte, Maschinen und Materialien (in Geldeinheiten umrechenbar); 
Xl = Alter der Fahrbahndecke (oder des letzten Deckenüberzugs) in Jahren; Xz = Zahl 
der Frosttage. 
In den Test wurden Straßendecken unterschiedlichen Alters (bis zu 10 Jahren) in ver­
schiedenen Klimazonen und mit ganz untersdliedlichem Verkehrsumfang und mit ver­
schiedener Verkehrszusammensetzung einbezogen. 

5) VgJ. Bertr(/m D. Tallamy Associates? Intcrstatc High":,ay Maintenanc~ Req~ircmcnts and Unit Mainte­
nancc Expenditllfc Index (= Bericht 42 des National Cooperatlve Highway Research Program, 
herausgegeben vom Highway Research Board), Washington 1967, 5. 43 . 

6) VgJ. ebenda, S. 44. 
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Die amerikanischen Sachverständigen berichteten, daß diese Gleichung nach 1967 in 
vielen Teilen der USA überprüft worden sei. Es handele sich um die besten derzeit 
verfügbaren Daten, was nicht bedeute, daß diese Gleichung nicht weiter verbessert 
werden könne. In der amerikanischen Straßenbaupraxis werde mit dieser Gleichung 
gearbeitet. Ob sie in anderen Ländern ebenfalls brauchbar sei, müsse geprüft werden. 
Ergänzende Studien auf dem Gebiet der Fahrbahn-Unterhaltungskosten waren im 
Herbst 1972 nicht im Gange, was ebenfalls für die praktische Bewährung der gefunde­
nen Gleichung spricht. 
Während nach den angeführten europäischen Arbeiten (die sich auf den AASHO-Road­
Test stützen) allein der Schwerlastwagenverkehr Kosten der Fahrbahnunterhaltung 
verursacht, haben die empirischen Signifikanzuntersuchungen in den USA nicht zu der­
artigen Ergebnissen geführt. Bezeichnenderweise tauchen die Verkehrsbelastung und die 
Verkehrszusammensetzung in der amerikanischen Gleichung für die Fahrbahn-Unter­
haltungskosten nicht auf. Daß Frostschäden im Zusammenhang mit Verkehrs belastungen 
auftreten, wurde freilich auch von den amerikanischen Sachverständigen betont. Inso­
fern sind Verkehrseinflüsse mittelbar in die Gleichung eingegangen, freilich nicht mit 
der in Europa unterstellten Prädominanz. 

IV. Ergebnis 

Die Ergebnisse des AASHO-Road-Tests werden in Brüssel und Bonn für die kategoriale 
Zurechnung der Fahrbahn-Unterhaltungskosten herangezogen mit dem Ergebnis, daß 
dem Schwerlastwagenverkehr die gesamten verkehrsabhängigen Kosten der Fahrbahn­
Unterhaltung aufgebürdet werden. Nach Ansicht amerikanischer Sachverständiger lie­
fert der AASHO-Road-Test keine Daten, die eine kategoriale Zurechnung von Fahr­
bahn-Unterhaltungskosten zulassen. Es erscheint daher unerläßlich, die Musterunter­
suchung und den Wegekostenbericht insoweit kritisch zu überprüfen. Empirische Unter­
suchungen, deren Ergebnisse in der Straßenbaupraxis der USA als die besten derzeit 
verfügbaren Daten bezeichnet werden, haben die direkte Abhängigkeit der Fahrbahn­
Unterhaltungskosten allein vom Umfang des Schwerlastwagenverkehrs nicht bestätigt. 

Da es nicht die Aufgabe des AASHO-Road-Tests war, den Einfluß des Schwerlastwagen­
verkehrs auf die Fahrbahn-Unterhaltungskosten festzustellen, können aus diesem Test 
auch keine nach Straßen unterschiedlicher Bauweise differenzierte Aussagen über die 
Anlastung von Kosten der Fahrbahnunterhaltung abgeleitet werden. 

Das Hinauszögern fälliger Unterhaltungsarbeiten und die Benutzung »unterdimen­
sionierter« oder nicht frostsicherer Straßen läßt die Unterhaltungs- und Erneuerungsko­
sten erheblich ansteigen. Diese unwirtschaftliche Verwendung von Straßenbaumitteln 
wird in den USA als Verschwendung öffentlicher Gelder bezeichnet, die nicht von den 
motorisierten Straßenbenutzern, sondern von allen Steuerzahlern vertreten werden 
müsse. Würden überhöhte Unterhaltungs- und Erneuerungskosten den Straßenbenutzern 
aufgebürdet, so müßten diese für Fehler bezahlen, die sie nicht zu vertreten hätten 
und zu deren Vermeidung ~ie nicht beitragen könnten. Außerdem käme es zur Fehl­
allokation von Produktivkräften. Der Abgabenpolitik dürften daher nur die Unterhal­
tungskosten verkehrsadäquat ausgebauter Straßen zugrunde gelegt werden. 

Für die kategoriale Verteilung der Erneuerungskosten können nach amerikanischer 
Auffassung die Ergebnisse des AASHO-Road-Tests im Rahmen der Zusatzkostenme-
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thode (incremental method) angewendet werden. Es erscheint allerdings unumgänglich 
zu prüfen, ob durch unwirtschaftliches Verhalten der Straßenbaubehörden überhöhte 
Erneuerungskosten entstehen, die bei abgabenpolitischen Entscheidungen ausgeklammert 
werden müßten. Die bisher übliche undifferenzierte Behandlung der Erneuerungskosten 
erscheint fragwürdig . 

Summary 

Competent USA experts are of opinion that the AASHO-Road-Test - in opposition to the ~pinion 
prevailing at Bonn and Brussels - allows no conclusions that r?~dway-upkeep. dependmg ~n 
traffic can be attributed to the different groups of road-users. Empmcal researchs 111 the USA dld 
not as it is asserted in Europe confirm the dependence of such costs only on the extent of hea,:,y lorry 
traffic. In the USA one criticizes the uneconomical expense of road-constructlon means bc mg due 
to the fact that many roads are not constructed frost-resistant or had been adapte~ according tO the 
traffic-frequency. The therefore superelevated upkeep and renewal costs are conung ou: :0 a ':laste 
of public means. It cannot be justified to burden but road-users with these therefore ralsmg fman­
cial charges. 

Des experts americains competents aus Etats-Unis SOnt partisans de I'opinion que - contrairement 
aux avis partages 11 Bruxelles ct 11 Bonn - le test AASHO-Road n'admette pas de eonclure que les 
frais d'entretien des ehaussees dependant du trafie soient 11 attribuer aux groupes differents d'usa­
gers. Des recherehes empiriques aux Etats-Unis n'ont pas eonfirme que ces frais comme il est 
pretendu en Europe dependent uniquement de I'envergure du tra.fie des P?ids-Iourd~. A~x Etats­
Unis on critique la depense non rentable de moyens de eonstruetlons routleres OeeaSI?nnCe par .te 
fait que beaucoup de routes ne sont pas constl"uites ~ntigel ou eonformem~nt 11 la ?enSltc du :raf~e; 
Les eOlas d'entretien et de renouvellement par eonsequent surhausses reVlennent a une prodlgahte 
de moyens publies. Il n'est pas a justifier qu'on impose les eharges finaneieres ainsi eausees uniquc­
ment aux usagers de la route. 
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Automobilnachfrage und wirtschaftliches Wachstum 
VON DIPL.- VOLKSW. ACHIM DIEKMANN, FRANKFURT A . M . 

1. Abgrenzung und Struktur des Automobilsektors 

Der Automobilsektor nimmt heute in der deutschen Wirtschaft eine Schlüsselstellung ein. 
Sein überproportionales Wachstum nach dem 2. Weltkrieg hat die wirtschaftliche Ent­
wicklung in der Bundesrepublik entscheidend beeinflußt. Welcher Art dieser Einfluß war, 
soll im folgenden untersucht werden 1). 
Die Untersuchung der Wechselbeziehungen zwischen der Automobilnachfrage und dem 
gesamtwirtschaftlichen Entwicl~lungsprozeß. erfolg: im Rahmen einer sektora.len Input­
Output-Analyse, in deren Mittelpunkt dIe unmittelbar von d~r AutomobIlnachfr~ge 
abhängigen Bereiche, die Automobilindustrie und der Automobdhandel, stehen. Belde 
zusammen bilden den Automobilsektor. 
Abweichend von dem üblichen Sprachgebraucll wird unter Automobilnachfrage nicht nur 
die Nachfrage nach Automobilen (Personenkraftwagen, Kombinatio?skraftwagen, Last·· 
kraftwagen, Sonderkraftfahrzeuge, Omnibusse und Straßenzugmaschmen), sondern auch 
die Nachfrage nach den übrigen von der Automobilindustrie hergestellten Erzeugnissen 
(Kraftfahrzeugteile, Kraftfahrzeugmotoren, Kraftfahrzeuganhäng~r und K:aftfahr~eug­
aufbauten) verstanden. Auch die Nachfrage nach den von den dreI Produktlonsberelcllen 
der Automobilindustrie erbracllten Reparaturleistungen wird der Automobilnachfrage 
zugerechnet. . .. 
Den wichtigsten Produktionsbereich innerhalb des AutomobIlsektors bIldet dIe K raft­
wagenindustrie 2). Ihr Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt be.lief sich 197~ auf .17,7 Mrd. 
DM (610J0 des Gesamtbereichs). In den 16 Unternehmen dIeses Indus~nezwel~es waren 
1972 409.000 Personen beschäftigt - etwa die Hälfte der im AutomobIlsektor msgesamt 
Beschäftigten. 
Den kleinsten Herstellerbereich innerhalb des Automobilsektors bildet die Anhänger­
und Au/bautenindustrie 3). Die 161 vorwiegend mittelständiscllen Unternehmen dieses 
Industriezweiges beschäftigten 1972 28.000 Personen. Ihr Beitrag zum Bruttoinlands­
produkt lag bei 1 Mrd. DM. 
Der dritte Produktionsbereich, die mit der Kraftwagenindustrie und der Anhänger- und 
Aufbautenindustrie produktionstechnisch eng verzahnte Kraft /ahrzeugteileindustrie 4) 

1) Die folgenden Ausführungen stlitzen si0 auf eine Untersuchung des Autor~, die in Kürze unter dem 
Titel . Die Automobilnachfrage als KOllJunktur- und Wadlstumsfaktor - eIDe Input-Output-Analyse« 
veröffentlicht wird. 

2) Zur Kraftwagenindustrie zählen alle Unternehmen, die vorwiegend oder ausschließlich Erzeugnisse der 
Warennummer 331 (ausgenommen 3317 Krafhäder) herstellen. 

3) Zur Anhänger- und Aufbautenindustrie zählen alle Unternehmen, die Erzeugnisse. der Warennummer 
334 produzieren, soweit es sidl da~ei um. Straß,enfahl'zeuge oder Aufbauten hlerf(ir ha!,delt . Als 
nicht zur Anhänger- und Aufbautenmdustne gehorend werden Unternehmen betradltet, dlC vorwie-
gend oder ausschließlich Aufbauten- und Anhängerteile hers.tellen. . . . 

4) Zur Kraftfahrzeugteileindustrie zählen alle L!nternehmen, dIe. vorwle?el~d oder ausschlIeßlIch Er~eug­
nisse der Warenntlmmern 331 und 334 prodUZIeren , soweIt es sld, dabeI 11lcht um Kraftfahrzetlganhanger 
oder -aufbauten handelt. 
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zählte 1972 etwa 172 Unternehmen mit 175.000 Beschäftigten. Ihr Beitrag zum Brutto­
inlandsprodukt belief sich auf 5 Mrd. DM. 
Der nicht-industrielle »Produktionsbereich« des Automobilsektors, der Automobilhandel, 
umfaßte 1972 rund 12.000 Unternehmen (mit rund 210.000 Beschäftigten) , die im 
eigenen Namen und auf eigene Rechnung im Vertriebsbereich der Automobilindustrie 
tätig waren. Unter Einbeziehung der auf der Vertriebsstufe erbrachten Transportlei­
stungen belief sich der Beitrag dieses Bereichs zum Bruttoinlandsprodukt auf 5,3 Mrd. DM. 
Zusammengenommen erreichten die vier Prodllktionsbereiche des Alltomobilsektors 1972 
einen Anteil an der gesamtwirtschaftlichen Wertschöpfung von 3,5 ·0J0. 3,1 0J0 der Er­
werbstätigen in der Bundesrepublik waren zu diesem Zeitpunkt im Automobilsektor 
beschäftigt. 

Tabe ll e 1 : Produktion und Beschäftigte im Automobilsektor 1972 

Produktionsbereich 

Kraftwagenindustrie 
Anhänger- und 
Aufbautenindustrie 
Kfz-Teile-Industrie 

Automobilindustrie 
Automobilhandei l) 
(Vertriebsstufe ) 

Automobilsektor I 

Beitrag zum 
Bruttoinlandsprodukt 

(Mrd. DM) 

17,7 

1,0 

5,0 

23,7 

5,3 

29,0 

Beschäftigte 
Anzahl 
in 1000 

409 

28 

157 

594 

210 2) 

804 

1) Einschließlich der auf der Vertriebsstufe erbradnen Trallsportleistun gen. 
2) Geschätzt. 

Quelle: Stat. Bundesamt und eigene Berechnungen. 

I 

Anzahl der 
Unternehm en 
(Mitte 1971) 

16 

161 

172 

346 

12.000 2) 

12.346 

H. D ie wachstums- und konjunkturpolitische Schlüsselrolle des Automobilsektors 
Die wachstums- und konjunkturpolitische Scllli.isselrolle des Automobilsektors und seine 
Stellung im Wirtschaftskreislauf wird von zwei Kriterien bestimmt. Das erste Kriterium 
ist der hohe Grad seiner Abhängigkeit von der Endnachfrage, und zwar insbesondere 
von der Auslandsnachfrage und der privaten Verbrauchsnachfrage. Diese Abhängigkeit 
macht ihn zum Träger autonomer Wachstums- und Konjunkturimpulse. Das zweite 
wichtige Kriterium ist die enge Verflechtung des Automobilsektors mit den ihm vorge­
lagerten Produktionsbereichen G). Sie erklärt die Breitenwirkung, mit der sich die vom 
Automobilsektor empfangenen Nachfrageimpulse fortpflanzen. 
Der durch die hohe Vorleistungsintensität des Automobilsektors gegebene Zusammen­
hang zwiscllen der Automobilkonjunktur und dem Wachstumsverlauf in den vom 

5) Die Herstell ung von Automobilen vo ll zieht sich in einem arbeitsteiligen Prozeß, an dem neben den 
Unternehmen der Automobili ndtl strie eine Viel zahl von Unternehmen anderer Branchen betei ligt ist. 
Der Fremdbezug von Rohstoffen, Vorerzetlgn issen und Dienstleistungen macht etwa 56 % des Brutto­
produktionswertes des hier untersuchten Sektors aus . 
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Automobilsektor abhängigen Brandlen wird durm die psymologisme ~irkung verstärkt, 
die von Veränderungen im Produktionsvolumen dieses Smlüsselberelms au~ das Ver­
halten von Konsumenten und Investoren ausgeht. Die große Beachtung, die Produk­
tionsschwankungen im Automobilbereich in der Offentlimkeit finden, Jäß~ vermuten, 
daß die Automobilnamfrage aum Unternehmen solmer Branmen als Onentle,:ungsmaß­
stab dient die mit der Automobilnamfrage nur in geringem Umfang dur,? Llefen~ng:n 
verbunde~ sind, so daß der Entwicklung im Automobilbereim eine über die quantitativ 
nachweisbaren Impulse hinausgehende Indikatorwirkung zukommt. . . . 
Entscheidende Einflüsse sind von der Automobilindustrie in der Namknegszelt m~t 
nur im Bereim der Binnenwirtsmaft ausgegangen. Der Ausfuhrübersmuß, den die 
Bundesrepublik in den vergangenen 20 Jahren erzielen konnte, geht zu mehr als der 
Hälfte auf das Konto der Automobilnachfrage. 
Auch die Tatsame, daß rund ein Sechstel der Steuereinnahmen von Bund und ~ändern 
von der Automobilnamfrage induziert sind, läßt die Bedeutung des AutomobIlsektors 
und der mit ihm verbundenen Fertigungsbereime erkennen. 
Dabei bleiben die mit dem Anstieg der Automobilnamfrage verbundenen Multiplika­
torwirkungen und der überwiegende Teil der von der Haltung und Verwendung des 
Fahrzeugbestandes ausgehenden Produktionseffekte unberücksimtigt. 

Tabelle 2: 
Beschäftigte in der Kfz-Wirtschaf/ und den von ihr abhängigen Bereichen (1970) 

Beschäftigte in Beschäftigte in den 
der Automobil- übrigen mit dem In % der 
industrie und im Automobil direkt Zusammen Beschäftigten 

WirtschaA:sbereidle Automobilhandel und indirekt des Bundes-
einschI. Vor- verbundenen gebietes 

leistungsbereidle Bereichen 

1. Land- und Fortswirtsch. 43 10 53 2,2 

2. Energiewirtschaft, Bergbau 29 5 34 6,4 

3. Verarbeitende Gewerbe 
19,5 (ohne Baugewerbe) 1239 788 2027 

4. Baugewerbe 35 178 213 10,3 

5. Handel (einsehl. 
620 19,6 Tankstellen und Garagen) 228 392 

6. Verkehr- und 
Nachrichtenübermittlung 152 450 602 40,9 

7. Kreditinstitute und 
Versicherungsgewerbe 25 16 41 6,9 

8. Dienstleistungen 55 56 111 0,3 

9. Organisationen ohne 
11 2,8 Erwerbscharakter 1 10 

10. Gebietskörperschaften 
und Sozialversicherer 10 58 68 4,0 

Insgesamt 1817 1955 3883 14,7 

Quelle: Diekmann, A., Automobilnachfrage und Beschäftigung, in: WirtschaA:sdienst, 54. Jg. (1974), Hell: 2. 
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Faßt man, um den Einfluß des Automobils auf den wirtschaftlimen Produktionsprozeß 
in der Bundesrepublik sdllemthin zu verdeutlidlen, die von der Produktion des Auto­
mobilsektors ausgehenden Wirkungen und die gewissermaßen von der Höhe des Fahr­
zeugbestandes und der Art seines Einsatzes abhängige Namfrage zusammen und mißt 
sie an der Zahl der direkt und indirekt von der Herstell/mg, dem Vertrieb und der 
Verwendung von Kraftwagen und Kraftfahrzeuganhängern abhängigen Beschäftigten, 
so ergibt sim ein Abhängigkeitsgrad der inländismen Wertsmöpfung vom Automobil 
von knapp 15010. 

UI. Wachstum des Automobilsektors 
Als Schrittmamer des wirtschaftlichen Wachstums in der Bundesrepublik wies der Auto­
mobilsektor über mehr als zwei Jahrzehnte hinweg Wachstumsraten auf, die weit über 
die durdlschnittlimen Expansionsraten der übrigen Wirtsmaftsbereime hinausgingen. 
Erst in den letzten Jahren hat sich eine Annäherung des Wachstumstrends der Auto­
mobilnamfrage an die das gesamtwirtsmaftlime Wachstum kennzeimnende Trendlinie 
vollzogen. 
Der Anstieg der von den vier Herstellerbereimen des Automobilsektors erbramten 
Produktionsleistung verlief jedodl keineswegs gleichmäßig. Der mit abnehmender Rate 
steigende Trend der Namfrage nam den Erzeugnissen der Automobilindustrie war stets 
von zyklismen Schwankungen überlagert. In den ersten beiden Namkriegsdekaden war 
das Phänomen der Schwankungen um den langfristigen Wamstumspfad durm die auch 
in Phasen namlassenden Wachstums hohen Zuwamsraten überdeckt worden. Mit fort­
schreitender Abflachung des Wamstumstrends trat jedoch die zyklische Entwicklung des 
Wachstumsprozesses immer deutlimer in Erscheinung. 
Orientiert man sim an den jährlichen Outputdaten des Automobilsektors in Preisen 
von 1962, so zeichnen sim die in Tabelle 3 wiedergegebenen Wamstumsabsmnitte ab. 

Tabelle 3: Wachstumszyklen des Automobilsektors 1952-1972 

WadlStumszyklen Gesamtdauer Aufsdlwung Abschwung 

1. Zyklus 1953-57 1953-55 1956-57 
(5 Jahre) (3 Jahre) (2 Jahre) 

2. Zyklus 1958-61 1958-60 1961 
(4 Jahre) (3 Jahre) (1 Jahr) 

3. Zyklus 1962-67 1962-64 1965-67 
(6 Jahre) (3 Jahre) (3 Jahre) 

4. Zyklus 1968-72 1968 1969-72 
(5 Jahre) (1 Jahr) (4 Jahre) 

Danach hat der Automobilsektor während des Zeitraumes 1952-1972 vier Wachstums­
absdmitte durmlaufen. Als Aufschwungsjahre sind in der Tabelle 3 Jahre mit steigender, 
als Jahre des Absmwungs solme mit fallender Wamstumsrate erfaßt worden. Jeder 
Zyklus umfaßt eine Aufsmwungs- und eine Abschwungsphase ß). Die Länge der 

6) Die Entwicklung der Jahre 1973/74, als auf einen kurzen Aufschwung ein tiefer Einschnitt im Absatz 
lind in der Produktion folgte, ist bei dieser Darstellung noch nidlt berücksichtigt. 

2 
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Wachstumszyklen schwankte zwischen 4 und 6 Jahren. Bis zum 4. Zyklus erstreckte 
sich die Aufschwungsphase stets über einen Zeitraum von 3 Jahren bei unterschiedlicher 
Länge der Abschwungsphasen. 

IV. Komponenten der Nachfrage (Outputstruktur) 

Die das Wachstum des Automobilsektors bestimmende Nachfrage läßt sich 111 sieben 
Komponenten zusammenfassen: 
1. die dem intermediären Bereich zuzuordnende Vorleistungsnachfrage, 
2. die private Verbrauchsnachfrage, 
3. die Nachfrage des Staates, 
4. die Investitionsgüternachfrage der privaten Unternehmen, 
5. die Veränderungen der Bestände an Halb- und Fertigerzeugnissen innerhalb des 

Automobilsektors, 
6. die Auslandsnachfrage, 
7. die Nachfrage nach nichtbranchentypischen Erzeugnissen (Nebenleistungen). 

Das Gewicht dieser einz~lnen Komponenten war, wie übersicht 4 zeigt, während des 
hier be,trachteten Zeitraumes nicht unerheblichen Anderungen unterworfen. 

Tabel l e 4: 
Komponenten der für das Wachstum des Automobilsektors relevanten Nachfrage 

(Anteile an der Gesamtnachfrage in 0/0) 

Nadlfragekompollellten I 1952 I 1955 I 1960 I 1965 1970 1972 

Vorleistungen für andere Produktionssektoren 29,2 25,7 19,7 16,6 12,6 10,8 

Privater Verbrauch 5,8 11,7 18,4 23,8 25,8 26,5 

Staat 3,3 0,7 1,9 1,0 0,4 0,3 

Anlageinvestitionen 43,6 36,6 27,3 25,6 19,7 19,4 

Vorratsveränderungen 1,2 1,8 2,6 0,5 1,4 0,2 

Ausland 15,7 21,9 28,0 30,4 34,6 37,8 

Output branchenspezifischer 
Erzeugnisse und Leistungen 98,8 98,2 98,0 97,7 94,4 94,8 

Output nicht branchenspezifischer 
Erzeugnisse und Leistungen 1,2 1,7 2,0 2,3 5,6 5,2 

BruttOproduktion des Automobilsektors 1100,0 / 100,0 1100,0 1 100,0 1 100,0 1 100,0 

Quelle: Diekmann, A., Die Automobilnadlfrage als Konjunktur- und Wachstumsfaktor - eine Input­
Output-Studie (in Vorbereitung). 

Die wichtigste unter den genannten Nachfragegrößen ist heute die Auslandsnachfrage. 
Sie hat, wenn auch ihr Einfluß auf die Produktionsleistung des Automobilsektors seit 
1967 nicht mehr gewachsen ist, das Wachstum dieses Sektors während des Untersuchungs­
zeitraumes entscheidend mitbestimmt und wesentlich zur Verstetigung des Wachstums­
verlaufs beigetragen. 
In 12 von insgesamt 20 Jahren, die für einen Vergleich der Wachstumsraten der Auto,-
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mobilausfuhr und des Automobilsektors zur Verfügung stehen, wies die Ausfuhr ein 
überproportionales Wachstum auf. In den verbleibenden 8 Jahren wurden die Steige­
rungsraten der Produktion des Automobilsektors meist nur knapp unterschritten. Der 
Export wirkte also vorwiegend wachstumsverstärkend. 
Die zyklischen Schwankungen der Produktion im Automobilbereich wurden durch die 
Entwicklung der Ausfuhr nur in vier von insgesamt neunzehn Jahren verstärkt. 
Während des übrigen Zeitraumes dämpfte die Ausfuhr die Schwankungsamplituden der 
Automobilerzeugung, sei es durch unterproportionales Wachstum, sei es durch eine 
ausgesprochen antizyklische Entwicklung. Die der Entwicklungsrichtung der Produktion 
häufig entgegengesetzte Tendenz der Ausfuhr läßt erkennen, in welchem Maße die 
Ausfuhr über den gesamten Zeitraum hinweg eine Ausgleichsfunktion erfüllt hat. 

Der Anteil der Ausfuhr am Gesamtoutput des Automobilsektors hat sich während des 
Untersuchungszeitraumes von 15,7 auf 37,8 % erhöht. Zwei Fünftel der von 1952-1972 
erzielten Steigerung des OUtputs sind dem überproponionalen Wachstum der Ausfuhr 
zuzuschreiben. 
An die zweite Stelle unter den das Wachstum des Automobilbereichs beeinflussenden 
Nachfragekomponenten ist seit 1967 die private Verbrauchsnachfrage getreten. Auch 
hier überwiegen die Jahre mit überproportionalen Steigerungsraten. In vierzehn von 
insgesamt zwanzig Jahren wurden die Steigerungsraten des Produktionswachstums 
durch die Ausweitung der privaten Verbrauchsnachfrage um durchschnittlich das Dop­
pelte übertroffen. In der Mehrzahl der verbleibenden sechs Jahre blieben die Wachstums­
raten der privaten auf Erzeugnisse der Automobilindustrie gerichteten Verbrauchsnach­
frage nur knapp hinter denen des Automobilsektors zurück. Innerhalb der automobil­
orientierten Gesamtnachfrage hat sich das Gewicht der privaten Haushalte von 5,8 % 

im Jahre 1952 auf 26,5 % im Jahre 1972 erhöht. Damit war der private Konsum für 
ein knappes Drittel der während dieses Zeitraumes erzielten Outputsteigerung verant­
wortlich. 
In ihrem zyklischen Verhalten wirkten die Konsumenten den Outputschwankungen 
im Automobilsektor teil s entgegen (in 7 von 19 Jahren) oder dämpften sie (in 3 von 19 
Jahren), teils trugen sie zu ihrer Verstärkung bei (in 8 von 19 Jahren) . 
Den drittwichtigsten Bereich innerhalb der für den Automobilsektor relevanten Gesamt­
nachfrage bildet die Investitionsgüternachfrage aus dem Bereich der privaten Unterneh­
men. Ihr Beitrag zum Wachstum der Produktion von Automobilindustrie und Auto­
mobilhandel war jedoch vergleichsweise gering, was sich nicht nur in einem Rückgang 
des Gewichts dieser Nachfragekomponente von 43,6% im Jahre 1952 auf 19,4% im 
Jahre 1972 ausdrückt, sondern auch in der Tatsache, daß nur in 5 von insgesamt 20 
Jahren das Wachstum der fUr den Automobilsektor relevanten InvestitionsgUternach­
frage die Steigerungsraten des Output dieses Sektors übertraf. 
In 9 von 19 Jahren wirkte die InvestitionsgUternachfrage als Zyklusverstärker. Rein 
quantitativ kamen diese zyklusverstärkenden Wirkungen allerdings in immer geringe­
rem Maße zum Tragen. Das Zurücktreten der Investitionsgüternachfrage als Nachfrage­
komponente übte auf die Entwicklung des Gesamtaggregats einen ausgesprochen 
verstetigenden Einfluß aus. 
Ahnlich dämpfend auf das Wachstumstempo der von der Automobilindustrie und vom 
AUtOmobilhandel erbrachten Leistungen wirkte die Vorleistungsnachfrage. Nur in 2 von 
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insgesamt 20 Jahren wuchs sie stärker als das Gesamtaggregat. Die zyklischen Schwan­
kungen innerhalb des Automobilsektors wurden in 11 von 19 Jahren durch die Schwan­
kungen der Vorleistungsnachfrage verstärkt. Auch hier muß dem Rückgang des Antei ls 
der entsprechenden Nachfragekomponente an der Gesamtnachfrage nach den Erzeugnis­
sen der Automobilindustrie von 29,2 'Ofo im Jahre 1952 auf 10,8 % im Jahre 1972 eine 
eher verstetigende Wirkung auf die Entwicklung des Gesamtbereichs zugeschrieben 
werden. 
Der fallende Trend der Vorleistungsnachfrage wurde wenigstens teilweise ausgeglichen 
durch die zunehmende Bedeutung branchenfremder Produkte für die Entwicklung 
des Automobilsektors. Der Output an nichtbranchentypischen Erzeugnissen und Lei­
stungen konnte in 16 von 20 Jahren stärker erhöht werden als die Erzeugung und 
der Absatz der traditionellen Erzeugnisse der Automobilindustrie. 1972 entfielen 5,2 Ofo 
der Produktionsleistungen des Automobilsektors auf diesen Nachfragebereich gegenüber 
1,2 Ofo im Jahre 1952. Für den zyklischen Ablauf der Gesamterzeugung war der Einfluß 
dieser Nachfragekomponente gering. Dies kann auch für die vorwiegend antizyklisch 
wirkende meist jedoch in ihrem Wachstum zurückbleibende Nachfrage der öffentlichen 
Hand nach den Erzeugnissen der Automobilindustrie gesagt werden. Im Gegensatz 
hierzu ging von den Vorratsveränderungen in einzelnen Jahren eine erhebliche Störung 
des Produktionsverlaufs im Automobilsektor aus. 

V. Verflechtung der Automobilindustrie 
mit den Vorleistungsbereichen (Inputstruktur), 

Zur Befriedigung der Automobilnachfrage bedarf es nid1t nur eigener Produktionslei­
stungen der vier Bereiche des Automobilsektors, sondern darüber hinaus umfangreicher 
Zuliefeungen anderer Produktionssektoren. So benötigen beispielsweise die Hersteller 
von Kraftwagen Bleche für die Karosseriefertigung, Rohlinge aus Aluminium-Magnesium 
für die Fertigung von Motoren, Granulate für die Herstellung gepolsterter Armaturen­
bretter, Lack und Verdünn er für die Lackierung der Fahrzeuge und eine Vielzahl 
einbaufertiger Teile (Reifen, Vergaser, Lichtmaschinen, Tad10meter usw.). Außerdem 
sind sie auf die Inanspruchnahme von Dienstleistungen anderer Sektoren (Transport­
leistungen, Ver~icherungsleistungen 7) angewiesen. 

Faßt man alle vier Produktionsbereiche des Automobilsektors zusammen, so beläuft 
sich der direkte Input von Gütern und Dienstleistungen aus inländischen Produktions­
bereichen (einschließlich brancheninterner Lieferungen) auf rund 56,0 Ofo des Brutto­
produktionswertes, der zur Befriedigung der Endnachfrage bestimmten Produktion. 

Spalte 1 der übersicht 5 enthält eine Aufgliederung der je Outputeinheit vom Auto­
mobilsektor in Anspruch genommenen Vorleistungen nach Liefersektoren. Danach 
benötigte der Automobilsektor beispielsweise je 10.000 DM endnachfragebezogener 
Produktion unmittelbare Vorleistungen der eisenschaffenden Industrie im Werte von 
497 DM, Vorleistungen aus der kautschuk- und asbestverarbeitenden Industrie im 
Werte von 331 DM und Bezüge aus der elektrotechnischen Industrie im Werte von 
401 DM. 

7) Vgl. Diekmann, A., Automobilnachfrage und Beschäftigung, in: Wirtsdlaftsdienst, 54. Jg. (1974), Heftt 2. 
Dieser Beitrag enthält eine entsprechende Darstellung für die Automobilindustrie ohne Automobilhandel. 
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Tabelle 5: 

Koeffizienten der direkt und indirekt von der Automobilnachfrage 
abhängigen Bruttoproduktion 1) 

Licfersektoren 
1972 

Direkte 2) 

I 
Indirekte 

I Koeff. Koeff. Summe 2) 

Landwirtschaft 0.0008 0.0106 0.0114 
Energiewirtschaft 0.0097 0.0241 0.0338 
Bergbau 0.0013 0.0153 0.0166 
Steinerd 0.0005 0.0057 0.0062 
Eisensch 0.0497 0.0440 0.0937 
Estgiess 0.0178 0.0034 0.0212 
Zieherei 0.0111 0.0070 0.0181 
NE-Met 0.0132 0.0113 0.0245 
Chemie 0.0242 0.0328 0.0570 
Minoelv 0.0116 0.0104 0.0220 
Kautsch 0.0331 0.0041 0.0372 
Holzbearb 0.0023 0.0014 0.0037 
Zelht 0.0017 0.0038 0.0055 
Stahlbau 0.0002 0.0033 0.0035 
Maschbau 0.0261 0.0148 0.0409 
Strfzbau 0.9554 0.0000 0.9554 2) 

Luftfzb 0.0000 0.0000 0.0000 
Schiffb 0.0000 0.0007 0.0007 
Eltechn 0.0401 0.0179 0.0580 
Feinmech 0.0066 0.0004 0.0070 
Stahlver 0.0322 0.0048 0.0370 
EBM 0.0305 0.0105 0.0410 
Feinker 0.0002 0.0008 0.0010 
Glas 0.0092 0.0023 0.0115 
Holzver 0.0010 0.0034 0.0044 
Mus, Splw 0.0000 0.0002 0.0002 
Papierv 0.0026 0.0042 0.0068 
Druck 0.0013 0.0035 0.0048 
Kunstver 0.0114 0.0045 0.0159 
Leder 0.0006 0.0007 0.0013 
Textil 0.0113 0.0077 0.0190 
Bekleid 0.0004 0.0012 0.0016 
Nahr.- und Genußm.ind. 0.0009 0.0122 0.0131 
Handwerk 0.0091 0.0156 0.0247 
Baugew. 0.0060 0.0017 0.0077 
Handel 0.1562 0.0311 0.1873 
Verkehr.- und Nachr.wes. 0.0367 0.0393 0.0760 
Dienstleist.sekt. 0.0381 0.0293 0.0674 
Staat 0.0033 0.0032 0.0065 

Insgesamt I 1.5564 I 0.3872 I 1.9436 

205 

' ) In Anspruch genommene Bruttoproduktion des jeweiligen Sektors: Bruttoproduktion des Autolllobilsek­
tors abzügl. brandlCninternc Vorleistungen. 

2) EinschI. der Bruttoproduktion des Automobilsektors. 
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Die in Spalte 1 wiedergegebenen Koeffizienten kennzeichnen jedoch nur die Zusammen­
setzung der direkten Vorleistungsnachfrage des Automobil sektors. 

Jeder der vom Automobilsektor in Anspruch genommenen Produktionsbereiche benötigt 
aber seinerseits Vorleistungen anderer Sektoren, um die vom Automobilsektor nachge­
fragten Erzeugni sse produzieren oder die benötigten Leistungen bereitstellen zu können. 
Auch die hierbei in Anspruch genommenen Zulieferbereiche sind wieder auf Vorleistun­
gen anderer Sektoren angewiesen. Die von der Automobilnachfrage induzierten Liefer­
ströme fächern sich also der gesamtwirtschaftlichen Verfl echtungsstruktur entsprechend 
immer weiter auf, bis schließlich alle benötigten Vorleistungen erbracht sind. Eine 
Aussage über die Abhängigkeit der einzelnen Sektoren von der Automobilnachfrage 
ist daher erst möglich, wenn die mit den direkten Lieferungen an den Automobilsektor 
verbundenen Produktionseffekte um die kumulierten mit der Automobilnachfrage 
indirekt in Zusammenhang stehenden Produktionsleistungen ergänzt werden 8). 
Ausmaß und Struktur dieser indirekt mit der Automobilproduktiol1 in Zusammenhang 
stehenden Produktionseffekte lassen sich nach Sektoren untergliedert der 2. Spalte der 
Tabelle 5 entnehmen. Die dort aufgeführten Koeffizienten geben an, welche indirekten 
Vorleistungen von den einzelnen Sektoren je Einheit endnachfragebezogener Produktion 
des Automobil sektors erbracht werden müssen. So macht die Tabelle beispielsweise deut­
lich, daß im J ahre 1972 je 10.000 DM der von der Automobilnachfrage abhängigen 
Produktion des Automobilsektors Erzeugnisse der eisenschaffenden Industrie in Höhe 
von 937 DM benötigt wurden, von denen jedoch nur etwa die Hälfte auf direkte 
Bezüge des Automobilsektors entfielen. 

Wie die übersicht zeigt, wird die von der laufenden Automobilnachfrage induzierte 
Bruttoproduktion zu 70 % von 6 Sektoren erbracht. Es sind dies neben der Auto­
mobilindust rie selbst der Großhandel, der Einzelhandel, die eisenschaffende Industrie, 
die elektrotechnische Industrie und die chemische Industrie. Nimmt man noch die automo­
bilabhängige Bruttoproduktion der Kautschuk und Asbest verarbeitenden Industrie, der 
EBM-Industrie und des Dienstleistungssektors hinzu, kommt man bereits auf 78 % der 
zur Befriedigung der Automobilnachfrage benötigten Bruttoproduktion. Zu den wichti­
gen Lieferbereichen zählen darüber hinaus die Elektrizitätswirtschaft, die Gießereien, 
die NE-Metallindustrie, die Mineralölverarbeitung, die Stahlverformung, die Textil­
industrie, das Handwerk, der Verkehrssektor und das Kreditgewerbe. Auf sie entfallen 
weitere 12 % der von der laufenden Automobilnachfrage abhängigen Bruttoproduktion. 

Die Gesamtbezugskoeffizienten gestatten, umittelbar die Bedeutung der einzelnen 
Sektoren als Zulieferbereiche für die Automobilindustrie und den Automobilhandel 
abzulesen. Unterstellt man eine auch bei steigender Nachfrage nach den Erzeugnissen 
des Automobilsektors unveränderte Vorleistungsstruktur, so würde nach den vorliegen­
den Strukturdaten eine Steigerung der Automobilnachfrage um 1 Mrd. DM eine Erhö­
hung der Bruttoproduktion der Automobilindustrie von 955 Mio. DM, im Handels-

8) Zur Ermittlung der indirekten P rod uk tionseffek te becbrf es ein er vo ll st ändige n Input-Output-Tabelle. 
Die indirekten Wirkungen der Vorleistun gsnachfrage des Automobilsektors lassen sich dann bestimmen, 
indem der Spaltenvektor der Vorl eistu ngsbezüge des Alltomobilsektors als D iagona lmatri x gesdnicben 
und von rechts mit der dem entsprechenden Jahr zuzuordnenden in versen Leon ti ef-Matri x multipli ziert 
werden. Vgl. hi erzu Stäglin. R., Methodisdle und rechneri sche Grundlagen der Input-Output-A nalyse, 
S. 48 ff., sowie Wesseis . H. , Die Auswi rkun gen der Endnachfrage auf die Bruttoproduktion, S. 70 ff., 
beide in : Aufstellun g und Analyse von Input-Output-Tabellen, Sonderhef!:e zum Allgemeinen Statisti­
schen Archiv, Hef!: 5, GöttingeJ1. 
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sektor eine so~che :,on 119 Mio. DM und in der Eisen- und Stahlindustrie (eisenschaf­
f~nde Ilnhdustrle, Elsen-, Stahl- und Tempergießereien, Ziehereien und Kaltwalzwerke) 
elJ1e so c e von 133 Mio. DM erforderlich machen. In der elektrotechnischen Industrie 
wü rde eine zusätzliche Produktionsleistung von 58 Mio. DM und in der chemischen 
Indll str!e :on 57 Mio. DM induziert, während die kautschuk- und asbestverarbeitende 
Industne Ihre Produktion um 37 Mio., die EBM-Industrie und der Maschinenbau um 
41 Mio. und der Dienstleistungssektor seine Leistungen um 67 Mio. DM erhöhen 
Il1lißten. Entsprechende Veränderungen wären bei einem Nachfragerückgang zu erwar-
ten. 

A ddiert man die. Gesan:tbe~ugskoeffizienten, so zeigt sich, daß zur Befriedigung der 
Nachfrage nach emer Emhelt der vom Automobilsektor hergestellten Erzeugnisse eine 
Bruttoproduktion der hiervon betroffenen Sektoren von annähernd zwei Einheiten 
erforderlich ist. 

Die au~ dem 0a:~nen statis~!1en I~pu:-Output-Modell aufbauende Analyse der Liefer­
und Leistungsstrome beschrankt Sich Im allgemeinen auf die Darstelluno- der mit der 
laufenden Produktion verknüpften Wirkungen. Nicht berücksichtio-t wirl dabei die mit 
~er Güterr:roduktion i.n Zusammenhang stehende Investitionstätigkeit. Dementsprechend 
sllld auch 111 der vor hegenden Analyse bisher nur Transaktionen zwischen dem Auto­
n:obilsektor :1l1~ den .ihm vorgelagerten Produktionssektoren berücksichtigt worden, die 
direkt oder 1I1dlrekt 1m Zusammenhang mit der laufenden Automobilnachfrage stehen. 

Nun ergeben sich Lieferbeziehungen zwischen den Produktionssektoren aber nicht nur 
ir:n Zusamme.nhang mit der laufenden Produktion. Auch die Investitionstätigkeit der 
~1l1zelnen. Wlr:schaftszweige löst intersektorale Lieferströme aus, die im allgemeinen 
Jedoch meht In der Struktur der intermediären Lieferverflechtul1O'en berücksichtigt 
sondern de~ ~ieferungen Zl~r Befriedigung der Endnachfrage zugereeh~et werden. Unge~ 
achtet der ubhchen Untertedung der zwischensektoralen Transaktionen in solche, die der 
Aufrechterhaltung der laufenden Produktion dienen und solche die sich unmittelbar 
a ~ls der T.n:estit.~onsgüternachfrage der einzelnen S~ktoren ergeben, verdienen jedoch 
dlC Investltlonsguterbezüge unter dem Gesichtspunkt der wirtschaftlichen Verflec1mm o-en 
und Abhängigkeiten ebenso große Aufmerksamkeit wie die durch den laufenden P~o­
duktionsprozeß unmittelbar ausgelösten Lieferströme. 1972 wurde durch die I nvesti­
tions!ätigkeit der von der Automobilnachfra/!,e abhängigen Bereiche eine Bruttopro­
duktIOn von 11,0 Mrd. DM induziert gegenüber einer von der laufenden Automobil­
nachfrage abhängigen Bruttoproduktion von 103,1 Mrd. DM. 

VI. Von der Automobilnachfrage abhängige Bruttoproduktion 

~rst die Zusammenfassung der aus der laufenden Automobilnachfrage und der damit 
1m Zusammenhang stehenden Investitionstätigkeit resultierenden direkten und indirekten 
Lieferströ.me ergibt ein vo~~ständiges Bild von den insgesamt mit der Befriedigung der 
Automobtlnachfrage verknupften sektoralen Leistungen. Danach bedurfte es 1972 einer 
Brllttop~oduktion (ohne M:~rwertsteuer) von 114,1 Mrd. DM, um die Nachfrage nac11 
Erzeugmssen der Automobl1l11dustrie und die Investitionsgüternad1frage der mit ihrer 
Herstellung befaßten Bereiche zu decken. 

A.n dieser Produktionsleistung war die Investitionsgüterindustrie mit 65,8 Mrd. DM, 
die Grundstoff- und Produktionsgi.iterindustrie mit 16,7 Mrd. DM, die Verbrauchsgüter-
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Tabelle 6: 
Von der Automobilnachfrage abhängige sektorale Bruttoproduktion (1972) in Mio. DM 

Direkte und 

Direkte und indirekte von der Von der Auto-
indirekte In vestitionstä tigkei t Bruttopro- mobilnachfrage 

Vorleistun gen des Automobil- duktionswert abhängige 
sektors und seiner des Auto-für den 
Vorleistungsbereiche mobilsektors Brutto-

Automobilsektor 
abhängige 

produktion 

Leistungen 

Landwirtschaft 603 146 749 

Energiewirtschaft 1801 170 1971 

Bergbau 887 79 966 

Grundstoff- und 
Produktionsgüterindustrie 15331 1453 16784 

Investitionsgüterindustrie 9980 5124 50691 65795 

Verbrauchsgüterindustrie 3539 358 3897 

Nahrungs- und 
Gcnußmittelindustrie 698 122 820 

Handwerk 1315 586 1901 

Baugewerbe 408 1326 1734 

Handel 3603 779 6337 10719 

Verkehr und Nachrichtenwesen 3381 387 642 4410 

Dienstleistungssektor 3577 369 3946 

Staat 346 61 407 

Insgesamt 45469 10960 57670 114099 

industrie mit 3,9 Mrd. DM und die Nahrungs- und Genußmittelindustrie mit 0,8 Mrd. 
DM beteiligt. Auf den Handelssektor entfielen 11,5 Mrd. DM, der Verkehrssektor ein­
schließlich Bundespost trug 4,4 Mrd. DM, der Dienstleistungsbereich über 3,9 Mrd. DM 
und der Energiesektor annähernd 2,0 Mrd. DM, das Baugewerbe 1,7 Mrd. DM und das 
Handwerk 1,9 Mrd. DM zu der von der Automobilnachfrage abhängigen Bruttopro­
duktion bei . Mit 0,7 Mrd. DM waren die Landwirtschaft, mit 1,0 Mrd. DM der Berg­
bau und mit 0,4 Mrd. DM der Staat an dem erzielten Produktionsergebnis beteiligt. 
Abgesehen von der Automobilindustrie selbst, deren Bruttoproduktion 1972 50,7 Mrd. 
DM betrug, leisteten vor allem die Eisen- und Stahlindustrie (7,8 Mrd. DM), die che­
mische Industrie (3,2 Mrd. DM), der Maschinenbau (5,0 Mrd. DM), die elektrotechnische 
Industrie (4,3 Mrd. DM), die Stahlverformung (2,3 Mrd. DM) und die EBM-Industrie 
(2,3 Mrd. DM) ins Gewicht fallende Beiträge zur Befriedigung der Automobilnachfrage. 

Der Grad der Abhängigkeit der einzelnen Sektoren von der Nachfrageentwicklung im 
Automobilbereich ist unterschiedlich. In den außerindustriellen Produktionssektoren ist 
der auf Leistungen zur Befriedigung der Automobilnachfrage entfallende Anteil an der 
Bruttoproduktion gering. Die einzige Ausnahme bildet hier der Handels- und Trans­
portsektor, was im wesentlichen auf die Produktionsleistungen der Vertriebsstufe des 
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Automobilsektors zurückzuführen ist. Anders ist das Bild innerhalb der Industrie. Hier 
besteht bei einzelnen Branchen eine sehr hohe Abhängigkeit vom Automobilsektor. 

Tabelle 7: 

Sektor 

Eisensch. 
Estgiess 
Zieherei 
NE-Metall 
C hemie 
Minoelv 
Kautsch 
Holzbearb 
Zellst 
Stahlbau 
Maschbau 
Strfzbau 
E ltechn 
Feinmech 
Stahl ver 
EBM 
Feinker 
Glas 
Holzver 
Papierv 
Druck 
Kunstver 
Textil 
Grosshd 
Einzelhd 

Sektorale Abhängigkeit ausgewählter Sektoren 1) 

von der durch die 
von der lfd. Automobilnachfrage 

Automobilnachfrage induzierten 
{1972} In vestitionstätigkcit 

(1972) 

15,2 1,5 
18,5 2,2 
13,4 1,2 

9,2 0,9 
4,3 0,3 
3,3 0,2 

21,6 0,7 
3,4 0,7 
4,4 0,4 
4,2 4,0 
2,5 3,2 

92,7 
4,3 1,7 
4,6 0,5 

23,5 4,2 
8,0 0,5 
1,8 0,8 

10,0 0,5 
1,3 0,7 
3,8 0,3 
1,9 0,3 
6,8 0,5 
3,4 0,1 
8,5 1,0 
5,3 0,1 

insgesamt 

16,7 
20,7 
14,6 
10,1 
4,7 
3,5 

22,3 
4.1 
4,8 
8,2 
5,7 

92,7 
6,0 
5,1 

27,7 
8,5 
2,6 

10,5 
2,0 
4,1 
2,2 
7,3 
3,5 
9,5 
5,4 

I) Anteil der automobilabhängigen Lieferungen an der Gesamtleistung der betreffenden Sektoren in %. 

Sie ist besonders ausgeprägt bei der kautschuk- und asbestverarbeitenden Industrie und 
der Stahlverformung, die rund ein Viertel ihrer Bruttoproduktion als Vorleistung für 
den Automobilsektor erbringen, bei der Eisen- und Stahlindustrie, deren Abhängig­
keitsgrad zwischen 15 und 20 Ofo liegt, sowie der Glasindustrie und der NE-Metallin­
dustrie, wo rd. 10 Ofo des Outpout direkt oder indirekt der Befriedigung der Automo­
bilnachfrage dienen. Einen zwischen 5 und 10 Ofo liegenden Abhängigkeitsgrad weisen 
der Maschinenbau, die elektrotechnische Industrie, die feinmechanische und optische 
Industrie, die EBM-Industrie sowie die kunststoffverarbeitende Industrie auf. Einen 
überblick über die sektorale Abhängigkeit von der laufenden Automobilnachfrage und 
von der durch die Automobilnachfrage induzierten Investitionstätigkeit vermittelt 
Tabelle 7. 
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VII. Abhängigkeit der primären Inputs von der Automobilnachfrage 
Die bisherige Untersuchung der von der Automobilnachfrage ausgehenden Wirkungen 
konzentrierte sich auf die Erfassung der durch sie verursachten sektoralen Produktions­
effekte. Erfaßt wurden neben den Produktionsleistungen des Automobilsektors sämt­
liche von den Vorleistungssektoren direkt oder indirekt zur Befriedigung der Automo­
bilnachfrage geleisteten Beiträge. In dem nun fol genden Abschnitt soll der zur Erbrin­
gung dieser Produktionsleistungen erforderliche Einsatz primärer Inputs (Einfuhr, 
Abschreibungen, indirekte Steuern abzüg!. Subventionen, Bruttoeinkommen aus unselb­
ständiger Arbeit, Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen), unter­
sucht und damit die Verknüpfung zwischen dem ersten und dem dritten Quadranten 
der Input-Output-Tabelle hergestellt werden. 
Die vom Automobilsektor unmittelbar in Anspruch genommenen primären Inputs 
können dem entsprechenden Spaltenvektor der Input-Output-Tabelle entnommen 
werden. Um aber den Gesamtumfang des von der Automobilnachfrage abhängigen 
Einsatzes primärer Inputs erfassen zu können, müssen die Vorleistungsbezüge in primäre 
Inputs transformiert und den direkten primären Inputs hinzugefügt werden. Dies gilt 
auch für die im Zusammenhang mit der Befriedigung der Investitionsgüternachfrage 
des Automobilsektors und seiner Vorleistungsbereiche erbrachten Produktionsleistungen. 

Die hierzu erforderliche Verknüpfung des ersten und dritten Quadranten der Input­
Output-Tabelle erfolgt, indem die nach Sektoren untergliederte Bruttoproduktion der 
Vorleistungsbereiche als Diagonalmatrix geschrieben mit der Matrix der primären 
Inputkoeffizienten multipliziert wird D). Ein analoges Verfahren ist bei der Umsetzung 
der von der Investitionsgüternachfrage des Automobilsektors und der von ihm abhängi­
gen Bereiche anzuwenden. Die Ergebnismatrix gibt für jeden einzelnen Sektor den zur 
Erstellung der automobilinduzierten Produktion erforderlichen Einsatz primärer Inputs 
wieder. Durch Queraddition der so ermittelten Daten erhält man dann den von der 
Automobilnachfrage abhängigen nach primären Inputkomponenten untergliederten Bei-

Tabelle 8: 
Primäre Inputs zur Befriedigung der lfd. AI~tomobilnachfrage (Mio. DM) 

zur Befriedigung der lfd. zur Befriedigung der durd, die 

Primäre Inputs Automobilnadlfrage Alltomobilnachfrage induzierten 
Investitionsgüternachfrage 

1952 I 1962 I 1972 1952 I 1962 I 1972 
-

Einfuhr 512 2382 6823 74 506 931 
Abschreibungen 388 2227 5928 38 21 8 491 
lndir. Steuern 
./. Subventionen 658 2633 5604 57 335 850 
Einkommen aus 
unselbständiger Arbeit 2258 9972 29275 235 1622 3503 
Einkommen aus Unternehmer-
tätigkeit und Vermögen 1262 4896 9670 134 710 1133 

Summe 5078 I 22110 I 57300 538 3391 6908 

11) Vgl. hierzu Weiß, ] .-P., Der Zusammenhang zwischen primären Inputs und der Endnadlfrage, darge­
stellt an der Einfuhr, in: Aufstellung und Analyse von Input-Output-Tabellen, a.a.O., S. 77 ff. 
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trag der Vorleistungssektoren zum Bruttoinlandsprodukt und die von diesen in Anspruch 
genommenen ausländischen Vorleistungen. 
Tabelle 8 enthält das Ergebnis dieser Berechnung. Zieht man von der Summe der 
primären Inputs die Einfuhr ab, so erhält man den von der Automobilnachfrage ab­
hängigen Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt. 

VIII. Einfluß der Automobilnachfrage 
auf Konjunktur und Wachstum in der Bundesrepublik 

Nach der Analyse der zwischen dem Automobilsektor und den ihm vorgelagerten Be­
reichen bestehenden Abhängigkeitsbeziehungen können wir uns nun der Frage. zuwen­
den welchen Einfluß die Automobilnachfrage während des Beobachtungszemaumes 
(1952-1972) auf das Wachstum des Bruttoinlandsprodukts au~geübt hat. ~abei. geht 
es nicht nur um die Quantifizierung des von der Automobllnachfrag~ 1I1duzlert~n 
wirtschaftlichen Wachstums, sondern auch darum, die Rolle der Automobilnachfrage 111 

den einzelnen Wachstumszyklen der Nachkriegszeit zu verdeutlichen. 
Grundlage der Darstellung der zwischen beiden Aggregaten bestehenden Beziehungen 
bildet die Entwicklung der Vierteljahreswerte des Bruttoinlandsprodukts und derv?n 
der Automobilnachfrage abhängigen Beiträge zum Bruttoinlandsprodukt für den ZeIt­
raum 1952-1972 1°) . Beide Reihen wurden auf eine einheitliche Preisbasis (1962 = 100) 

umgerechnet. ." 
Um eine getrennte Analyse der von der laufenden Automobllnac?frage. au~gelosten 
Wachstums- und Konjunktureffekte zu ermöglichen, wurden für belde Zeitreihen der 
langfristige Trend und die jeweiligen Abweichungen von der Trendlinie .errechnet . .Auf 
diese Weise läßt sich jede Veränderung der Werte der miteinander verglIchenen Reihen 
in eine Trendkomponente und eine Konj unkturkomponente zerlegen. 
Um die Rolle der Automobilnachfrage in den einzelnen Wachstumszyklen des Brutto­
inlandsprodukts ermitteln zu können, wurde weiterhin zwischen Au~schwungspha.sen 
und Abschwungsphasen der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung unterschieden. Auf diese 
Weise läßt sich für jede einzelne dieser Phasen der Anteil der Automobilnachfrage an 
der trendmäßigen Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts und ihr Anteil an den kon-
junkturellen Schwankungen um diesen Trend bestimmen. . ' 
Das Ergebnis dieser Berechnungen ist in übersicht 9 zusammengefaßt. Die übemcl:t 
berücksichtiO't nur volle Wachstumszyklen. Danach lassen sich vom 1. Quartal 1954 biS, 
zum 3. Qu:rtal 1972 vier Wacl1stumszyklen des Bruttoinlandsprodukts unterscheiden. 
Ihre Länge liegt zwischen 4 und 5 Jahren. Zwei- bis dreijährigen Aufschwungsphasen 
folgen in der Regel zweijährige Abschwungsphasen. 
Betrachtet man nun zunächst den Beitrag der Automobilnachfrage zum Wachstum des 
Bruttoinlandsprodukts, indem man den trendmäßigen Verlauf der beiden Re~hen 
miteinander vergleicht, so zeigt sich, daß die von der Automobilnacl1frage abhängigen 
Produktionsleistungen am Wachstum des Bruttoinlandsprodukts während des hier be­
trachteten Zeitraumes mit etwa 10 % beteiligt waren. 
Der Anteil der automobilinduzierten Beiträge zum Bruttoinlandsprodukt an den kon­
junkturellen Ausschlägen der gesamtwirtschaftlicl1en Entwicldung war bis zum Jahre 

10) Bei dieser Analyse konnten nur die von der laufenden Automobilnachfrage ausgelösten Pr?duktions­
effekte berücksichtigt werden, da die Investitionsgüternadlfrage der von der AlltOmobllnadlfrage 
abhängigen Bereiche nur in jährlid,er Abgrenzung zur VerHigllng steht. 
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Tabelle 9: 
Automobilnach/rage und wirtschaftliches Wachstum 

Kon jun k turphasen 

Wachstum des An teil der von der 
Bruttoin landsprodukts Automobi lnachfrage 

(Mrd . DM in Pr. v. 1962) abhängigen Beiträge zum BlP (%) 
Trend- Konjunk- Trend- Konjunk-
kompo- turkompo- effektiv kompo- turkompo- effektiv flente nente nente nente 

Aufschwungsphasen 

9,6 4,2 13,8 7,2 5,5 6,7 12,3 5,9 18,3 10,8 7,9 9,9 9,0 6,3 15,3 8,6 5,5 7,3 16,2 9,9 26,8 12,3 19,8 14,7 

1. Quart. 54-2. Quart. 56 
2. 58-1. 61 
1. 63-2. 65 
3. 67-2. 70 

Abschwungsphasen 

8,9 - 4,6 4,2 8,7 7,3 9,5 - 6,8 2,8 10,7 3,4 28,0 10,1 -7,8 2,3 10,4 20,2 
13,2 - 8,2 5,0 9,9 16,4 

2. Quart. 56-2. Quart. 58 
1. 61-1. 63 
2. 65-3. 67 
2. 70-3. 72 

1965 mit durchschnittlich etwa 5 % nur halb so hoch. In den Abschwungsphasen der 
Jahre 1956/58 sowie 1961/63 war die antizyklische oder zyklusdämpfende Wirkung der 
Automobilnachfrage besonders ausgeprägt. 

Erst seit 1965 weisen die von der Automobilnachfrage abhängigen Produktionsleistun­
gen einen überproportionalen Anteil an den konjunkturellen Schwankungen in der 
Bundesrepublik auf. Obwohl nur mit etwa 10% am trendmäßigen Wachstum des 
Bruttoinlandsprodukts beteiligt, gehen in der Abschwungsphase der Jahre 1965/67 wie 
auch in der darauffolgenden Aufschwungsphase nicht weniger als 20 Ofo der konjunktu­
rellen Schwankungen der Gesamtwirtschaft auf das Konto der Automobilnachfrage. 
Auch an den konjunkturbedingten Trendabweichungen der Aufschwungsphase 1970/72 
war die Automobilnachfrage mit einem Anteil von 160/0 überproportional beteiligt. 
Betrachtet man das Bruttoinlandsprodukt und die von der Automobilnachfrage indu­
zierten Veränderungen dieser gesamtwirtschaftlichen Größe über den Zeitraum 1952-
1974, und zwar unter Zugrundelegung der jeweiligen Trendwerte, so ergibt sich für das 
Bruttoinlandsprodukt eine durchschnittliche jährliche Wachstumsrate von 5,7 Ofo. Die 
von der Automobilnachfrage induzierten Produktions leistungen stiegen während des 
gleichen Zeitraumes um durchschnittlich 13,3()/0 per anno. Das Wachstum beider Aggre­
gate hat sich über den hier betrachteten Zeitraum hinweg spürbar verlangsamt. Von 
7,2 Ofo während des Zeitabschnitts 1952-62 hat sich die durchschnittliche jährliche 
Wachstumsrate des Bruttoinlandsprodukts auf 4,7()/0 in dem darauffolgenden 10-Jahres­
abschnitt und auf 3,6 Ofo in den Jahren 1972-74 verringert. Für die von der Auto­
mobilnadlfrage abhängigen Leistungen lauten die entsprechenden Prozentsätze 20,8 , 
7,9 und 4,3. Beide Reihen haben sich also in ihrem trendmäßigen Wachstum im Laufe 
der hier betrachteten Periode zunehmend angenähert. 

In dieser Entwicklung spiegelt sich die Tatsache wider, daß die Bundesrepublik und 
ebenso eine Reihe ihrer wichtigsten Absatzmärkte inzwischen in die dritte Phase der 
Motorisierung eingetreten sind, in der die Massenmotorisierung als weitgehend abge­
schlossen angesehen werden kann. Die Nachfrage wird in dieser Entwicklungsphase 
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zunehmend vom Ersatzbedarf und dem Bedarf an Zweit- und Drittwagen getragen. 
» War in der Phase der Massenmotorisierung die Ansdlaffung des Automobils ein alle 
anderen Wünsche verdrängendes Kaufziel «, so tritt nun, da die Mehrzahl der Haushalte 
über ein eigenes Fahrzeug verfügt, »die Anschaffung eines Pkw in Konkurrenz zur 
anderweitigen Verwendung frei verfügbarer Kaufkraft ... Damit wird der Neubedarf 
von zwei Seiten her verwundbar 11).« Einmal wächst seine Anfälligkeit für konjunktu­
relle Bedarfssdlwankungen, zum anderen wird das Verhalten der Käufer wieder stärker 
von der Entwicklung der Ansdlaffungs- und Haltungskosten beeinflußt. 

Die Annäherung des Wachstumstrends des Automobilsektors an den Wachstumstrend 
der Gesamtwirtschaft bedeutet daher keinesfalls Dedmngsgleichheit zwischen zyklischem 
Verlauf der Automobilnachfrage und Zyklus der gesamtwirtschaftlichen Aktivitäten. 
Vielmehr muß damit gerechnet werden, daß der Automobilsektor künftig in noch 
stärkerem Maße als in der Vergangenheit Ursprung kräftiger, den Verlauf der gesamt­
wirtschaftlichen Wachstumskurve beeinflussender Konjunkturausschläge sein wird. 

War die Automobilnachfrage bislang eine der Haupttriebkräfte des wirtschaftlichen 
Wachstums, so wird kiinftig ihre Schlüsselrolle bei der Steuerung des Konjunkturver­
laufs stärker ins Blickfeld rücken. 

11) Weibergen, J. C., Die Entwiddung des Kfz-Bestandes, in sbeso~ldere des Pkw-Bestandes, in d~n 
wichtigsten Automobi lländern der Welt. Referat gehalten anläßhch des 28. IOMTR-Kongresses 111 
Miind1CIl am 28. Juni 1974. 
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Summary 

The motorcar-sector occupies today a key-position in German economy. Its more t~lan 
proportional increase after the second world-war influ enced in a dccisive manner the e~onomlcal 
development of the German Federal Republic. The import an ce of this sec tor ~n Its future 
development will be explained by an empirical-quantitative analysis as to productwn, .employ­
ment-structure and involvemcnt with othcr economical branches. The increase of car-l11dustry 
which is split up into 4 cycles is due to different groups of demand, among them f?re ign 
demand and private consumption-demand are actually by far prevailing. Based on an ~npu.t­
output-analysis the involvement of car-industry with the various fields of accessones . 111 

German economy will be ascertained quantitatively for 1972 and from that the gross. productlon 
of this sector depending upon car-demand will be calculated by means of sampll11g .. In the 
course of development of the German economy the influence of car-deman~ on .con)unctu.re 
and increase changed on principle: hOld hitherto car-demand mainly detenmned I11 crease, ItS 
decisive roll as to the direction of conjuncture will be more effectfully pushed in the foreground 
in future. 

Le secteur automobile occupe acruellement une position c1ef dans I'economie allemande. Sa 
croissance surproportionelle apres la deuxieme guerre mondialc a influencc d' U!~e maniere 
decisive le developpement ecollomique de la Republique Federale d' Allemagne. L'lmpOrtance 
de ce secteur et son developpement futur est dcmontre dans une analyse empiriquequantitative 
des facteurs tels que production, structure d'emploi et entrclacement avec les autrcs domaines 
economiques. Analysee en 4 groupes la croissance. de I'industrie automobile est supportee par 
des groupes difterents de demandc, parmi lesquels la demande etrangere a}nsi qu~ la. demand~ 
de consommation privee sont de la plus grande importance. Ayant trouve quantltatlvemel~t a 
la base d'une analyse inpout-output la connexitc de I'industrie automobile avec les domallles 
ditfcrents de produits semi-finis de I'economie allemande on en evalue par le m~y~n du 
sampling la production brut dependante de la demande automobile dans les secteurs dlfFere~ts . 
Au train du dcveloppement de I'cconomie allemande I'influence de la demande d'automob,les 
sur la conjonctllre et la croissance a connu des changements de principe: La clemande 
d'automobiles a-t-elle jusqu'a prcsent caracterise la croissance, son rol clef par rapport a 
I'influence sur le cours de conjoncture se manifestera plus fort a I'avenir. 
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Zur Anwendung der Kapitalflußrechnung bei Verkehrsunternehmen, 
insbesondere beim Binnenhafenumschlag 

VON PROFESSOR D R. D R . WILHELM BÖTTGER, KÖLN 

I. 

D ie Ergänzung der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung durch die in den USA 
entwickelte Kapitalflußrechnung (Bewegungsbilanz) hat auch in der deutschen be­
triebswirtschaftlichen Literatur Eingang gefunden und die Praxis befruchtet. Es wird 
un terschieden zwischen retrospektiver und prospektiver Kapitalflußrechnung. Dabei 
wird davon ausgegangen, daß die handelsrechtliche Bilanz samt der Gewinn- und Ver­
lustrechnung für das unternehmerische Informationsbedürfnis nicht ausreicht. Die 
Bilanz gibt zwar Auskunft über die Liquidität Olm Bilanzstichtag, nicht aber über die 
fernere Liquiditätsentwicklung. Als Vergangenheitsred1l1ung bietet sie keine Grundlage 
für zukunftsorientierte Entsdleidungen. Ein Urteil über die Finanzstruktur der Unter­
nehmung aus der Bilanz heraus ist unsidler. Ein Jahresübersdluß weist keineswegs zur 
sofortigen Verwendung bereitstehende M ittel aus. Ein von den manipulierbaren Rech­
nungsposten wie Absdlreibungen, Wertberichtigungen, Speisung, Auflösung oder Teil­
auflösung langfristiger RüdesteIlungen befreiter Einnahmeübersd1Uß soll dem Unter­
n ehm er Klarheit über unmittelbar verwendbare Mittel versdlaffen. 
Im Vo rdergrund der Kapitalflußrechnung st eht der Nadlweis des Bewegungsvorganges 
d er F inanzmittel von der Quelle fortl aufend bis zur Verwendung. In der Kapitalfluß­
rechnung erscheinen nur die Knderungell in Gestalt der Zuführungen und Entnahmen. 
Sie informieren dabei über die Gesdläftsvorgänge, die die Einnahme- und Ausgabeströme 
bewirkt haben. Dabei ist nidlt entscheidend wichtig, wie die Anlagen und Einrichtungen 
buchmäßig erfaßt sind. Maßgebend sind vielmehr die Knderungsvorgänge gegenüber 
dem vorangegangenen Zeitabschnitt (Jahr, Halb- oder Vierteljahr oder Monat) mit 
dem Nachweis, über weldle Mittel frei verfügt werden kann, wie sie verwandt werden 
o d er wo sie zweckgebunden verbleiben. 
Zur Aufhellung der Informationsbedürfnisse sind zahlreiche Rechnungssysteme mit 
unterschiedlichen Gliederungsmöglichkeiten entwickelt worden. So erfaßt die retro­
spektive Kapitaiflußred1l1ung nadl Busse von Colbe ' ) nur die Einnahmen und Ausgaben 
und die Ein- und Auszahlungen der Redlllungsperiode in Gestalt eines Fonds des kurz­
fr isti gen Netto-Geldvermögens, das neben Bar- und Buchgeld aurn Schecks, Wechsel, 
Geldmarktpapiere und kurzfristige Forderungen umfaßt. Positionen, denen keine 
Zahlungsvorgänge zugrundeliegen und auf Bewertungen fußen, fehlen. Dieser Fonds 
des k urzfristigen Geldvermögens weist die kurzfristig verfügbaren Mittel und die kurz­
fr is tig fällig werdenden Verbindlichkeiten aus. Dazu tritt der Nadlweis der Gründe, 
die eine Fondsveränderung bewirkt haben. Die Fondsred1l1ung enthält keine Kosten 
f rüherer Zeitabsrnnitte. 

' ) Busse von Colbe, W ., Kapitalflußredll1ungcn als Beridm- und Planungsinstrument, Wiesbaden 1968, 
S. 18 ; ders., Aufbau und Inhaltsgehalt von Kapitalflußrechnungen, in: Zeitschrift für Betriebswirtsdlaft, 
36. ]g. (1966), 1. Ergänzungshcft, S. 88 f. 
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Eine Kapitalflußrechnung soll fe rner Auskunft geben über künftige Finanzierungs­
möglichkeiten, insbesondere über denkbare Ertragssteigerungen bei Verbesserung oder 
Erweiterung betrieblicher Anlagen und Einrichtungen . . . 
Bei den öffentlichen Verkehrsunternehmen dürften Gedankengänge über dIe mIt der 
Kapitalflußrechnung bezweckte Zielsetzung nicht fremd sein,. da die ~instigen kam~ra­
listischen Buchführungen von ähnli chen Vorstellungen ausg1l1gen; sIe wurden spater 
häufiger noch durch Vermögens- und Erfolgsredmungen ergänzt. So fertigt die Bundes­
post seit der Währungsumstellung Bewegungsbilanzen an, die sie »Kapital.redmunge~« 
nennt, die über die »Mittelherkunft« und die »Kapitalverwendung« (MIttelverbleIb) 
Auskunft geben. Sie besorgen die laufende überwachung der Geldvorgänge und der 
Finanzierung innerhalb eines festgesetzten Zeitraums 2). 

11. 

In unserer Abhandlung wird die Kapitalflußredll1ung für den Umschlagsverkehr eines 
öffentlichen Binnenhafens erstellt. Wir begnügen uns dabei mit einer gröberen Zahlen­
übersicht, wohl wissend, daß eine feinere Aufgliederung die Aussagekraft erhöhen 
würde. Das soll späteren Untersudlllngen vorbehalten bleiben. 
Als widltigste Bestandteile der Kapitalflußrechnung nennt Busse von Colbe 3) die Bctriebs­
einnahmen, die Betriebsausgaben, die betrieblichen Nettoeinnahmen, die Ausgaben für 
Finanz- und Sachanlageinvestitionen sowie für immaterielle Investitionen, den Finanzbe­
darf der sich aus einem überschuß der Investitionsausgaben über die betrieblichen Ein­
nah~en ergibt, die langfristige Außenfinanzierung durch Eigen- und Fremdkapital, die 
Ausschüttung an die Gesellschafter, die Veränderung der liquiden Mittel, ggf. gekürzt, 
und die kurzfristigen Verbindlichkeiten. 
Auch v. Wysocki 4) geht vom Netto-Geldvermögen als einem Fonds aus, der sidl vom 
N etto-Umlaufvermögen nur dadurch unterscheidet, daß das Vorratsvermögen (Roh-, 
Hilfs-, Betriebsstoffe) nicht in diesen Fonds einbezogen ist. Er schließ.t sidl jed~ch d~r 
Auffassung an, die audl im amerikanischen Schrifttum vertreten WIrd, daß SIch dIe 
Vorzüge und die Nachteile der Fonds des Netto-Geldvermögens ';lnd des ~e:to-Un:lauf­
vermögens die Waage halten. Da diese Meinungen sidl vornehmb:h auf dIe m~ustr:ellen 
Unternehmen beziehen und es sich in unserem Falle ganz überWiegend um em DIenst­
leistungsunternehmen handelt, bei welchem das Vorratsvermögen eine na~lgeordnete 
Rolle spielt, können wir uns mit dem Netto-Geldvermögensfonds besdlelden, ohne 
denkbaren Ergänzungen die Berechtigung abschneiden zu wollen. 

IlI. 

Für die Gliederung der Kapitalflußrechnung wird die Anlehnung an § 151 und § 157 
des Aktiengesetzes vom 6.9.1965 (BGBl.I, S. 1089) für zweckmäßig gehalten. In § 161 
AktG ist eine Ermädltigung für den Bundesminister der Justiz vorgesehen, durch R edlts­
verordnung Formblätter vorzuschreiben oder andere Vorschriften über die Gliederung 
des Jahresabschlusses zu erlassen, wenn der Geschäftszweig eine abweidlende Glie~erung 
des Jahresabschlusses bedingt. Auf die Einfügung besonderer Formblätter für dIe Ver-

2) Vgl. Sd",bel, Bewegungsbilanz der Deutschen Bundespost, in: Der Betrieb, Nr. 52/53 vom 24./31. 12. 1952, 
S. 1650. ff 

:I) Busse von Colbe, W ., Kapitalflußreclmungen als Bericllts- und Planungsin s tr~ll11 ent, a:a.O., S. 19 . 
4) v. Wysocki, K., Die Kapitalflußrechnung als integrierter Bestandteil des aktlcnreclltl!cllen Jahresabschlus­

ses, in: Die Wirtschaftsprüfung, Heft 23/ 1971, S. 617 ff . 
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kehrsunternehmen in der R echtsform von Aktiengesellsdlaften, wie sie das Aktien­
gesetz von 1937 vorsah, wurde verzidltet, allerdings mit der Einschränkung, die in der 
Verordnung über die Gliederung des J ahresabschlusses von Verkehrsunternehmen vom 
27.2.1968 zum Ausdruck kam, wonach die Position 11 A 1 des § 151 AktG Grundstücke 
und grundstücks-gleidle Rechte, die sich praktisch auf Fabrikbauten bezieht, ergänzt 
wu rde für Grundstücke mit Bahnkörper und Bauten des Sdlienenweges. Die zweite 
Anderung war bei Position lI A S Maschinen und masdlinelle Anlagen notwendig, weil 
es zweckmäßig war, an dieser Stelle einen offenen Ausweis der Gleisanlagen, Strecken­
ausrüstung und Sicherungsanlagen sowie der Fahrzeuge für den Personen- und Güter­
verkehr zu geben. Im übrigen gelten nach § 1 der Verordnung vom 27.2. 1968 die 
übrigen Vorschriften des Aktiengesetzes über die Gliederung des Jahresabschlusses. Somit 
findet auch für die Verkehrsunternehmen § 151 Abs. 1 Anwendung, wonadl die Jahres- , 
bilanz »unbeschadet einer weiteren Gliederung folgende Posten gesondert« ausweisen 
muß. Eine weitergeh ende Unterteilung der einzelnen Posten ist also auch für die Ver­
kehrsunternehmen rechtlich durchaus zulässig. 
Für die G lied erung der Gewinn- und Verlust rechnung nadl § 157 AktG besteht für die 
Verkehrsuntern ehmen keine Sonderregelung; sie kann in der vorliegenden Form an­
gewandt werden. Vordem galten Formblätter für die Gewinn- und Verlustrechnung 
nach den Vorsdlriften des Aktiengesetzes vom 30. 1. 1937. 
Gemeindlidl e Verkehrsunternehmen mit eigener Rechtspersönlidlkeit unterliegen den 
sich darauf beziehenden Organisationsformen (Aktiengesetz, GmbH usw.). 
Da es sich in der vorliegenden Untersuchung aber um den Eigenbetrieb einer Gemeinde 
handelt, sind die eigenbetriebsrechtlichen Vorschriften der hierfür zuständigen Bundes­
länder maßgebend, in unserem Falle die Formblattvorschriften der Eigenbetriebsver­
ordnung des Landes Nordrhein-Westfalen (GVNW 1953, S. 435). So besagt § 19 Abs. 1, 
daß ergänzend zu den Vorschriften über den Jahresabschluß die §§ 129, 131 und 133 
des AktG 1937 Anwendung finden und demzufolge audl die dazu vorgeschriebenen 
Formblätter 5). Es ist zu erwarten, daß ganz allgemein die geltenden Eigenbetriebsvor­
schriften im Hinblick auf die neuere Aktienrechtsentwiddung geändert werden. So 
hab en die Bundesländer Baden-Württemberg, Bayern und ferner Berlin ihre Eigen­
betriebsgese tze bzw. Eigenbetriebsverordnungen den Aktienredltsbestimmungen ange­
paßt. Die anderen Länder und audl Nordrhein-Westfalen werden folgen G). Eine einheit­
li che Aufmachung der Gliederung ist erwünsdlt audl zur Sicherung von Betriebsver­
gleichen. 

IV. 
Bei der rechenhaften Darstellung der Kapitalflußrechnung ist maßgebend der Bewe­
gungsvorgang der Finanzmittel. Die kurzfristigen Geldbewegungsvorgänge für die 
Umsa tz-, An lage- und langfristi gen Kapitalbereidle werden nach dem Sdlema von 
Busse von Colbe umgemünzt auf die Posten eines BinnenhafenuIllsdllagplatzes. Es gilt 
das Bruttoprinzip. Die Daten der intern abgefaßten Kapitalflußrechnung entstammen 

G) Vordem galt ReicllSrecllt (E igenbet riebsverordnung vom 21. 11. 1938, RGBI. 1. 1650). 
G) Inzwiscllen ist im Einklang mit den Vorscllriften des AktG 1968 ein Gemeinschaftskolltenrahmen für Ver­

sorgungs- und Verkehrsunte rnehme n herausgegeben worden. D ieser Kontcn ""hmen beriicks iclltigt vorsorg­
li ch die vo n den Ländern vorzu nehmende Anpassun g an GliederLIngsvo rsclll' iften flir den Jahresabscllluß 
der Eigen betriebe an di e akticnrechtlichen Vorscllriften . Die Positionen der I'onnblätter können entspre­
cllend der Verordnung vom 27.2.1968 fall s notwend ig oder zweckmäßig erg:inzt oder gekürzt werden. 
Der Kotenrahmen kann in se inem wesentliclIen Inhalt aucll von Unternehmen anderer Reclltsformen ange­
wendet we rden (Gemeinscllaftskontenrahmen für Versorgungs- und Verkehrsunternehmen - GKV -
ZfGW-Verlag GmbH, Frankfurt/Main 1972) . 

3 
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unmittelbar der Finanzbudlhaltung. Die selbsterwirtschafteten Mittel können den Er­
trägen der Gewinn- und Verlustrechnung entnommen werden. 

Im Umsatzbereich (Tabelle I) fallen unter die Mittelherkunft Brutto-Betriebseinnahmen, 
die Mieteinnahmen aus Grundstücken, die Sach- und Finanzanlagen und bei den Posten 
Nebengeschäfte Leistungen für Lieferungen und Leistungen an Dritte und für Betrieb 
und Unterhaltung eines Motorschiffes des Personenverkehrs. Die Zinseinnahmen 
(313.000 DM) entstammen flüssigen Mitteln (4,852 Mio. DM) des Hafenamtes, die bei 
der Stadtkasse deponiert sind. Die außergewöhnlichen Einnahmen beinhalten den Ver­
kauf altabgängiger Gü ter (38.000 DM) und nachträglich eingezogene Miet- und Ge­
bührenforderungen. 

Tab eil e I: Zufluß und Abfluß von kurzfristigem N etto-Geldvermägen 
vom 1. 1. 1972-31. 12. 1972 (in 1000 DM) 

Betriebseinnahmen 
Kai und Wasserbetriebe 
Umschlagsbetrieb 
Vermietung und Verpachtung 
(Lagerraum und Lagerplätze) 
Lagerhausbetrieb (Zoll) 
Bahnbetrieb 

Geschäflseinnahmen 
Nebengeschäfte 
Grundstücke 
Sonstige 

Finanzeinnahmen 
Zinsen 

Außergewöhnliche Einnahmen 
Verkaufserlöse 
Mietnachbelastungen 

Zusammen 

3933 
3977 

3260 
737 

1626 

13133 

226 
66 

1 

293 

313 

38 
113 

151 

13 890 

Nettoeinnahme: 2843 

Betriebsausgaben 
Kai und Wasserbetriebe 
Umschlagsbetrieb 
Vermietung und Verpachtung 
Lagerhausbetrieb (Zoll) 
Bahnbetrieb 
Gemeinsame Ausgaben 

Geschäflsausgaben 
Verwaltung 
Werbung 
Nebengeschäfte 
Ausgaben für Grllndstückseinnahmen 
Versorgungsausgaben 
Restausgaben 

Finanzausgaben 
Zinsen 
Steuern und Abgaben 

Zusammen 

1105 
2945 

143 
276 

1728 
21 

6318 

1151 
18 

180 
36 

896 
465 

2756 
1676 
297 

1973 

11 047 

Bei den ßetriebsausgaben ist vermerkt, daß die Personalkosten 4,366 Mio. DM aus­
machen. Sie verringerten sid1 gegen das Vorjahr von 74 Ofo auf 66 % der Gesamtbetriebs­
ausgaben. Die Erhöhung der Bezüge wurde durch geringeren Personaleinsatz ausge­
glidlen. Die Betriebsausgaben erfassen auch die Bagger-, Strom-, Materialausgaben und 
Versicherungsbeiträge. 
Unter dem Posten Verwaltung bei den Geschäftsausgaben waren die Ausgaben für das 
Personal in Höhe von 712.000 DM verbucht, 238.000 DM werden der Hauptverwaltung 
der Stadt erstattet für Leistungen, die sie für den Hafen übernommen hat. Die Ver­
sorgungsausgaben werden mit einem Anteil von 896.000 DM unmittelbar aus der 
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r::.afenkasse an die .. Empf~nger ?ezahlt, w;ihrend ein kleinerer Teil einer Versorgungs­
ruckstellung zugefuhrt wIrd. DIe Restausgaben (465.000 DM) dienen sozialen Zwecken. 
Die Zinsausgabe von 1,676 Mio. DM erfolgt für Anleihen und Darlehen (22,699 Mio. DM). 

Die. Zahlungen für Die~lsdeistungen und Materialbesdnffung sind uneingeschränkt 
penodengebt~ndene .. Betnebs.ausg~ben ohne Rücksicht auf. die tatsächlidle Inanspruch­
nahme. DamIt entfallt zugleldl ell1e Bestandsbewertung bel sdlwankenden Preisverhält­
nissen. Anzahlungen für Rohstoffe sind Betriebsausgaben. Fällige Betriebsausgaben aus 
v ergangenen Abrechnungszeiträumen sind Mittelverwendung. 
Die betrieblichen Netto-Einnahmen im Betrag von 2,843 Mio. DM bekunden, in wel­
che~ Umfange selbsterwirtsdlaftete Mitte! für Finanzdispositionen im Anlagevermögen, 
Gewl.nnaussmüttung:n, Rückzahlung von Schulden bereitstehen. Für diese Aufteilung 
1St dIe unternehmensche Entsmeidung maßgebend, die insoweit audl überlegungen 
auch darüber zuläßt, ob in kommenden Perioden finanzpolitisdle Bedürfnisse befriedigt 
werden könn.en. Der Vorte!l liegt darin, daß eine manipulierbare und die wirkliche 
Zahlungsbereltschaft verunsIchernde Bewertung des Anlagevermöo-ens und der lang-
zeitlichen Rückstellungen fehlen. " 
Im Anlagen.bereich (T~belle 11) erscheinen als Mittelverwendung die Brutto-Investitions­
ausgaben mIt 3,928 ~1O. DM . .unter Berücksimtigung einer Erhöhung von Forderungen 
(89.000 ~M) und ell1er Vernngerung der Verbindlidlkeiten (130.000 DM) verbleibt 
nach Saldlerung eine Netto-Investitionsausgabe von 3,944 Mio. DM. Es werden hierbei 
ledigl.ich ~lie Zt:sätzlichen durdl angesdlaffte oder abgesetzte Vermögensteile entstehende 
Verbll1dhdlkelten oder Forderungen namgewiesen. 

Tabe lle II: 

Kurzfristige Rückstellungen 

Anlagenbereich (in 1000 DM) 

203 

Bru ttO-In vestitionsa usgaben 
Erhöhung der Forderungen 
Verringerung der Verbindlichkeiten 

N etto-In vestitionsausgaben 
;/. Netto-Einnahmen 

Finanzbedarf 

3928 
89 

130 
4147 

3944 
2843 

1101 

Kurzfri:tig ve~bindlime für bestimmte Zwecke erfolgende Rückstellungen sind möglich, 
u.~ld g lel~hes gilt auch ~ür s~lbs~erstell:e Anlagen. Langfristige Rüdestellungen, wie z. B. 
fur Pens.~onen ge~en I1lcht 111 dIe Kapltalfluß~ecl1l1ung ein. Ruhegelder aus früherer Zeit 
",erder:- uber B~tl:lebsau~gaben ausgeb:ld1t .. DIe Bildung und Auflösung sti ller Rüddagen 
ub.er dIe langfnstlgen Rudcstellungen 1st I1lcht möglim. Die Kapitaiflußred1l1ung vermag 
kell1e genauen Angaben über die Vermögenslao-e zu "'eben da die Anlagengegenstände 
nimt in die Rechnung aufgenommen werden. b b , 

Setzt man di.~ Netto-Einnahmen (2,843 Mio. DM) von den Netto-Investitionsausgaben 
ab, dann erhalt man den Bedarf (1,101 Mio. DM). 
Getrer:-nt von d.er E:igenfinanzie.rung erfolgt durdl Darlehen usw. die langfristige Fremd­
finanZIerung . SlC blldet nadl TIlgung aller Verbindlichkeiten (871.000 DM) die Netto­
Fremd.finanzierung. Neue Anleihen wurden nicht aufgenommen. Die Netto-Fremd­
finanZIerung (Abnahme) beträgt hiernadl (1,101 Mio. DM + 871.000 DM) 1,972 Mio. 
DM (Tabelle III). 
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Tab e lle III : Kapitalbereich (in 1000 DM) 

Finanzbedarf 1101 
Tilgung alter Darlehen und Anleihen 
(Netto-Fremdfinanzierung) 871 
Netto-Fremdfinanzierung 1972 

Ausgleichung durch Entnahme vom 
Guthaben bei der Stadtkasse 1972 

Dieser fehlbetrag wurde durch flü ssige Mittel abgedeckt, insonderheit dur~l Entnah?le 
aus dem Guthaben des H afens bei der Stadtkasse. Insofern handelt es .sldl. um el11e 
Eigenfinanzierung. Sie bewirkt gegen das Vorjahr eine Verringerung der Zll1semnahmen 

(105 .000 DM). 
Der bilanzielle Gewinn des vergangenen Jahresabsdllusses von 175.000 DM wurde der 
Rücklage für Allgemeine Zwecke zugeführt. Er re~räsentie l't k~~neswegs einen .Geld­
betrag, über den sogleich hätte verfügt werden konnen. D er fur 1972 ausgewiesene 
Verlust von 22.000 DM wird vorgetragen. 
D em gegenüber verschafft die Kapitalflußrechnung eine klare .Fassung ~er Finanzstruk­
tur, die zugleich finanzielle Überlegungen für kommende Penoden zulaßt. 

V. 

Die prospektive Kapitalflußrechnung soll. als .Stütze ~ür Betriebsplanungen dienen un.d 
gestützt auf Prognosen über die ,:orau~slchthdl el~ Emnah.men und ~u~gaben, Investi­
tionen, Gewinnaussichten und Fmanzlerungsabslchten eme zuverlass lgere . Aus~unft 
geben als die Jahresabschlußredlnung. mit ihr~n unsidleren Bewertungen. S:e konr:en 

die gleiche Struktur wie die retrospektiven Kapltalflußredmungen habe.n, damit zugleldl 
Vergleidle mit den Istzahlen vergangener Pe:iode~ ar:gestellt werden kbnne~. Auf s~o ldle 
Weise werden die treibenden Kräfte aufgezeigt, die die Wandlungspr?zes~e m den Fonds 
bewirkten. Der Vorteil gegen die sonst übliche Vorausrechnung ergibt sld: dara~s, daß 
aus dem Plan-Liquiditätsnachweis sofort greifbare Fondsmittel ablesbar smd, wahrer:d 
die Schätzungen nach dem Schema der <?ewinn- und Verlustrechnu~g , selbst. wenn em 
Gewinn ausgewiesen wird, keine eindeutige Antwort darauf geben konnen, mit Weldlen 
flü ssigen Ausschüttungen nun tatsädllich soglei0 gerechn.et werden k~nn, um dadurdl 
die geplanten Investitionen für kommende Penoden bestimmen zu konnen. 

So sind im vorliegenden Falle für das neue Jahr erhebliche Investitionen vorgesehen . Die 
dafür benötigten Mittel setzen sich sdlätzungswcise wie folgt zusammen: 

U msa tzbereich: 
betriebliche Netto-Einnahme 

Anlagenbereidl : 
Netto-Investitionsausgaben 

Dbersd1Ug 

Kapitalbereich : 
Tilgung alter Anleihen, Darlehen 

Finanzüberschug 

3,9 Mio. DM 

3,1 Mio. DM 

800.000 DM 

750.000 DM 

+ 50.000 DM 
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VI. 

Mit der vorstehenden Untersuchung wurde der Anstoß gegeben, den Verkehrsunter­
nehmen den Weg für die Kapitalflußredmung frei zu machen. D er Bemerkung Käfers 7) 

ist beizupflichten, daß die drei Abschlußredmungen, die Bilanz als Darstellung der 
Bestände, die Gewinn- und Verlustrechnung als D ars tellung ausgewählter erfolgswirk­
samer Umsätze und die gleichberechtigt daneben stehende Kapitalflußredmung der bis­
lang verborgen gebliebenen Vorgänge der Finanzierung, der Investierung und der 
Zahlungsmittelversorgung zusammenzufassen und sich gegenseitig ergänzen. Die Ver­
öffentlichung von Fondsredmungen würde zudem brauchbare Unterlagen auch für 
volkswirtschaftliche Untersuchungen anbieten. 

7) Vgl. K äfer, K ., Kapitalflußrechnungen, Funds Stateman, Liquiditätsnachweis, Bewegungsbilanz als Dritte 
J ahresrechnung der Unternehmung, Stuttgart 1967, S. 403. 

Summary 

The cash-flow-accounting developed in the USA gained long ago a footing within industrial 
practice in Germany. The transport-undertakings are hesitating to praetice this method. The 
author undertook therefore to prove at the example of an inner harbour that the »movable 
balance« whieh complets both balance and profit and loss aceount, is by all means appropriate 
to give transport-undertakings an additional glimpse into procedures of finaneing, investments 
and currency supply. 

Le cash-flow-accounting developpc aux Etats-Unis a depuis IOllgtemps pris pied dans la pratique 
industrielle allemande. Les etablissements de transport tardent toujours a appliquer eette methode. 
L'auteur a done entrepris de demontrer a l'exemple d'un port interieur que le »bilan mobile« 
completant le bilan ainsi que le bilan des profits et pertes est tout a fait propre a mettre les 
entreprises de transport au courant des procedcs du finaneement, de l'investissement et de 
l'approvisionnemcnt de moyens de paiement. 
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Optimierungskriterien zur Steuerung des Straßenverkehrs 
mit Lichtsignalanlagen 

VON PROFESSOR DR.-ING. HANS-GEORG RETZKO 

UND DR. TECHN. PEl'ER CERWENKA, DARMSTADT 

In den vergangenen zehn Jahren hat sich die Lichtsignaltechnik - insbesondere durch die 
Einführung der verkehrsabhängigen Lichtsignalsteuerung mit Hilfe von Computern -
stürmisch weiterentwickelt. Während die gerätetechnischen Fragen sowie die Fragen der 
Nachrichtenübermittlung und der Datenverarbeitung als weitgehend gelöst angesehen 
werden können, sind nach wie vor zahlreiche verkehrstechnische Fragen offen. Vor allem 
fehlen noch immer allgemein akzeptierte verkehrsplanerische und verkehrstechnische 
Optimierungskriterien. Da hierbei nicht nur quantifizierbare Faktoren von Einfluß sind, 
haben sich verschiedene - oftmals konträre - Meinungen gebildet, die in Diskussionen 
kaum einander angenähert werden konnten. Hier liegt also ein wichtiges Aufgabenge­
biet der lichtsignaltechnischen Grundlagenforschung. 
Bei den jüngsten Diskussionen auf nationaler oder internationaler Ebene scheint sich 
abzuzeichnen, daß man zwei grundsätzlich verschiedene Kategorien von Steuerungen 
unterscheiden muß: bei schwächerem Verkehr mlissen die Signalprogramme der Licht­
signalanlagen den Verkehrsströmen, bei stärkerem Verkehr müssen die Verkehrsströme 
mit Hilfe der Signalprogramme der Lichtsignalanlagen dem verfügbaren Verkehrsraum 
angepaßt werden. Hieran zeigt sich auch in der Verkehrstechnik der im Rahmen der 
Generalverkehrsplanung in neuerer Zeit vermehrt deutlich werdende Trend der Abkehr 
von der Anpassung der Verkehrsanlagen an den Verkehr zur lenkenden und ggfs. 
reglementierenden Beeinflussung des Verkehrs zum Zwecke der besseren .Ausnutzung der 
vorhandenen, nicht erweiterbaren Verkehrsanlagen. Mehr und mehr WIrd erkannt und 
anerkannt, daß ein »optimaler« Straßenverkehr nur dann erreicht werden kann, wenn 
das Straßennetz als Teilsystem eines komplexen sozio-ökonomisch-technischen Gesamt­
systems aufgefaßt wird. Die teilsysteminternen (hier: die straßenverkehrstechnischen) 
überlegungen und Untersuchungen mlissen also in übergeordnete und umfassende 
überlegungen und Untersuchungen eingeordnet werden, die sich mit der Entwicklung 
gesamtverkehrsplanerischer Strategien befassen. Damit tritt auch die Lichtsignaltechnik 
aus dem engen technologischen Bereich in den Bereich einer multidisziplinären Entschei­
dungsvorbereitung und gesellschaftspoliti schen Entscheidungsfindung und trägt so zur 
Verbesserung des Gesamtverkehrsgeschehens bei. 
Dementsprechend sind auch die im folgenden in kurzgefaßter Form beschriebenen über­
legungen und Untersuchungen über Optimierungskriterien flir die Steuerung des Straßen­
verkehrs mit Lichtsignalanlagen im größeren Zusammenhang zu sehen. 
Diese Gesamtschau entbindet jedoch nicht von der Aufgabe, offene teilsysteminterne 
Fragen weiterhin einer Lösung zuzuführen. Das war auch der vorrangige Zweck der 
hier behandelten überlegungen und Untersuchungen. 
Die Anregung zur Durchflihrung dieser überlegungen und Untersuchungen entstand 
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bereits. im Jahr.e ? 970. Das Vorhaben, im Rahmen einer Forschungsarbeit allgemein 
akzeptlerte OptlIn:lerungskriterien für die Steuerung des Straßenverkehrs mit Lichtsignal­
anlagen zu erarbeIten, wurde von den seinerzeit bestehenden Arbeitskreisen »Richtlinien 
fli~ Li~htsignalanlagen« und »Lichtsignalanlagen mit Rechnern« im Arbeitsausschuß 
»LIchtsIgnalanlagen« der Forschungsgesellschaft fiir das Straßenwesen e. V. unterstützt. 
Das Bundesverkehrsministerium erteilte im Oktober 1971 dem erstgenannten Verfasser 
de.n Allftra~ zur Durchführung eines entsprechenden Forschungsvorhabens. 
DIe BearbeItung d~s Forschungsauftrages erwies sich als langwierig und aufwendig. Die 
Beschaffung und dIe Auswertung einschlägiger Literatur erforderte mehr Zeit, als ur­
sprünglich angenommen worden war. Auch die Beteiligung von zwei Experten aus Japan 
(~rofessol: Dr:-En? J:1asaki Koshi, Tokio, und Professor Dr.-Eng. Tsuna Sasaki, 
~lOto), dIe zeItweIse Im Institut für Verkehrsplanung und Verkehrstechnik der Tech­
nischen Hochschule Darmstadt tätig waren, war zwar sachlich sehr wertvoll verursachte 
jr:d?ch info.~ge ~er Notwendigkeit der übertragung ihrer Kenntnisse und Erfahrungen 
em~ ge ~etrachtl!che Erschwernisse, womit nicht nur die sprachlichen Erschwernisse ge­
melllt smd. Bel der Zusammenarbeit mit den beiden ausländischen Experten konnte 
also nicht nur Fachwissen vermehrt und ausgewertet werden, sondern es wurden 
darüber hinaus auch Erfahrungen über die Möglichkeiten und Grenzen der Erarbeitung 
von Forschungsprojekten durch international zusammengesetzte Teams gesammelt. 
Wie. b~reits erv.:äh~t, war es das Ziel des Forschungsvorhabens, allgemein akzeptierte 
Optlmlerungskntenen für die Steuerung des Straßenverkehrs mit Lichtsignalanlagen 
zur Standardisierung vorzuschlagen. 
Bei der ~~arbeitung dieser Aufgabe wurde auf die Durchführung von Simulationen 
und. ~mplns.chen Untersuchungen verzichtet. Stattdessen wurde eine eingehende syste­
matlSlerte LIteraturauswertung vorgenommen. Ferner wurden Kenntnisse und Erfahrun­
gen ande.rer F.achle~te durch ~ünd!ich u?d schriftlich geführte Diskussionen ausgewertet. 
Durch dIe MItarbeIt der belden )apal11schen Fachkollegen konnten auch die jüngsten 
Erfahrungen über Netzsteuerungen in Tokio und Osaka aufgenommen werden. 
Sowohl die Aus:vertung zahlreicher Literaturstellen als auch die Erfahrungen aktueller 
Steu~run ?spr.aktll:en haben erkennen lassen, daß die eigentliche Aufgabe der Forschungs­
arbeit, namhch eme Bewertung von Optimierungskriterien zum Zwecke der Auswahl 
eines »gi.instigen« Kriteriums vorzunehmen, auch mit noch so hohem Aufwand an Zeit, 
Personal .und Finanzmitteln erkenntnistheoretisch nicht gelöst werden kann. 
Neben dIesem generellen Ergebnis können folgende spezielle Ergebnisse der Unter-
suchtmgen angegeben werden : . 

Der Begritf »Kriteri~m« wird ni.cht. einheitlich verstanden. Folgende Begriffsinhalte 
werden mIt der BezeIchnung »Kntenum« verbunden: 

Mather::atis0e Zi.elfunktio.n (zu optimierende Größe; on-line und off-line); 
M~ß fur dIe WIrksamkeIt (vor allem für Nachher-Untersuchungen; dann auch 
WIrkungsmaß, Gütemaß oder Funktionsgrad genannt); 
~.erf~hre.n zur praktischen Realisierung einer Modellvorstellung einschließlich Be­
ruckslcht~gung von Restriktionen (auch Philosophie, Ideologie, Taktik, Strategie, 
KonzeptlOn oder Logik genannt); 
K:nnzahl für den Anwendungsbereich (lokal und konditional) der Zielfunktion 
bel. ~er sogenannten »Mehrkriteriensteuerung« ; 
polmsche, i.ibergeordnete Zielvorstellung (verbal-qualitatives Leitbild, Motiv). 
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Obwohl sich die vorliegende Forschungsarbeit nur mit den eigentlichen Optimierungs­
kriterien (also dem ersten Begriffsinhalt) befassen sollte, war es doch zweckmäßig, auch 
die anderen Begriffsinhalte mit in die Untersuchungen einzubeziehen. Dies wurde jedoch 
dadurch erschwert, daß den einzelnen Literaturstellen oftmals nicht zu entnehmen war, 
welcher Begriffsinhalt gemeint ist. 

Die wichtigsten verwendeten bzw. vorgeschlagenen Kriterien sind folgende: 
Minimierung der Reisezeit (insgesamt oder durchschnittlich); 
Minimierung der Wartezeit (insgesamt oder durchschnittlich); 
Minimierung des Rückstaus (der Schlangenlängen); 
Maximierung der Verkehrsstärke; 
Maximierung der DurchschnittSgeschwindigkeit; 
Minimierung des Treibstoffverbrauches; 
Minimierung der Anzahl der Halte (insgesamt oder durchschnittlich); 
Maximierung des Anteils ungestört abfließender Fahrzeuge; 
Minimierung der Reisezeitstrellungen (»Rauschen«); 
Maximierung der Verkehrsflußglätte (energetischer Wirkungsgrad). 

Die Kriterien dieses Kataloges werden in der Literatur häufig (mitunter unbewußt) 
zwei übergeordneten Kriteriengruppen zugeordnet, wonach die ersten sechs eher als ein 
Wirtschaftlichkeitskriterium, die letzten vier eher als ein Annehmlichkeitskriterium be­
trachtet werden. Auf diese Vorstellungen ist es vermutlich zuri.ickzuflihren, daß man 
neuerdings in zunehmendem Maße versucht, einige Kriterien durch Linearkombination 
zu einem neuen Kriterium zusammenzufassen. Es ist jedoch festzustellen, daß die W ahl 
der Gewichtsfaktoren in der Linearkombination willkürlich ist, daß eine Entscheidung 
über die Wahl verkehrstechnisch nicht begründet werden kann und daß diese Wahl 
letztlich eine politische Zielsetzung ist. Diese Feststellung führt in logischer Konsequenz 
dazu, daß (wenn alle Gewichtsfaktoren bis auf einen Null gesetzt werden) diese Aus­
sage letztlich nicht nur für Linearkombinationen von Kriterien gilt, sondern auch auf 
die Einzelkriterien selbst ausgedehnt werden kann. 

Wenngleich in vielen Fällen Zielkonflikte im streng deterministischen Sinne zwischen 
einzelnen Kriterien bestehen, so ist verschiedenen Untersuchungen zu entnehmen, daß 
zwischen einzelnen Kriterien bei verschiedenen verkehrlichen und baulichen Gegeben­
heiten mehr oder weniger straffe stochastische Abhängigkeiten bestehen. Daher kann 
die Anzahl plausibler Kriterien erheblich reduziert w erden, was für eine zu fordernde 
Standardisierung von großer Bedeutung ist. 
Die Tatsache, daß Ausmaß und Struktur der Abhängigkeiten selbst wieder von verkehr­
lichen und baulichen Gegebenheiten abhängen, ist somit der eigentliche Grund für die 
Vielzahl der bisher betrachteten Kriterien und für das Bestreben, Kriterien durch 
Linearkombination zusammenzufassen. 

Teilweise lassen sich den genannten Optimierungskriterien politische Zielsetzungen zu­
ordnen. Doch sind diese Zuordnungen nicht deterministisch-eindeutig, sondern stocha­
stisch-mehrdeutig. 
An Optimierungskriterien, die zur praktischen Anwendung bei verkehrsabhängiger 
Signalsteuerung im on-line-Betrieb herangezogen werden, sind folgende Anforderungen 
zu stellen; 
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quantifizierbar, 
Eingabedaten mit wirtschaftlich vertretbarem Aufwand meßbar, 
flir das zu steuernde Gebiet relevant, 
angemessen empfindlich hinsichtlich Veränderungen im Verkehrsgeschehen, 
mit wirtschaftlich vertretbarem Aufwand on-line optimierbar, 
möglichst fehlerunanfällig. 

Sind mehrere (n) Kriterien unter bestimmten verkehrlichen und baulichen Ge<>ebenheiten 
stochastisch stark voneinander abhängig, so sind n-1 Kriterien entbehrlich~ und man 
sollte jenes Kriterium auswählen, das die vorstehenden Bedingungen am besten erfiillt. 
Hat man sich danach für ein bestimmtes Kriterium aus diesen voneinander abhängigen 
Kriterien entschieden, so sollte dieses aus Grlinden der Standardisierung flir Vergleichs­
zwecke nach Möglichkeit beibehalten werden. 
Neben de~ Kriterien, die beim Einsatz verkehrsabhängiger Signalsteuerung angewendet 
wer~en~ smd auch Kriterien für die En:scheid~ng erforderlich, ob liberhaupt verkehrs­
a?hanglg gesteuert. werden soll oder nIcht .. Em.erseits verhält sich verkehrsabhängige 
SIgnalsteuerung bel sehr starkem Verkehr wIe zeltplanabhängige Signalsteuerung, ande­
rerseits lassen sich die fiir eine verkehrsabhängige Signalsteuerung erforderlichen Zusatz­
investitionen bei sehr schwachem Verkehr wegen des geringen Gesamtnutzens wirtschaftlich 
nicht rechtfertigen. Es wird empfohlen, die Entscheidung über die Wahl zwischen einer 
zeitplanabhängig und verkehrsabhängig gesteuerten Anlage mit H ilfe einer Kosten­
Nutzen-Analyse oder einer Kosten-Wirksamkeitsanalyse unter Berücksichtigung von 
T agesverkehrsschwanbmgen und deren Prognostizierbarkeit einerseits ~md der zusätz­
lichen Investitions- und Betriebskosten der verkehrsabhängig gesteuerten Anlage ande­
rerseits herbeizuführen. 

Für die Fes~legun~ von Optimierungskriterien wird die nachstehende Empfehlung ge­
geben. D abeI muß Jedoch vorweg ausdrliddich festgestellt werden, daß es sich dabei nicht 
um erkenntnistheoretisch »beste« Kriterien handelt, sondern um solche, 

die bisher häufig angewendet wurden und somit flir eine Standardisierung prädesti­
niert sind und 
die, g~rade weil. sie. häufig angewendet wurden, auch im on-line-Betrieb praktikabel 
erschemcn, da sIe dIe genannten Anforderungen gut erflillen. 

Flir die Steuerung von Einzelknotenpunkten wird empfohlen, die Gesamtwartezeit aller 
Fahrzeuge aller Zufahrten unter Einhaltung maximaler Sperrzeiten zu minimieren. 
Flir die koord~nierte Steuerung von Straßenzügen oder Netzen wird empfohlen, die 
Ges~mtwartezelt all.er Fahrzeuge aller Zufahrten aller Knotenpunkte unter Einhaltung 
maXImaler ~perrzelten und unter Begrenzung maximal zulässiger Schlangenlängen 
zwed\:s Verhmderung der Dberstauung von Knotenpunktcn zu minimieren. 
Das empfohlene Kriterium flir koordinierte Steuerung ist eine notwendio-e Reduzierung 
des plausibleren Kriteriums der Minimierung der Gesamtreisezeit aller" Fahrzeuge, da 
Reisezeiten derzeit on-line auch indirekt nicht gemessen werden können. 
Abschließend muß festgestellt werden, daß die Schaffung neuer Kriterien nidlt sinnvoll 
erscheint und auch den Standardisierungsbestrebungen zuwider laufen wlirde. 
Die Verfasser hoffen, daß das gestedue Ziel des Forschungsvorhabens, allgemein akzep­
tierte Optimierungskriterien flir die Steuerung des Straßenverkehrs mit Lichtsignal-
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anlagen zur Standardisierung vorzuschlagen, erreicht worden ist und daß die kompe­
tenten Stellen die Standardisierungsvorschläge übernehmen, zumal diese Vorschläge mit 
den bisherigen Praktiken oftmals übereinstimmen. 

Summary 

On commission of the Federal Ministry of Transport the Traffic-Planning and Traffic-Technical 
Institute affiliated to the Technical-Highschool of Darmstadt explored criterilll11S of directin" 
in the most favorable way road-traffic by signaling plants. The authors are giving areport oE 
the most important results of their researches. 

Resume 

Charge par le Ministere Federa[ des Transports l'Institut de Planification Routiere et de 
Techniqlle Routiere aupres de l'Ecole Polytechnique a Darmstadt a recherche les criteriums de 
la plus favorable direction de Ja circulation routiere par des installations a signaux optiques. 
Les auteurs rapportent sur les resultats les plus importants de ces recherches. 
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Neue Wege der Europäischen Verkehrspolitik? 
VON DR. MANFRED TIETZEL UND DR. HELMUT LEHMACHER, BONN 

I. 

Trotz der auf vielen Ebenen des europäisd1en Integrationsprozesses auftretenden Schwie­
rigkeiten bei der Anpassung der nationalen Gegebenheiten an eine gemeinschaftliche 
Gesamtkonzeption ist die Kommission der Europäischen Gemeinschaft weiterhin be­
strebt, durch neue Vorlagen und Empfehlungen das europäische Einigungswerk voran­
zutreiben. Im Bereich der Verkehrspolitik sind ihr dabei recht vage formulierte Ziel­
punkte durch den Vertrag von Rom vorgegeben. Daher muß man bei der Ausrichtung 
der Verkehrspolitik einerseits auf die Präambel des EWG-Vertrags zurückgreifen, worin 
die Mitgliedstaaten daZU angehalten werden, »ihre Volkswirtschaften zu einigen und deren 
harmonische Entwicklung zu fördern, indem sie den Abstand zwischen einzelnen Gebieten 
und den Rückstand weniger günstiger Gebiete verhindern«, andererseits den Artikel 2 
des Vertrages heranziehen, in dem festgelegt ist, daß durch »die schrittweise Annäherung 
der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten eine harmonische Entwicklung des WirtSchafts­
lebens innerhalb der Gemeinschaft, eine bestä.ndige und ausgewogene Wirtschaftsauswei­
tung« erreicht wird. In diese die allgemeine Wirtschaftsentwicklung betreffenden Ver­
tragstexte wird die Verkehrspolitik insofern einbezogen, als die Mitgliedstaaten in 
Artikel 74 dazu angehalten werden, den Bereich des Verkehrs im Rahmen des allge­
meinen Vertragswerkes zu sehen. Aus diesem Grund wird auch die Einführung einer 
allgemeinen Politik auf dem Gebiet des Verkehrswesens angestrebt. 

Die von den Vätern der Römischen Verträge erdachte Konzeption ist stärker auf eine 
effizientere Verkehrsleistung bestehender Infrastrukturanlagen ausgerichtet (Gewähren von 
Beihilfen, Beseitigung der Diskriminierungen etc.) als auf die Einführung einheitlicher 
wirtschaftlicher Kriterien beim Bau von Verkehrsinfrastrukturanlagen innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft. Diesem für die langfristige Entwicklung der Gemeinschaft 
besonders entscheidenden Punkt wurde erst in späteren Verhandlungen Rechnung getra­
gen. So richtete man schon im ersten 1) und später im zweiten Kapteyn-Bericht erhöhte 
Aufmerksamkeit auf den Bereich der Infrastrukturinvestitionen und ihre langfristigen 
Strukturwirkungen 2). Wegen der oft ungenauen Formulierungen des Titels» Verkehr« 
oblag es der Kommission, diese Vertragslücken auszufüllen. 

Vor diesem Hintergrund ist u. a. auch die von der Kommission im Jahre 1965 begrün­
dete Studienreihe »Verkehr« zu sehen, in der bisher zwei Bände erschienen sind: Band 

1) VgJ. Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl (Hrsg.), Beridlt im Namen des Ausschusses über 
Verkehrsfragen über die Koordinierung des europäischen Verkehrs, Dokument Nr.6, 1957-1958, o. O. 
November 1957, S. 34 ff. 

2) VgJ. Europäisches Parlament (Hrsg.), Sitzungsdokumente 1961- 1962, Bericht im Namen des Verkehrs­
ausschusses iiber Fragen der gemeinsamen Verkehrspolitik im Rahmen der Europäisdlen Wirtsdlafts­
gemeinschaft, Dokument 106, 0.0., 11. Dezember 1961, S. 37 ff. 
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13) (Al/ais-Bericht) betrifft die »Möglichkeiten der Tarifpolitik im Verkehr«, Band 2 4) 

(Malcor-Bericht) behandelt die »Fragen im Zusammenhang mit der Anwendung eines 
Systems zur Abgeltung der Benutzung der Straße«. Beide Berichte gehen von einer 
bestehenden Verkehrsinfrastruktur aus, deren Auslastungsgrad durch die Tarifpolitik 
so gesteuert werden soll, daß sich ei ne optimale Allokation der Ressourcen einstellt. 

Mit dem hier näher zu behandelnden dritten Bericht dieser Reihe, der von K. M. 
Gwilliam, S. Petriccione, F. Voigt und J. A. Zighera erstellt wurde, greift die Kommis­
sion das Investitionsproblem in die Verkehrsinfrastruktur auf5). Schon durch die Wahl 
seines Titels »Koordination von Infrastrukturinvestitionen im Verkehrssektor« hat sie 
stärker ihr Bestreben zum Ausdruck gebracht, die innerhalb der Gemeinschaft bestehen­
den Unterschiede in der Behandlung dieses Problembereichs auf einen gemeinsamen 
Nenner zu bringen. 

Formale Konkretisierung und vorläufigen Abschluß finden die in diesem Bericht aufge­
führten Empfehlungen in der Zielsetzung und in den zur Realisierung dieses Zieles 
erforderlichen Instrumenten, die von der Kommission dem Rat vorgelegt wurden 6) . 
Dieser Kommissionsvorschlag führt klar aus, daß ein gemeinschaftliches Verkehrssystem 
nicht vornehmlich aus einer Marktorganisation bestehen, sondern insbesondere auch 
Maßnahmen im Infrastruktursektor umfassen sollte. Deshalb wird neben dem Ziel, die 
Verkehrskosten so weit wie möglich zu verringern und einen gemeinsamen Verkehrs­
markt zu ermöglichen, auch eine Koordinierung der Infrastrukturinvestitionen ange­
strebt 7). Hieraus erklärt sich auch die Aufforderung an die öffentlichen Instanzen, die 
Schaffung und Anpassung des Verkehrswegenetzes stärker in den Rahmen einer gemein­
samen Verkehrspolitik zu fügen, als dies in der Vergangenheit geschehen warB). 

H. 

Die Aufgabe des Expertengremiums bestand darin, der EG-Kommission einen Bericht 
vorzulegen, der methodologische und operationale Untersuchungen zur Koordina­
tion von Infrastrukturinvestitionen auf dem Verkehrssektor umfaßte. Dabei sollten 
im Rahmen der allgemeinen Verkehrspolitik die folgenden Forderungen besonders 
beachtet werden: 

Verkehrsleistungen zu den geringsten Kosten für die Allgemeinheit bereitzustellen 
sowie die Anwendung der effizientesten Verkehrstechniken zu ermöglichen, 
eine gleiche Behandlung zwischen verschiedenen Verkehrsarten, 
die Einrichtung eines Preissystems für die Benutzung der Infrastruktur, das eIn 
Budgetgleichgewicht gewährleistet. 

3) Vgl. Europäische WirtschafbgemcinschaA: (Hrsg.), Möglichkeiten der Tarifpolitik im Verkehr, Reihe 
Verkehr, Bd . 1, Brüssel 1965. 

4) Vgl. Europäische WirtschaA:sgemeinschaA: (Hrsg.) , Frage n im Zusammenhang mit der Anwendung 
eines Systems zur Abgeltung der Benutzung der Straße, Reihe Verkehr, Bd . 2, Brüsscl 19~O .. 

5) Wir beziehen uns im folgend en auf den Arbeitsbericht in englischer Sprache: Vgl. CommlssJOn of the 
European Community (Hrsg.), Coordination of In vestments in Transport Infrastructures, Dok. 332 / 
VTI 1 72-E, Rev . 1 (im folgenden zitiert als Coordination . . .). 

6) Vgl. Kommi ss ion der Europäischen GemeinschaA: (Hrsg. ), Gemeinsame Verkehrspolitik: Ziele und 
Programme, Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, Bei lage 16/73. 

7) Ebenda, S. 15. 
8) Ebenda, S. 16. 
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Unter Berücksichtigung dieser Aufgabenstellung oblag es dem Expenengremium, für eine 
gegebene Verkehrsnachfrage operationale Kriterien für die Bewertung und den Ver­
gleich der sozialen und wirtschaftlichen Rentabilität verschiedener Investitionsprojekte 
bei unterschiedlichen Verkehrsträgern aufzustellen. Dabei war zu beachten, daß die zu 
formulierenden Investitionsprogramme alle Verkehrsträger und Verkehrsnetze sowohl 
auf nationaler als auch auf Gemeinschaftsebene umfaßten. 
Erschwert wurden die Arbeiten durch die zwischen den Mitgliedstaaten bestehenden 
systematischen Unterschiede, die einerseits durch bestimmte traditionelle Planungs- und 
Lösungsverfahren, andererseits durch die Festlegung bestimmter Parameterwerte in den 
Modellen verursacht werden. Diese »Systematik« fand dann ihre Fortsetzung in der 
Bindung von Finanzmitteln sowohl für den gesamten Infrastrukturbereich als auch in 
der unterschiedlidlen geographischen und modalen Verteilung der Mittel. Aus dieser 
Konstellation erklären sich die verschiedenen qualitativen und quantitativen Unter­
schiede im Dienstleistungsbereich in den verschiedenen Sektoren und Gebieten der Mit­
gliedsländer 0) . 
Zur Nivellierung dieser Unterschiede wurde als Auswahlkriterium der Begriff eines 
möglidlst umfassenden wirtschaftlichen Ertrages einer Investition festgelegt. Damit war 
dann beabsichtigt, nicht nur eine Rangfolge unter versdliedenen Infrastrukturprojekten 
festzusetzen, sondern die Wahlmäglichkeit auch auf andere Wirtsdlaftsbereiche auszu­
dehnen 10). 
Das Konzept einer betriebswirtsdlaftlichen Rentabilität wurde nidlt vertieft behandelt, 
da es nur in einem relativ unabhängig gesteuerten System, wie z. B. der Eisenbahn, 
Berücksidltigung finden könnte. Für den Fall, daß direkt dem Infrastrukturprojekt 
zurechenbare Preise vorliegen (z. B. für bestimmte Autobahnabschnitte, Tunnel etc.), 
könnte auch eine Festlegung des Investitionsbedarfs z. B. nach der Höhe der Benzin­
und Kraftfahrzeugsteuer keine befriedigende prioritätsmäßig abgesicherte Lenkungs­
funktion erzielen, da dieser Allokationsmechanismus weder einen genauen Rückschluß 
auf das Konsumentenverhalten noch auf die Einnahmenhöhe erlaubt, die sich aus einem 
optimalen Preis ergibt 11). Darüber hinaus tauchen im Bereidl der finanziellen Renta­
bilität die Schwierigkeiten auf, daß 

keine oder nicht kostenentsprechende Preise vorliegen, 
bestimmte Kosten und Nutzen nicht monetär ausgedrückt werden können, 
das verfolgte Ziel nicht auf eine einfache Sozialproduktmaximierung reduziert wer­
den kann. 

0) Coordination . .. , a.a.O ., S. 12. 
10) Beim Ausbauplan fU: die Bundes fern str~ßen ~urdc ebenfall s eine pr}oritätsmäßig abgesidlerte Liste 

von InfrastrukturproJckten aufgestellt. 51 ehe Illerzu den Oberbhcksartlkcl : Frericb, J. , Leb",adler, H., 
Etudes Economiques se Rapportant aux Plans d' Amcnagement du Rcseau d 'Axes Routicrs de b 
Rcpublique Fcdcrale ?'Allcmagn~ pour les Annees ,1971- 1985; ersdleint in Kürze in: . Reflw et 
Perspectives de la Vle Economlque«; ebenso: French, J., Lehmacher, H., Mellke, R., Okonollllsd,e 
Untersuchung für eine Ergänzung des Fernstraßennetzes in Norddeutsdlland einsd,ließlid, BAß 
Ruhrgebiet/Ostfriesland (Emslandautobahn), als Manuskript gedruckt, Bonn 1973 . 

(1) Vgl. Coordination ... , a .a.O., .S .. 15 f. Da,s EXI?,~rtengremiu~ bezieht sid, bei der Prcisf~s tsetzung a~f 
die VeröffentlidlUng der KommISSIon der Europalsdlen Gemelllsd,aA: (Hrsg.), Vorsdllag emer Entsd,CI­
dung des Rates über die Einführung eines gemeinsamen Systems der Abgcltung der Benutzun g der 
Verkehrswege, Kom (71) 268 endg., ~rüssel 1971. Z~r Diskussion untcrsdliedlidler Pr~isabgcltun.?s ­
systeme siehe Lehmacher, H ., Oko~lOmle der Stauung Im. Straß~nverkehr ~ml ßallungsraum~n. Mog­
lichkeiten und Grenzen einer Enlllttlung von Ballungsprelscn fur den IndIVIdualverkehr, DlSS. Bonn 
1973. 
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Neben dem Ziel der Sozialproduktmaximierung werden in der Nutzen-Kosten-Analyse 
die Wirkungen in den folgenden Bereichen mit berücksichtigt: 

Regional planung, 
Einkommensverteilung, Beschäftigung und soziale Integration, 
industrielle und technologische Entwicklung, 
Umweltfragen. 

Neben diesen Abweichungen von den herkömmlichen Konzepten haben in dieser modi­
fizierten Nutzen-Kosten-Analyse die folgenden Forderungen Eingang gefunden 12): 

Vorliegen der Ergebnisse auf verschiedenen komplementären (und nicht sich aus­
schließenden) Ebenen; 
Transparenz und Genauigkeit der gewählten methodologischen Grundlagen, Para­
meterwerte etc.; 
Offenlegung des gewählten Verfahrens; 
Aufstellung von Gesamtprogrammen oder Budgets der einzelnen Verkehrsträger, 
die Nutzen-Kosten-Untersuchungen und finanzielle Beschränkungen einbeziehen. 

Für jedes Investitionsprojekt werden beim Bewertungsverfahren drei Studien angefer­
tigt: Eine Finanzstudie stellen diejenigen Institutionen auf, die die Infrastrukturprojekte 
betreiben; zweitens wird eine zentrale wirtschaftliche Studie und drittens schließlich 
ein mehrere Ziele umfassender Bericht auf Gemeinschaftsebene angefertigt 13) . Dabei 
wird im ersten Bericht die Investitionsentscheidung ausschließlich auf sozialen 
Kosten und Nutzen basieren, wobei im Falle eines negativen Ergebnisses das Projekt 
durch eine Subvention dennoch realisiert werden kann; dann muß die Finanzstudie 
jeweils mit und ohne Subvention durchgespielt werden. In der wirtschaftlichen Analyse 
wird die Variabilität des Begriffs soziale Kosten je nach dem eingenommenen Stand­
punkt beachtet werden müssen, ob ein regionaler, nationaler oder gemeinsdlaftlicher 
Ausgangspunkt gewählt wird . Die Verfasser des Berichts schlagen in diesem Zusammen­
hang einen allgemeingültigen Preis für Verkehrsleistungen innerhalb der Gemeinschaft 
vor, räumen jedoch während einer übergangsphase den nationalen Preisen eine größere 
Bedeutung als den standardisierten Gemeinsdlaftspreisen ein. Im dritten Bericht schließ­
lich werden die oben erwähnten vier Bereiche Regionalpolitik, soziale Integration, 
industrielle Entwicklung und Umweltprobleme betrachtet. Mit dieser Vorgehensweise 
werden schrittweise bestimmte Voraussetzungen in die Untersuchung eingeführt und so 
die Abhängigkeit der Ergebnisse von den gewählten Bedingungen verstärkt. Daher ist 
eine detaillierte Offenlegung des Verfahrens um so erforderlicher, als erst hierdurch die 
Vergleichbarkeit zwischen verschiedenen Projekten gewährleistet wird. 
Bei der Bewertung der Nutzen- und Kostenelemente und der sich hieraus ergebenden 
Entscheidung über die Ablehnung oder Annahme eines Projektes tritt ein Konflikt 
zwischen Verteilungs- und Effizienzgesichtspunkten auf. Dabei zeigt sich, daß die aus 
dem Verhalten abgeleiteten Bewertungsschemata insofern sehr kritisch zu betradlten 
sind, als sie auf einer ganz bestimmten Einkommensverteilung beruhen. Dieser Problem­
zusammenhang spielt besonders in die Verkehrsprognose hinein, da die prognostizierte 
Verkehrsnachfrage keinerlei sinnvolle Ergebnisse zeigen wird, wenn sich die Einkom-

12) Vgl. Coordination ... , a.a.O., S. 24 f. 
13) Vgl. Co ordination ... , a.a.O., S.28. 
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mensverteilung in Zukunft maßgeblich ändert. Die augenblicklichen Bewertungspraktiken 
berüd~sichtigen bei Investitionsentscheidungen nach Auffassung des Expertengremiums 
nicht genügend die Bezieher relativ geringer Einkommen. Der Aspekt der Einkommens­
verteilung sowo~l. zwischen .sozialen Gruppen als auch versdliedenen Regionen innerhalb 
der Verkehrspolmk sollte eme um so größere Beachtung finden, wenn er selbst von der 
Gemeinsdlaft oder einigen Mitgliedsländern Gegenstand eines politischen Zielsystems 
ist 14) . 

Eine zentrale Stellung innerhalb des Berichts nimmt die Diskussion der Diskontierungs­
verfahren von Kost.en und ~utzen ein. Dabei werden die bei den Alternativen Kapital­
wertmethode und. mterr:e Zm~fußmeth.ode dargestellt. Bei der Entsdleidung, welches 
Verfahren vorZUZIehen 1st, WIrd der mternen Zinsfußmethode der Vorzug gegeben, 
da die Verwaltungsorgane in den verschiedenen Ländern mit dieser Methode vertraut 
sind und sich daher leichter ein Vergleidl zwisdJen den BeredJnungen für die einzelnen 
Gebiete anstellen läßt 15) . Darüber hinaus erlaubt die interne Zinsfußmethode eine 
leichtere Interpretierbarkeit der Bewertungsergebnisse bei mehreren Zielen. Dies ist 
insbesondere ~ann. von .Bedeutung, wenn man einen Anhaltspunkt für die Toleranzmar­
ge.n ~abe~ wIll, dlC bel de~ Aufstellung ein~r Rangfolge nicht-aggregierbarer Elemente 
WIchtIg smd. Als Entsdleldungsregel empfIehlt der Bericht, daß ein Projekt dann 
durchgeführt werden sollte, wenn die interne Verzinsung die angenommene Diskontie­
rungsrate übersteigt. 

Nach der Bestimmung des vorteilhaftesten Projekts bleibt immer nodJ die Frage offen, 
in weldJem Zeitabschnitt die Investition durchgeführt sein soll. Dabei ist zu berücksichti­
gen, daß einerseits ein Aufschub von Investitionen oft mit außergewöhnlidJen Kosten 
verbunden ist,. and~re:seits e~nzelne . Projek:~ insbesondere in einem expandierenden 
System dur~ em ~eltl~ches Hm~usschle?en hohe:e N~tzen erzielen können 16). Deshalb 
sollten PrOjekte mdlt Immer Wieder mit dem ZlCI, emen höheren Nutzen zu erzielen 
aufgeschoben werden. In Verkehrsnetzen mit komplexer Struktur und vielen interde~ 
pendenten Teil~trecken .läuft diese Fragestellung letztlich auf eine dynamische Investi­
tionsprogrammierung hmaus 17). 

Um dieses Verfahren im Augenblick anwenden zu können, liegt keine ausreichende 
Datenbasis vor. Eine Ausweichlösung bei der Bestimmung des Baubeginns ist der augen­
blickliche (im ersten Jahr) Ertragsraten-Test. Dazu muß das Projekt eine an <>emessene 
interne Verzinsung aufweisen, wenn sofort mit dem Bau begonnen werden "soll. Ein 
Aufschub erfolgt solange, bis die augenblickliche Ertragsrate (im ersten Jahr) auf Kapital 
ebenfalls von der Diskontrate erreidJt wird. 

Inwieweit die in dem Bericht genannten Methoden und Verfahren letztlidl Anwendun <> 
finden werden innerhalb der GemeinsdJaft, wird weitgehend eine politisch zu ent~ 
smeidende Angelegenheit bleiben. Dieser Prozeß der gegenseitigen Annäherung der 
Mitgliedsländer wird sich in dem Maße besdlleunigen lassen, wie die Unterschiede in den 
wirtschaftlichen und sozialen Zielsetzungen der Mitgliedsländer abgebaut werden. 

14) Vgl. Coordination ... , a.a.O., S. 80 f. 
15) Die Kapitalwertmethode bietet dagegen den Vorteil, leichter den Unterschicd zwischcn sozialcn Op­

portunitätskosten und privaten Opportunitätskosten im Zcitablallf crkenncn zu könncn. 
16) Bei Straßenballinvcstitionen kann dieser Fall z. B. eintrcten, wenn die künftigen Einkommcn die Zahl 

der Fahrzeugbesitzer sowie die Verkehrscrzcugungsratc ansteigen. ' 
17) Vgl. Coordination . .. , a.a.O., S. 89 f. 
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III. 

1. Erwin von Beckerath sagte einmal, Macchiavellis genialer Verstand habe zuerst 
gesehen, daß für alles politische Handeln drei Momente wesentlich seien, nämlich die 
Situation, in der es wurzelt, die Ziele, die es sich setzt und die Mittel, welche den Zielen 
adäquat sein müssen 18). So gesehen kann man den Versuch der Europäischen Kommis­
sion, Verfahren zur internationalen und intermodalen Koordination von Verkehrs­
infrastrukturen zu entwickeln, als einen Ansatz zur Rationalisierung verkehrsökono­
mischer Entscheidungen auffassen. Soll nämlich das in den Römischen Verträgen nie­
dergelegte verkehrspolitische Programm, das weitgehend den Charakter von Leerfor­
meln trägt, zu politisch und ökonomisch rationalem Verhalten führen, so bedarf es 
einer Konkretisierung, um anwendbar zu werden. Die dort genannten leerformelhaften 
Zielsetzungen haben die gesellschaftliche Funktion, den Konsens über die Zielinhalte zu 
maximieren. Leerformeln verursachen den Eindruck einer Bindung der Politik, 'ohne aber 
deren Spielraum faktisch einzuengen. Die Integrationswirkung solch leerer Zielsetzungen 
ist deswegen so hoch, weil sich, ohne die übereinstimmung über die Ziel bereiche aufgeben 
zu müssen, unterschiedliche, oft sogar gegensätzliche Entscheidungen vertreten und 
begründen lassen 10). 
Politische und Interessenkonflikte werden erst dann in erheblicherem Ausmaße auftreten, 
wenn es darum geht, die Ziele der europäischen Verkehrspolitik zur konkretisieren und 
ihnen spezifische verkehrspolitische Maßnahmen gegenüberzustellen. Die in dem Bericht 
der Europäischen Kommission genannten Ziele und Maßnahmen sind sehr stark pro­
blem- und handlungsorientiert, sind also in einem Bereich anzuordnen, in dem die 
politischen und wirtschaftlichen Interessen und Interessenkonflikte der einzelnen Mit­
gliedstaaten offen zu Tage treten. Wir werden noch sehen, daß die vorgeschlagenen 
Koordinationsverfahren für Verkehrsinfrastrukturinvestitionen einige »Schlupflöcher« 
offen lassen, die diese Interessenkonflikte mindern und die politische Durchsetzbarkeit 
der Vorschläge erhöhen, auf der anderen Seite jedoch den eigentlichen Zweck dieser 
Vorschläge, nämlich die europäische Integration auf dem Gebiet der Verkehrs wirtschaft 
zu fördern und eine Harmonisierung des Ausbaus des Verkehrssystems im Bereich der 
Europäischen Gemeinschaft zu erreichen, untergraben. 
Das von der Europäischen Kommission vorgeschlagene Koordinationsverfahren für 
Investitionsentscheidungen auf dem Verkehrssektor zielt auf die sachliche, zeitliche und 
räumliche Abstimmung der Maßnahmen der wichtigsten verkehrspolitischen Entschei­
dungsträger. Der Nutzen einer integrierten gegenüber einer isolierten Verkehrsplanung 
besteht darin, daß bestimmte überschneidungen der Tätigkeitsbereiche einzelner ver­
kehrspolitischer Entscheidungsträger sowie Doppelplanungen vermieden und ein einheit­
licher Ausbau des gesamten europäischen Verkehrssystems erreicht werden sollen. Der 
Wert des Koordinationsverfahrens kann also darin liegen, daß die Realisierungsgrade 
der Ziele der europäischen Verkehrspolitik bei integrierter Planung höher sind als bei 
isolierter Planung. Da ein integriertes System der Verkehrsplanung insgesamt anders 
reagiert als die Summe seiner Subsysteme, ist der durch ein Koordinationsverfahren 

18) Vgl. Beckerath, E. v ., Politik und Wirtschaft: Ist eine rationale Wirtschaftspolitik möglich?, in: Lynkeus, 
Gestalten und Probleme aus Wirtschaft und Politik, Tübingen 1962, S. 305. 

10) Vgl. Storbeck, D ., Zielkonflikt-Systeme als Ansatz zur ratio~alen. Gesell scha~spolitik ... Methodologische 
überlegungen zur Theorie der Sozial- und W'.rtschaftspolmk! 111 : Zentral!nstltut fur Raum~lanung 
an der Universität Münster (Hrsg.), Zur Theorle der allgeme1l1en und regIOnalen Planung, BleIefeld 
1969, S.73. 
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erreichbare Gesamtnutzen größer als die Summe der bei isolierter Planung auftretenden 
Einzelnutzen. Diese zusätzliche Nutzen integrierter Verkehrsplanung kann man als 
»synergistische Nutzen« bezeichnen 20). Unter diesem Gesichtspunkt unterliegt die Absicht 
der Kommission, ein verkehrspolitisches Koordinationsverfahren einzuführen, keinem 
Z weife!. Auch der Vorschlag, zur Berechnung der gesamtwirtschaftlichen Nettonutzen 
einer Verkehrsinvestition die Art der Nutzenerfassung und -bewertung trotz theore­
tischer Schwierigkeiten zu standardisieren, kann nur begrüßt werden. Berechnungs- und 
Erhebungsfehler, die sidl in praktisdlen Standard bewertungen im Vergleich zu einem 
theoretisch exakten Verfahren ergeben, werden bei (ähnlichen) alternativen Verkehrsin­
vestitionen symmetrisch sein. Die mit Hilfe eines solchen Standardverfahrens produ­
zierte Information über die relative Vorteilhaftigkeit verschiedener Investitionsprojekte 
wird daher tendenziell der Reihenfolge ihrer tatsädllichen gesamtwirtschaftlidlen Netto­
nutzen entsprechen und deshalb für die Praxis durchaus anwendbar sein 21). 
Dieser eindeutige Vorteil des vorgesdllagellen Koordinationsverfahrens wird allerdings 
auf massive Weise dadurch in Frage gestellt, daß der Beridlt vom Prinzip der Standar­
disierung bei der Bewertung des zeitlidlen Anfalls der Projektnutzen durch eine Diskon­
tierungsrate abweicht. Jedes Mitgliedland soll nadl freiem Ermessen die der Projektbe­
wertung zu Grunde gelegte Diskomierungsrate wählen können. Damit aber ist der 
Wert des gesamten vorgeschlagenen Verfahrens, dessen Ziel es dodl ist, im gesamt­
europäischen Raum diejenigen Verkehrsinvestitionen mit dem höchsten sozialen Netto­
nutzen durchzuführen, aufs äußerste in Frage gestellt. Durch die Wahl eines höheren 
oder niedrigeren Diskontierungszinsfußes kann nämlidl der gesamtwirtsdlaftliche Netto­
nutzen eines Projektes, wenn nur der undiskontierte Nettonutzen positiv ist, in belie­
biger Höhe ausgewiesen werden. So wird zwar durch das »Schlupfloch« des frei wähl­
baren Diskontierungssatzes vermieden, daß Konflikte deswegen entstehen, weil ein Land 
aus politisdlen Motiven ein ökonomisch nicht zu redltfertigendes Projekt durchführt, 
die relative volkswirtschaftliche Dringlichkeit versdliedener Investitionsprojekte ist aber 
dann nicht mehr vergleichbar. Die Gefahr, daß politisches Wollen sidl in zu starkem 
Maße über Wirtsdlaftlidlkeitsüberlegungen hinwegsetzt, ist also in gar keiner Weise 
gebannt, sondern wird eher dadurch vergrößert, daß der rein politisdle Charakter 
bestimmter Entsdleidungen durdl nidlt zielkonforme ökonomische Rentabilitätsberech­
nungen verschleiert und sogar legimitiert wird. 

Als Gegengewicht zu dieser Gefahr kann man allerdings die vorgesehenen Informations­
dossiers, die sich die verschiedenen verkehrspolitisdlen Entsdleidungsträger gegenseitig 
zur Verfügung stellen sollen, ansehen. Dadurch wird einmal eine Publizitätswirkung 
erreicht, die sicherlich eine Kontrollfunktion hat, wenn sich die Politik »allzusehr an 
der Wirtschaftlidlkeit vergreift« 22). Weiterhin kann der gesteigerte Informationsstrom 
zwischen den verkehrspolitischen Entsdleidungsträgern dazu führen, daß überschnei­
dungs- und überlappungsbereiche offen gelegt werden und daraufhin notwendige Plan­
revisionen betroffener verkehrspolitischer Entscheidungsträger überhaupt erst vorgenom­
men werden können. Schließlich verdeutlichen solche ökonomischen Projektanalysen die 

20) Vgl. Bonus, H., Nutzen-Kosten-Analyse in Stadtrcgiollcn, in: Jahrbuch für Sozialwissc,tschaft, lid . 23 
(1972), S. 16 ff. .. . '.. . . . 

21) Vgl. Sarrazin, T ., Spreer, F., 7 tetzel, M., TheOrIe und Reahtat In der Cost-Bcncfit-Analyse, lll : Zelt-
sdll'ift fUr die gesamte Staatswissenschaft, 130. Bd. (1974), S.73. 

22) Predöbl, A ., Wissenschaft. und Politik bci der wissenschaftlidlcn Bcratung dcr WirtSchaftspolitik, in: 
Zeitsdlrift für Verkchrswlssensdlaft, 42. Jg. (1971), S. 11. 
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komplexen Wirkungszusammenhänge v?~ Verk~~rsi~vestitionen und verbessern so die 
Entscheidungsgrundlagen für die Investltlonspolltik 1m Verkehr. 

2. Aber nicht nur die organisatorische Struktur der Entscheidungsvorbereitung, sondern 
auch das methodische Verfahren zur Entscheidungsvorbereitung, in diesem Falle eine soge­
nannte »Modifizierte Kosten-Nutzen-Analyse«, ist bedeutsam für die Qualität der Ent­
scheidungen. 
Gegenüber traditionellen Kosten-Nutzen-Analysen, die nur den .soz~alpr~dukterhöhen­
den Effizienznutzen eines Projektes zu bestimmen suchen, beabsIchtIgt dIe vorgeschl~­
~ene »Modifizierte Kosten-Nutzen-Analyse«, außer der Effizienzzielsetzung noch dIe 
Ziele Umweltqualität, Raumordnung und Integration, Einkommensverteilung ~nd 
Beschäftigung sowie industrielle und technologische Entwicklung zu berücl{Slcl~­
tigen. Es hat schon mehrere Versuche gegeben, den Eff~zi~nzbeg.riff du~ch ErweI­
terung des Ziel bündels zu erweitern. So unternahm beIspIelsweIse ~ e:sbrod den 
Versuch den »trade-off« zwischen Effizienz- und Verteilungsnutzen empmsch zu ~e­
stimme~, um beide kommensurabel zu macllen und so zu einer - im Sachberelch 
erweiterten - »grand efficiency« zu gelangen 23). Zwar ist dieser empirische Ansatz 
ermutigend, jedoch liegen ihm zu spezielle Prämissen zugrunde, als daß man das Pr?­
blem als gelöst betrachten könnte. Es bleibt daher festzustel!en, daß Ve:suche,. den w.n 
sozialproduktorientierten Effizienzbegriff zu erweitern, bIsher geschelter~ ~md .. DIe 
Lösung dieses Problems bietet auch der Bericht der Europäische~ Kommlss~on ~:cht: 
Die Nicllt-Effizienzzielsetzungen werden nur als starre Nebenbedmgungen emgefuhrt, 
mit der Konsequenz, daß beispielsweise eine Verkehrsinvestition, die einen bestimmten 
zulässigen Wert der Umweltbeeinträchtigung, etwa durch Lärm oder durch ~bgase, 
überschreitet, ohne Rücksicht auf die Höhe der Effizienznutzen ausgeschlossen WIrd. 

Diesen unbefriedigenden Zustand hat man dem Anspruch der Kosten-Nutzen-Analyse 
zu verdanken, ein gesamtwirtschafiliches Investitionskriterium zu sein. 

Dieser Anspruch der Kosten-Nutzen-Analyse ist, wie an anderer Stelle gezeigt wurde, 
wegen ihrer theoretischen Mängel und den Schwierigkeiten einer empirischen Auffüllung 
des zugrunde gelegten Modells ohnehin nicht aufrecht zu erhalten. 24) •• Da ~u.dem no.ch auf 
Konsistenz des Bewertungsverfahrens verzichtet wurde, indem kem emhelthcher Dlskon­
tierungssatz zugrunde gelegt wurde, hätte man ohne Schaden die in ihrer Modellstruktur 
so rigide Kosten-Nutzen-Analyse zugunsten einer weni~er anspru~lsvoll~n Bewertungs­
technik aufgeben können, die in ihrer Anwendung Jedoch fleXIbler 1St und ebenso 
gute oder bessere Ergebnisse liefert a ls die Kosten-Nutzen-Analyse. 

Im Gegensatz zur gesamt wirtschaftlichen Orientierung der Koste?-Nutzen-Analyse ver­
folgt etwa die Kosten-Wirksamkeits-Analyse den Zw.eck, ~us emer Men.~e komplexer 
Handlungsalternativen eines Entscheidungsträgers dIe optimale auszuwahle~, mdem 
den bei alternativen Strategien erreichbaren Realisierungsgraden mehrfacher ZIelsetzun­
gen die jeweiligen Projektkosten gegenüber gestellt werden 25). 

23) Vgl. Weisbrod, B. A., Income Redistribution ~ffects and Benefit~Cost-Analysis, in: Chase, S. B., 
(Hrsg.), Problems in Pub!ic Expen~iture AnaI~s!s, 2. Aufl~ge, Was.hlllgton 1969, S. 178 ff.. 

21) Vgl. Tietzel, M., Die EffiZienz staatlicher InvestltlOnsentscheldungen 1m Verkehrssektor, Bern-Frankfurt 
am Main 1972, 5 . 243 ff. . . . I S . T S F 

25) Zum Vergleich dieser Bewertungsverfahren für. Infrastruktunnvestlt1one~ vg. arrazm, ". preer, ' ., 
Tietzel, M., Logical Decision Making Techl1lques to Evaluate Pubhc .Investment ProleCt: Cost­
Benefits-Analysis, Cost-Effectivcness-Analysis, Utility-Analysis, in: International Journal of Transport 
Economics, Vol. I, Heft 2 (1974), S. 155-170. 
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IV. 

Trotz der genannten, wohl auch kompromißbedingten Mängel des von der Europäischen 
Kommission vorgeschlagenen Koordinierungsverfahrens scheinen uns seine Nutzen die 
Kosten erheblich zu übersteigen. Letztlich wird aber der Erfolg der vorgeschlagenen 
Maßnahmen davon abhängen, ob sie politisch durchsetzbar und praktikabel sind. Man­
gelnde politische Kompetenzen des europäischen Parlaments und des Ministerrats 
machen den Erfolg der Koordinierungsbemühungen vom »guten Willen« der Mitglied­
staaten abhängig. Dieser »gute Wille« wiederum ist bestimmt durch die konkreten 
nationalen Ziele der Verkehrspolitik, sowie der Art, der Intensität und der Anderbar­
keit der Planungsinterdependenzen zwischen den einzelnen verkehrspolitischen Entschei­
dungsträgern auf verschiedenen Ebenen. 

Für bestimmte andere wirtschaftspolitische Bereiche, etwa die Regionalpolitik und 
bestimmte Industrialisierungsbestrebungen, hat die Verkehrswirtschaft instrumentale 
Funktion. Insofern sind die nationalen verkehrspolitischen Zielsetzungen als Unterziele 
anderer wirtscllaftspolitiscller Ziele anzusehen. Daher kann es erhebliche Differenzen 
zwischen den Zielen der Verkehrspolitik einzelner Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft (etwa Bundesrepublik Deutschland und Italien) geben, die die Chancen 
solcher Koordinierungsbemühungen mindern. Kompetitive Interdependenzen 26) der 
Verkehrspolitik der Mitgliedstaaten (man denke hier etwa an die Probleme, die im 
Bereich des Güterfernverkehrs zwiscllen den Niederlanden und der Bundesrepublik 
Deutschland bestehen) können ebenfalls eine europäisme Integration der Verkehrspolitik 
konterkarieren. 

Schließlich werden einige Staaten nicht geneigt sein, ihre verkehrspolitisclle Autonomie 
einzuschränken, eine Wirkung, die notwendig mit der Institutionalisierung eines Koordi­
nationssystems auftritt. 

Bei all dem bleibt anzuerkennen, daß die totale ökonomisierung der Politik, die letzt­
licll einen »Imperalismus der Nationalökonomie« darstellen würde, nicht wünschenswert 
ist. Aus ökonomiscller Simt perfekte Lösungen sind also weder erreichbar noch erstre­
benswert. 

Inwieweit aber die europäische Verkehrspolitik tatsächlim neue Wege beschreiten wird, 
hängt davon ab, in welchem Maße es gelingen wird, die Koordinierungsvorsmläge der 
Kommission in die politismen Entsmeidungsprozesse einzubetten. 

26) Vgl. dazu Schneider, H. K ., Plankoordinierung in der Regionalpolitik, in: Schneider, E., (Hrsg.), 
Rationale Wirtschaftspolitik und Planung in der Wirtschaft von hellte, Berlin 1967, S. 254 ff . 

Summary 

In 1971 thc European Commission charged a group of trafficscientists (K. M. Gwilliam, S. Petric­
cione, F. Voigt, J. A. Zighera) to give an account of the »coordination of infrastructured invest­
ments with regard to the traffic-sector«. The present article represents a critical examination of 
the proposals therein elaboratcd. 
In detail the contents as weil as the methodical and organizing propositions of the report are 
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. d A It ' t I'S stated that certain (hitherto also unbridgeable) mcthodical deficiencies 
examme. s a resu I , .,. II I I ' 
and the sm all probability to realize these recommendatIOns polmca y et scarce ey expect »ncw 

ways of European traffic policy «. 

Resume 

C . , E'o 'enne acharge un groupe d'expcrts en matiere de trafic (K. M. Gwilliam, 
La ommlSSIOn t1l pe· . I d" d I 

P . ' F V 'gt J A Zighera) de la redacuon d'un rapport sur a »coor mauon e p ace-S etnCCIOne, . 0 1 , . . . d . . . d 
~ents infrastructurels sur le secteur de trafic«. L'artlcle present repro UIt un examen crmque es 

propositions y elaborees. . . , ,. , . 
L I oposit ions methodiques et orgal1lsateurs sont exammcs all detail. II est a retelllr 

e contenu, es pr . . . . . bl" I 
1 Itat que certains dCfauts methodlques JUSqU'ICI egalement msurmonta es amsl que a comme n:su' . I . , ' d 

b b' l' ,. . ' f' te de re'aliser politiquement les recommandatlons ne alsscnt guerc espcrer e pro a I lte mSlgl1l lan .. . . 
»nouvellcs voies de la polmqlle du traflc en EUlope «. 
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Buchbesprechungen 

Schneider, Wilhelm L., Bestimmungsgründe 
für Verkehrsnachfrage und Verkehrs­
wegeplanung. Zwei Beiträge zur Analyse 
und Vorausschätzung der Verkehrsnachfrage 
und zur Planung von Verkehrswegen (= 
Schri/lenreihe des Ija-Instituts fiir Wirt­
scha/ls far schung, Nr. 78), Verlag Duncker 
& Humblot, Berlin-München 1972, 84 S., 
DM 19,60. 

Der Titel dieser Studie subsumiert zwei unab­
hängig voneinander entstandene Vorträge, die 
der Verfasser - langjähriger Leiter der Ver­
kehrsabteilung des Ho-Instituts für Wirtschafts­
forschung - zum einen 1971 unter dem Titel 
»Wirtschaft liche Entwicklung und Verkehrs­
wegeplanung« (5. 9-31) zu einem mit Unter­
stützung der OECD in Zagreb veranstaltetem 
Verkehrssymposium beigesteuert hat. Der zwei te 
Beitrag, der »Die Determinanten der Trans­
portnachfrage« (5. 33-82) behandelt, d iente 
als Diskussionsgrundlage für ein 1972 in Paris 
veranstaltetes Round-Table-Gespräch der 
CE MT. Von Bedeutung sind diese Hinter­
grundinformationen für zwei Feststellungen, 
von denen allenfalls die erste das ansonsten 
recht erfolglose Bemühen des Rezensenten 
widerspiegelt, Ansatzpunkte<-'für eine kritische 
Stellungnahme aufzuspüren. 

Sowohl die übergreifende Themenwahl zu die­
sem Heft der Ifo-Schriftenreihe als auch der 
Untertitel legen die Vermutung nahe, daß die 
bei den Beiträge das Problemfeld von Verkehrs­
nachfrageanalysen und -prognosen schrittweise 
abstecken und dabei systematisch Querverbin­
dungen zu einer an ökonomischen Kriterien 
orientierten Verkehrswegeplanung geknüpft 
werden. Daß dies nur unvollkommen gelungen 
ist und beide Beiträge darüber hinaus verschie­
dentlich überschneidungen aufweisen, dürfte 
wohl weitgehend auf die Beibehaltung des 
Vortragscharakters zurückzuführen sein - eine 
nachträgliche überarbeitung wäre hier sicher­
lidl von Vorteil gewesen. Wenn bei den Aus­
fiihrungen immer wieder auf Untersuchungen 

des Ho-Instituts Bezug genommen wird, so 
dokumentiert das, in welchem Maße dieses 
Institut - insbesondere im Bereidl der quan­
titativen Erforschung des angesprodlenen Fra­
genkreises - bislang zur Schaffung der notwen­
digen methodischen Infrastruktur und ihrer 
problembezogenen Anwendung hat beitragen 
können. 
Beide Beiträge vermitteln durch ihren ~Survey«­
Charakter einen äußerst informativen Ein­
blick in den derzeitigen Stand des Angebots­
potentials wesentlimer Teilbereidle verkehrs­
wissenschaftlicher Forschung. Zugleich verdeut­
lichen sie aber aud1, wo - nimt zuletzt durch 
das von der ~Nachfrageseite« mitgeformte 
Anspruchsniveau angeregt - Schwerpunkte für 
weiterfiihrende, kreative Forsmungsinputs zu 
setzen sind, die dann über - wenngleim 
sidlerlidl auch inkrementale - kontinuierlime 
Produktivitätsverbesserungen zu einer insge­
samt ausgewogenen bedarfsgerechten Expansion 
der verkehrswissenschaftlimen Leistungskapazi­
tät führen können. 
So verweist Schneider beispielsweise nad1driick­
lidl auf die Unzulänglichkeiten hinsichtlich des 
verfügbaren Datenmaterials und auf die metho­
dischen Schwierigkeiten, denen man sich bei der 
Gewinnung von Entsd1eidungshilfen für Ver­
kehrswegeplanungen ausgesetzt sicht, wenn 
man den vermuteten numerischen Zusammen­
hang zwischen Wirtschaftswachstum und Ver­
kehrswegekapazitäten - Hir die gesamte Volks­
wirtschaft oder auch nur einzelner Teilregio­
nen - im Rahmen einer globalen Analyse 
gesichert zu funktionalisieren versucht. Trotz 
manmer Unvollkommenheit können derar­
tige, im Ansatz nodl recht rlldimcn6r wir­
kende Analysen dazu beitragen, die Gesamt­
planun g von Verkehrswegen realistischer zu 
konzipieren und als allgemeine Orientierllngs­
hilfe zu einer verbesserten Abstimmung von 
Einzelplanungen auf das Gesamtkonzept fiih­
ren. Wenn der Verfasse r dabei vorschlägt, für 
die gesamtwirtsmaftlichc Rcmtfcrrigung ge­
planter Einzelobjekte »anstelle ehrgeiz ige r 
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Nutzen-Kosten-Analysen« »reduzierte Nutzen­
Kosten-Analysen« einzuführen (S . 19), so darf 
er hierbei sicherlich nicht nur mit der Zustim­
mung der zuständigen Planungs träger rechnen. 

Gleichwohl wird der Wert solcher reduzierten 
Nutzen-Kosten-Analysen entscheidend durch 
die Güte der prognostizierten Verkehrsnach­
fragedaten bestimmt. Dem hierzu in der ersten 
Studie skizzenhaft wiedergegebenen Problem­
aufriß fol gt in dem zweiten Beitrag eine zu­
weilen schon filigran anmutende Untersuchung 
der Ursachen, funktionalen Abhängigkeiten, 
Motive und Bedingungen für die wichtigsten 
Erscheinun gsformen der Transportnachfrage. 
Schneider differenziert dabei zwischen gesamt­
wirtschaftlichen, sektoralen und regionalen so­
wie nachfrage- und angebotsbedingten Deter­
minanten. 

Dieser Beitrag vermittelt nicht nur dem in 
mathematischen Formulierungen wenig geübten 
Leser einen ausgezeichneten Einblick in die dif­
fizile Materie von Verkehrsnachfrageprognosen. 
Sie weckt vielmehr auch durch die Art, in der 
sie selbstkritisch die den verschiedenen Pro­
gnoseverfahren auferlegten Grenzen aufzeigt, 
ganz allgemein Skepsis gegenüber all den ver­
meintlichen »Prognosen«, die in Form von sog. 
Hochrechnungen oder mit Hilfe sonstiger intro­
vertierter Methoden zu verblüffenden Ergeb­
nissen gelangen, ohne jedoch die Art ihres 
Vorgehens und damit auch die erzielten Ergeb­
nisse für eine kriti sche Auseinandersetzung 
offen zuhalten. 

Dipl.-Volksw. K. Schmidt, Köln 

Jahrbuch des Eisenbahnwesens, Folge 25/ 
1974, herausgegeben von Wolfgang Vaerst 
und Heinrich Lehmann, Hestra-Verlag, 
Darmstadt 1974, 260 Seiten, zahlreiche, zum 
Teil ganzseitige Fotos, Abbildungen, Tabel­
len, technische Darstellungen, Streckenskizzen 
und Statistiken, Format DIN A 4, farb. 
Schutzumschlag, Leinen, DM 29,40. 

Fast völlig im Zeichen der Unternehmenskon­
zeption des Vorstandes der Deutschen Bundes­
bahn vom Mai 1973 steht die 25. Folge des 
Jahrbuchs für das Eisenbahnwesen. Das Ziel 
der Herausgeber besteht vor allem darin, ein 

möglichst posItIves Bild von den zukünftigen 
Realitäten im Eisenbahnwesen der Bundesre­
publik zu zeichnen; so ist denn auch dem The­
menbereich ,. Verkehr und Technik« in quan­
titativer Hinsicht Vorrang eingeräumt worden. 
Dennoch steht - wie bereits in vorangegange­
nen Ausgaben - die Verkehrspolitik am An­
fan g der Beitragsfolge. Der Komplex »Ver­
kehrspolitik« beinhaltet diesmal eine Kontro­
verse, die wohl noch auf längere Sicht Diskus­
sionsargumente für Befürworter und Gegner 
von Eisenbahn-Verkehrsinvestitionen liefern 
dü rfte. So hat H elmut Schmidt - noch als 
Bundesminister der Finanzen - einen Beitrag 
verfaßt, der den Titel trägt: »Bundesbahn und 
Bundeshaushalt - Massive Investitionen sind 
kein Allheilmittel. « Trotz erheblicher Investi­
tionen in den vergangenen Jahren, so lautet 
die Grundthese Schmidts, ist die Produktivi­
tätss teigerung bei der Bahn hinter der der 
übrigen deutschen Wirtschaft zurückgeblieben. 

Eine entscheidende Hebung der Attraktivität 
wird als erforderlich angesehen; sie ist nach 
Schmidt dann zu erzielen, wenn die Bahn 
diejenigen Leistungen ausbaut, die sie optimal 
bewältigen kann (5.13). Allein die Opera­
tionalisierung des Begriffs »optimale Bewälti­
gung« diirfte die Vertreter unterschiedlicher 
Interessen eine Weile beschäftigen. Geradezu 
als Antwort auf Schmidts Beitrag legt Wolf­
gang V aerst nochmals die DB-Vorstellungen 
zur künftigen Unternehmenspolitik dar (»Fahr­
plan in die Zukunft - Die Unternehmenskon­
zeption in der Realisierung«). Die Argumente 
der DB für eine expansive Investitionspolitik 
dürften weitgehend bekannt sein, so daß auf Wie­
derholungen an dieser Stelle verzichtet werden 
kann. Auf eine geschickte Umkehrung von 
Argument und Gegenargument muß jedoch 
hingewiesen werden: Obwohl der Beitrag von 
Schmidt zeitlich hinter dem Entstehen des 
DB-Konzepts einzuordnen und quasi als Anti­
these auf dieses Konzept zu verstehen ist, hat 
man das Jahrbuch mit ersterem eröffnet; dies 
sicher nicht nur, um dem Politiker aus Gründen 
der Höflichkeit den Vortritt zu lassen; viel­
mehr wird durch die nachfolgende, linienge­
treue Selbstdarstellung eine eindeutige Akzent­
gebung und eine Relativierung der Schmidt'schen 
Kritik bewirkt. Eine chronologisch geordnete, 
Argument und Gegenargument nicht vertau-
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schende Beitragsfolge wäre sicher weniger wer­
bewirksam, in jedem Falle aber korrekter 
gewesen. 

In drei Beiträgen wird auch diesmal wieder 
versucht, einige Aspekte innerhalb der Bezie­
hungen zwischen Eisenbahnverkehr und Wirt­
schaft zu beleuchten. So nimmt H . Kalb zu dem 
Thema Stellung: »Europa rückt zusammen _ 
Zeitplan für ein europäisches Eisenbahnnetz« 
und informiert hierbei im wesentlichen über 
den 1973 vom UIC-Planungsausschuß vorge­
legten Bericht »Zeitplan der europäischen 
Eisenbahnen der Zukunll:«; dieser Bericht »ent­
hält eine D arstellung der in eine umfassende 
europäische Infrastrukturplanung aufzuneh­
menden Verbindungen sowie der qualitativen 
Leistungsziele, die jenen zugrunde zu legen 
sind « (5.23). 

Die Kooperation und Abhängigkeit des moder­
nen Industrieunternehmens mit bzw. von der 
Eisenbahn ist Gegenstand des Beitrages von 
U. Schulten, Bayer AG, über »Noch vie le 
Chancen für die Schiene - Wachstumsbranchen 
brauchen eine leistungsfähige Eisenbahn « sowie 
des Aufsatzes von E. W . Mommsen, Friedr. 
Krupp GmbH, über ,.Das verlängerte Fließ­
band - Die Integration der Eisenbahn in den 
wirtschaftlichen Betriebsablauf.« 

Wie bereits erwähnt nimmt die Diskussion von 
verkehrstechnischen Fragen in der 25. Folge 
des Jahrbuchs den breitesten Raum ein. Es 
kann und soll aufgrund der Vielzahl der Bei­
träge nicht auf Detailfragen eingegangen wer­
den. Nur dies sei gesagt: Sie dienen fast aus­
schließlich dazu, die in der DB-Unternehmens­
konzeption niedergelegte investitionspolitische 
Orientierung kenntlich zu machen und zugleich 
auf die technischen Mittel der Realisierung 
hinzuweisen. So berichtet H. Lehmann über die 
»Neue Zukunft der Bahn - Eisenbahntechnische 
Entwicklungslinie«. ,.Das Ausbauprogramm der 
DB « wird von H. Delvendahl kommentiert. Es 
folgen zwei Berichte über verwendete und noch 
zu verwendende Traktionsarten : K. Bauer­
meister gibt Auskunft über die,. Weiterführung 
der Streckenelektrizifierung der DB «, während 
W . Michelfelder in seinen Ausführungen auf 
die Notwendigkeit der Dieseltraktion als ver­
nünfl:iger Ergänzung zum elektrifizierten Netz 
hinweist. Die Frage der Anpassun g des Wa­
genparks der DB an künftige Verkehrsstruk-

tu ren wird von H. Buddensiek behandelt. Die 
drei fol genden Abhandlungen dürften insbe­
sondere für den verkehrstechnisch überdurch­
schnittlich interessierten Leserkreis gewinnbrin­
gend sein. W. Schmitz befaßt sich mit dem 
Thema » Integrie rte Transportsteuerung - ein 
Schritt zur Automation«. Schmitz ist Beauf­
tragter für Planung und Aufbau einer Inte­
grierten Transportsteuerung bei der DB; dies 
bietet die Gewähr für eine umfassende Infor­
mation aus erster Hand. Angesichts der in 
Zukunft vorgesehenen Einführung hoher Ver­
kehrsgeschwindigkeiten ergeben sich für die 
Zugsteuertechnik neue Aspekte. Sie werden von 
L. Welmer abgehandelt. Desgleichen stellt der 
Neubau von auf Hochgeschwindigkeiten aus­
gelegten Strecken besondere An forderungen an 
den Oberbau - eine technische Fragestellung, 
die von F. Fastenrath aufgegriffen wird. Nach 
diesem Beitrag erwartet den technisch weniger 
versierten Leser wieder leichtere Kost. H. 
Frey-Graf schildert die allmähliche Verdrän­
gung der Dampf-Traktion unter dem jedem 
Eisenbahner ans Herz greifenden Titel ,. Wie 
sie fuhren, wie sie starben - Dampflokomoti­
ven im Auslauf«. 

Dies war fürwahr Technik genug, und es ist 
an der Zeit, sich wiede r dem Menschen zuzu­
wenden. Der Teil ,. Verkehr und Mensch« _ 
neu im Programm - befaßt sich zum einen 
mit sozialen, zum anderen mit beruflichen 
F~agen. des .DB-Angehörigen. F. Eichinger ent­
~:nrft em BIld von der,. Verpflichtung gegen­
ubeI' dem Menschen - Die sozialen Leistungen 
der Deutschen Bundesbahn «, und H.-J. Gröben 
stellt die Bahn als Arbeitgeber vor, der 114 
Berufen Beschäftigungsmöglichkeiten bietet. 

Da. mit letzterem Beitrag die DB-bezogene 
Benchterstattung endet, se i ein kurzes kriti­
sches WOrt eingefügt: Zweifellos besitzen die 
D arlegungen über weite Strecken einen recht 
hohen Informationswert, gewisse Wiederholun­
gen von Fakten oder Argumenten sind nidlt 
immer vermeidbar. Dennoch hat es den An­
schein - wie auch gewisse Themenformulie­
rungen auf den ersten Blick belegen - als 
wolle sich die Bahn anges ichts ihrer Leistungen 
selbst ein wenig auf die Sdmltcr klopfen. Hier­
durch könnte wiederum leicht der Eindruck 
entstehen, als handele es sidl bei vorliegendem 
Band um eine Art Werbebroschüre. Eine 501-
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ehe Tendenz würde sicher auf Dauer von den 
Lesern nicht gern akzeptiert werden. 

Die letzte Rubrik des Bandes - Weite Welt 
der Eisenbahn - erlaubt schließlich einen Blick 
über die Grenzen. A . Amstein (SBB) berichtet 
ausführlich über die neuen Bahnhofsanlagen 
und -gebäude in Bern, die am 25.5. 1974 in 
Betrieb genommen wurden. Als das wohl spek­
takulärste europäische Eisenbahnprojekt der 
nahen Zukunft ist der geplante Eisenbahntun­
nel unter dem .i'i.rmelkanal zwischen Calais 
und Dover anzusehen. über den Stand der 
Planung unterrichtet F. Krittan. Die Beitrags­
folge wi rd abgeschlossen mit einer Betrachtung 
über »Die Eisenbahnen der Volksrepublik 
China - Geschichte ihres Werdens und ihr 
heutiger Zustand« von R. Sulzmann. Berück­
sichtigt man die in diesem Falle sicher erheb­
lichen Schwierigkeiten bei der Materialbeschaf­
fung, so ist beachtlich, welche Menge an Infor­
mationen Sulzmann dennoch zusammengetragen 
hat. 

In der »Chronik des Eisenbahnwesens 1973/74 « 
hat H. G. Sparkuhle Wissenswertes über das 
Schienenwesen in aller Welt erfaßt. 

Als sinnvolle Ergänzung des Jahrbuchs ist 
weiterhin das Autoren- und Stichwortverzeich­
nis der bisherigen 25 Folgen anzusehen. Es 
erleichtert dem interessierten Leser das Aufsu­
chen der wesentlichen Beiträge über die Eisen­
bahnprobleme der vergangenen Jahre. 

In der Gesamtschau darf man die 25. Fol ge 
des J ahrbuchs für das Eisenbahnwesen als 
recht informative Veröffentlichung bezeichnen 
und ihr angesichts ihrer aktuellen Beiträge -
wie ihren Vorgän gerinnen - einen breiten Le­
serkreis wünschen. 

Dipl.-Valksw. Q. Faludi, Köln 

Forschungsgesellschaft für das Straßen­
wesen (Hrsg.), Stadt und Verkehr, Kirsch­
baum-Verlag, Bann-Bad Gadesberg 1973, 
94 S., 70 Abb., DIN A 4, Kart., DM 38,-. 

Die Arbeitsgruppe »Planung und Verkehr -
Stadtstraßen« der Forschungsgesellschaft für 
das Straßenwesen hat mit der Veröffentlichung 
der anläßlich ihrer Stuttgarter Tagung am 29. 
und 30. Sept. 1971 gehaltenen Vorträge und 

Referate den Versuch unternommen, einem 
breiten fach lich interessierten Leserkreis einen 
umfassenden überblick über die zwischen der 
Stadtentwicklung und dem Verkehrswesen be­
stehenden Zusammenhänge zu bieten. Sicher 
erfolgt dies aus der Erkenntnis heraus, daß 
sich die Probleme des heutigen Stadtverkehrs 
nicht allein mit ingenieurwissenschaftlichen Me­
thoden und Techniken lösen lassen. Städtebau­
li che und soziologische, verkehrswissenschaft­
liche und ökonomische Aspekte sind für eine 
um fassende Problembeul"teilung ebenso uner­
läß lich wie für angestrebte Problem lösungen. 

An gesichts dieser Notwendigkeit der interdis­
ziplin ären Kooperation ist im Rahmen der 8 
Vorträge und der 6 Kurzberichte über For­
schungsvorhaben des Stadtverkehrs E. Spiegel, 
Dortmund, als Venretcrin der Soziologie Ge­
legenheit gegeben worden, über »Stadtstruk­
tur, Verkehr und Gesellschaft« zu referieren, 
während a ls Okonom H. jürgensen, Hamburg, 
mit dem Vortrag »Individualverkehr versus 
öffentlicher Verkehr - Kosten und Nutzen in 
langfristiger Sicht« zu Wort kommt. Alle übri­
gen Vorträge sind Technikern vorbehalten, die 
dem Verkehrswesen durch Forschung und Lehre 
eng verbunden sind. Dennoch erscheint das 
"interdisziplin äre Gleichgewicht« leicht gestört. 
Inwieweit die einzelnen Problembereiche inein­
ander verzahnt sind und auf den Gesamt­
komplex »Stadtverkehr« einwirken, wird beim 
Studium der Einzelbeiträge deutlich und kommt 
in den tei lweise unvermeidlichen inhaltlichen 
überschneidungen zum Ausdruck, so etwa in 
dem Beitrag von K . Miiller-Ibold, Hamburg, 
über »Flächenn utzungsstruktur und ihre Impli­
kationen für den Verkehr« und in dem Refe­
rat von P. A. Mäcke, Aachen, über "Wechsel­
wirkungen zwischen Stadt- und Verkehrs­
entwicklung«. Angesichts dieser überschnei­
dungen hätte vielleicht der 11 Seiten umfas­
sende Beitrag "Zusammenfassung und Schluß­
folgerungen « von K. Schaechterle, München, 
auf letztere beschränkt we rden können. Ande­
rerseits wartet Schaechterle mit einer solchen 
Fülle zusätzlicher Informationen zum Fragen­
kreis "Stadtverkehr« auf, daß sein Referat 
letztlich mehr hält, als dessen Titel verspricht. 

Zwei weitere Beiträge sollen noch kurz genannt 
werden . O. Sill, Hamburg, stellt in seinem 
Referat »Die Verkehrssituation in den Städten« 
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dar, und H. Borcherdt, München, schließlich 
nennt seinen Vortrag» Verkehr von morgen -
keine Zukunftsvision, sondern politische Auf­
gabe von heute«, bei dem allerdings der poli­
tische Aspekt von dem Ard1itekten Barcherdt 
leider nur am Rande berührt worden ist. 

Auf die K urzberichte übe r Forschungsvorhaben 
des Stadtverkehrs ist oben bereits hingewiesen 
worden. Sie bieten einen Einblick in die Ob­
jekte der augenbliddichen verkehrswissenschaft­
lichen Forschung und ergeben zusammen mit 
dem Beridlt über die »Stadtverkehrsforschung 
in der Forschungsgesellschaft fü r das Straßen­
wesen - Rückblide und Ausblick« von j. 
Schlums, Stuttgart, eine bereid1ernde wissen­
schaft liche Abrundung dieses Bandes. 

Dipl.-Valksw. Q. Faludi, Köln 

Adamaschek, Bernd, Verkehrs steuerung und 
Gemeingebrauch - Möglichkeiten der Be­
kämpf/mg des Engpaßprablems im Straßen­
verkehr (= Beiträge aus dem Institut für Ver­
kehrswissenschafl an der Universität Miinstez", 
Heft 66), Vandcnhaeck & Rttprecht Göttingen 
1972,139 S., brasch. DM 25,-. 

Die Studie Adamascheks bereid1ert die stattliche 
Zahl der den Ballungsverkehr betreffenden 
Schriften durch den Einbezug des rechtlid1en 
Systems der Straßennutzung in die Analyse. 
Ziel der Arbeit ist die Aufdeckung von Möglidl­
keiten der Engpaßbeseitigung im Straßenverkehr 
unter Berüdcsidltigung der redltlichen Eignung 
und Zulässigkeit verschiedener Maßnahmen; 
durch Diskussion der an der Nahtstelle zwisd1en 
rechts- und wirtschaftswissenschaftlicher Aufga­
benstellung angesiedelten Probleme soll die Ver­
nachlässigung der interdisziplinären Zusammen­
hänge aufgegeben werden. 

Die Engpaßbeseitigung wird a ls notwendiges 
Teilziel rationaler Verkehrspolitik dargestellt; 
Preis und Rationierung werden als adäquate 
Mittel - in Anwendung nad1 dem Nettoertrags­
kriterium als derzeit brauchbarste Instrumente­
zur Herbeiführung der optimalen Nutzung der 
Straßeninfrastruktur apostrophiert. 

Bei der Frage, ob ein bestimmtes Mittel im Rah­
men eier gegebenen Verfassungs- und Gesetzes­
ordnung angewandt werden darf, wird aus-

schließlid1 auf die Probleme abgestellt, -die sich 
aus einer derzeit festgelegten rechtlichen Gestal­
tung der Straßen benutzung ergeben, als deren 
Kernstück das Institut des Gemeingebrauchs 
gilt« (5. 42) . Einerseits wird die Frage ange­
schnitten, ob das Engpaßproblem nur auf einer 
ungenügenden Ausschöpfung der vorhandenen 
gesetzlichen Möglichkeiten beruht oder, ob die 
Rechtsordnung in bestehender Form ungeeignet 
ist, den modernen Massenverkehr unter Kon­
trolle zu bringen. Andererseits wird untersucht, 
ob eine Umgestaltung des Systems der Straßen­
nutzung gegen das Verbot des Formenmiß­
braud1s verstößt, d. h. ganz oder unter bestimm­
ten Voraussetzungen unzulässig ist (S. 42 ff.). 
Für die Analyse definiert Adamaschek ~ Gemein­
gebrauch« als ltdie jedermann gewährte öffent­
lidle Berechtigung, eine öffentliche Sadle ohne 
besondere Zulassung gemäß ihrer hoheitlidlen 
Zweckbestimmung (Widmung) zu benutzen« 
(S. 81). Im Hinblick auf die Lösung des Eng­
paßproblems kommt nur die Widmung als be­
griffliche Inhaltssdu'anke in Betradlt; als Aus­
übungsschranke werden die Verkehrsvorschrif­
ten, die Zulassungen und Lizenzen sowie die Ab­
gaben (Gebühren und Steuern) untersucht. 

Die Widmungsbeschränkungen erweisen sich als 
sachlid1 unbraudlbar; soweit sie durdl Selektion 
nach Benutzungszwecken möglidlerweise erfolg­
reidl sein könnten, sind sie redltlich unzulässig 
(S. 88) . 

Bezüglich der Ausübungsschranken stellt Ada­
maschek fest, daß die Verkehrsvorsdlriften ins­
gesamt technisch ungeeignet sind, den fließenden 
Verkehr zu entballen und ihr Katalog keine 
brauchbaren Instrumente zur Engpaßbekämp­
fung bietet (S. 90). Verkehrsred1t1iche und ver­
kehrswirtSchaftlidle Erlaubnisse nach StVZO, 
PersBefG und GiiKG ersd1einen allenfalls gee ig­
net, eine allgemeine Senkung des Verkehrsvolu­
mens, nicht aber einen gezielten Engpaßabbau 
zu bewirken; auch die finanziellen Möglichkeiten 
zur Besd1r,inkung des Gemeingebrauchs werden 
a ls gering bewertet: 

Adamaschek geht davon aus. daß an den neu­
ra lgisdlen Punkten des Verkehrsnetzes im Wege 
des Park- und Halteverbotes bereits alle Mög­
lichkeiten ausgeschöpft werden, direkt gegen 
den ruhenden Verkehr vorzugehen und allen­
falls Ansatzpunkte zum indirekten Einsatz von 
Parkgeblihren vorhanden sind . .Maßnahmen 
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dieser Art wären selbst für die Innenstädte zu 
begrenzt und daher wenig durchgreifend « (S. 
94). Unter Bezugnahme auf eine Untersuchung 
Prigges aus dem J ahre 1968 lehnt er ebenfall s 
die Beeinflussung der Infrastrukturnachfrage 
durch Erhöhung der Kfz-, Mineralöl- sowie Be­
förderungssteuer ab und kommt zu dem Schluß, 
daß das rechtliche System gemeingebräuchlicher 
Straßennutzung weder Inhalts- noch Ausübungs­
schranken aufweist, die eine effiziente Lösung 
des Engpaßproblems herbeiführen könnten (S. 
95). 

Von den in ~modellhaftem Entwurf« vorge­
stellten - über den gegenwärtig praktizierten 
Interventionismus hinausgehenden - Steuerungs­
modellen favorisiert der AutOr eindeutig die 
Lösung über spezielle Knappheitspreise, die sich 
aus »Kostenentge!t« und »reinem Entgelt« zu­
sammensetzen (S. 98). Speziell engpaßbezogene 
Kostenpreise bieten seiner Meinung nath keinen 
Ausweg. 

Im Hinblick auf die Anwendbarkeit beurteilt 
Adamaschek sowohl die Preis- als auch die Ra­
tionierungsmodelle eher nüchtern: In ihrer rei­
nen Form erscheinen sie als technisch undurch­
führbar und wenig wünschenswert. Weil modi­
fizierte Preis- und Rationierungssysteme letzt­
lich aber mit den Begriffselementen des Gemein­
gebrauchs vereinbar sind und jede Verkehrs­
politik angesichts des knappen Vel'kehrsraumes 
wen igstens tendenziell in die Richtung von 
Preis- oder Rationierungsmodellen streben muß, 
wenn sie in ökonomischem Sinne erfolgreich sein 
soll (S. 108), kommt die Untersuchung zu einem 
- auch für Verfechter der Road-Pricing-Idee -
versöhnlichen Schluß: 

Von dem Institut des Gemeingebrauchs sind 
keine rechtlichen Hindernisse für eine effizienz­
orientierte Verkehrspolitik zu erwarten; eine 
Vereinbarkeit von Preis- und Rationierungsmo­
dellen mit dem Grundgesetz wird darüber hinaus 
nicht von der Hand zu weisen sein. 

Dipl.-Kfm. D. Lindenblatt, Köln 

Felz, Herbert, Grabe, Walter, Neue Ver­
kehrssysteme im Personennahverkehr. 
Entwickbmgsziele, Einsatzmöglichkeiten, Pla­
nungshinweise. Bauverlag GmbH, Wiesbaden 
und Berlin 1974, 253 S., 84 Abb., 31 Tab., 
Glanzfolie DM 58,-. 

-_._._------------ ------

Die Zahl der Veröffentlichungen zum Thema 
»Neue Personenverkehrssysteme« ist in steti­
gem Wachstum begriffen. Eine der neuesten 
üntersuchungen ist der hier zu besprechende 
Beitrag von Felz/Grabe, dessen Manuskript 
Ende 1973 abgeschlossen wurde. 

Auslösendes Moment Hir die Auseinanderset­
zung mit dem genannten Problembereich ist die 
inzwischen weitverbreitete Erkenntnis, daß die 
Negativ-Erscheinungen des städtischen Personen­
verkehrs als ständig drückender empfunden 
werden und sich mit konventionellen Verkehrs­
mitteln allein kaum mehr beseitigen lassen. 

Diese Erkenntnis hat zu der immer lauter arti­
kulierten Forderung nach einem konsequenten 
Ausbau des öffentlichen Personenverkehrswesens 
geführt, durch den das Attraktivitätsgefälle 
zwischen öffentlichem und Individualverkehr 
zugunsten des ersteren verbessert werden soll. 
Inzwischen ist von seiten der Verkehrstechnik 
eine solche Vielzahl von neuartigen Verkehrs­
systernen zur Lösung der akuten Probleme 
entwickelt worden, daß eine vollkommene tedl­
nische und ökonomische Beurteilung der Ein­
satzchancen neuer gegenüber konventionellen 
Systemen nur schwer möglich ist. Der vorlie­
gende Beitrag versucht hier eine Hilfestellung 
zu leisten, indem er unter dem Blid(winkel der 
Frage nach der Zielsetzung der Entwicklung 
neuer Verkehrssysteme sowie der Frage nadl 
den an den Einsatz geknüpften Erwartungen 
die Möglidlkeiten, Grenzen und Auswirkun­
gen des Einsatzes aufzeigt und transparent 
macht. Den Autoren gelingt dies durch das 
nachfolgend besdlriebene methodische Vorge­
hen (S. 5): 

Neben einer Gliederung der Vielzahl von Pro­
jektvorschlägen durch eine Zusammenfassung 
von Systemen mit weitgehend übereinstimmen­
den verkehrs technischen Merkmalen in 5 
Systemgruppen (Kleinkabinen-, Großkabinen-, 
kontinuierlich fördernde, Bedarfsruf-Bus- und 
Dual-Mode-Systeme) werden die Anforderun­
gen an Verkehrssysteme aus der Sicht dreier 
Interessentengruppen definiert. Bei der Gruppe 
der Benutzer stehen Reisezeit, Annehmlichkeit 
und Verfügbarkeit im Vordergrund; bei der 
Gruppe der Betreiber genießen Leistungsfähig­
keit und Wirtschaftlichkeit Priorität, während 
die Interessentengruppe Allgemeinheit Wert 
auf Sicherheit und möglichst geringe Umwelt-
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bel astung der Verkehrssysteme legt. Auf dieser 
Grundlage werden die Zielerfüllungschancen 
abgewogen, die sich aus den technisch bedingten 
Möglichkeiten der einzelnen Systemgruppen 
ableiten lassen. Ein weiterer Untersuchun gs­
schritt besteht in der Erörterung der techni­
schen Realisierbarkeit der konzeptionellen 
Möglichkeiten sowie in einer vergleichenden 
Bewertung neuer und konventioneller Ver­
kehrssysteme im Hinblick auf verkehrliche, 
betriebliche und wirtschaftliche Faktoren. 

Im Abschnitt »Grundsätze und Planungshin­
weise für den Einsatz neuer Verkehrssysteme« 
(S. 185 ff .) wird der Versuch unternommen, zu 
einigen in diese Richtung zielenden, generali­
sierenden Aussagen zu kommen. Beispielhaft 
sei hier auf die Tabelle 31 (S. 188) verwiesen, 
die eine Bewertung der grundsätzlichen Kom­
binationsmöglichkeiten von Primär- und Se­
kundärsystemen des öffentlichen Personennah­
verkehrs enthält; ferner werden Einsatzbeispiele 
neuer Verkehrssysteme bei vorgegebener Infra­
struktur (Flughäfen, Wohngebiete) erörtert 
und schließlich Auswirkungen des Einsatzes 
von Kabinenbahnen auf die Stadtplanung dis­
kutiert. 
Für den Verkehrsplaner und insbesondere den 
Stadtplaner dürfte die Frage der Abgrenzung 
typischer Einsatzbereiche für neue Verkehrs­
systeme von besonderem Interesse sein. Selbst 
wenn man der Forderung von Felz und Grabe 
nach einer breiteren Realisierung von Demon­
strationsprojekten zustimmt, wird es eingehen­
der Fall-Studien bedürfen, die rechtzeitig die 
Frage nach der generellen Verträglichkeit von 
Stadt- und geplantem Verkehrssystem beant­
worten. 

Diese Notwendigkeit einer gründlichen vorbe­
reitenden Analyse der Eignung von neuen Ver­
kehrssystemen im Hinblick auf vorgegebene 
Zielse tzungen besteht ungeachtet der Tatsache, 
daß es zur Zeit noch an den erforderlichen 
ökonomischen Bcurteilungsmöglichkeiten fehlt. 

Zur abschließenden Bewertung sei gesagt, daß 
die Arbeit von Felz und Grabe, nicht zuletzt 
dank ihrcr vielfältigen graphischen Darstellun­
gen und dem übersichtlichen Aufbau, geeignet 
ist, den möglichen zukünftigen Stellenwert 
neuer Verkehrssysteme transparent zu madlen. 

Dipl.-Volksw. Q. Faludi, Köln 

Jagusch, Heinrich, Straßenverkehrsrecht. 
Straßenverkehrs-G, StraßenverkehrsO, Stra­
ßenverkehrs-ZlIlassullgs-O, Bußgeld- tmd 
Verwarnungsgeldkataloge, Gesetzesmateriali­
en, Verwaltungsvorsch rif/en lind einschlägige 
Bestimmungen des StGB lind der StPO. Von 
Dr. jl{r. Heinrich Jagusch, Sellatspräsident 
a. D. am Bundesgerichtshof. 21 ., Ilettbearbei­
tete Auflage 1974 des von Johannes Floegel 
begründeten und in 8.-16. Allflage von Fritz 
Hartung fortgeführten Werkes. C. H. Beek'­
sehe VerlagsblIchhandlung, München 1974, 
1283 S., in Leinen DM 108,-. 

Seit dem Erscheinen der letzten Auflage hat 
das Straßenverkehrsrecht zahlreiche Verände­
rungen erfahren, von denen jene als besonders 
wichtig hervorzuheben sind, die durch folgende 
Verordnungen und VerwaItungsvorschriften 
bewirkt worden sind : VO vom 20. 6. 1973 
betreffend die Sicherheitsgurte, Unterfahrschutz, 
Kontrollbuch, Entziehung der Fahrerlaubnis 
und viele andere bedeutende Gegenstände der 
Zulassungsverordnung, Höchstgeschwindigkeits­
VO 1973, Promillegesetz vom 20. 7. 1973, 
Autobahn-Richtgeschwindigkeits-Verordnung v. 
19. 11. 1973, Beispielekatalog über den Einfluß 
von Fahrzeugteile-li-nderungen auf die Be­
triebserlaubnis, Punktekatalog für Mehrfach­
täter. 
All diesen Neuerungen trägt die 21. Auflage 
des »J agllsd?« Rechnung. Außerdem wurde 
eine Reihe von Vorschriften völlig neubearbei­
tet. Literatur und RedltSprechung sind selbst­
verständlich bis in jüngster Zeit berücksichtigt 
und eingearbeitet. Auch die durch das neue 
Einführungsgesetz zum StGB und am I. I. 1975 
in Kraft tretenden li-nderungen sind bereits 
bei jeder betroffenen Vorsdlrift vermerkt. 

Dr. H. Ballm, Köln 

Bidinger, H., Braun, B., Die Förderung von 
Verkehrseinrichtungen nach dem Gemein­
deverkehrsfinanzicrungsgesetz (GVFG), 
Gesetzestexte, Verwalwllgsvorschriflen, Richt­
linien, Formulare (= Schriflenreihe des Bun­
desverbandes des Delltschen Personenver­
kehrsgewerbes e. V., Hell 2), Kirschbaum­
Verlag, Bonn-Bad Godesberg 1974, 99 S., 
kart., DM 18,-. 

Mit dem Inkrafttreten des Gese tzes über 
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fin anzhilfen des Bundes zur Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse der Gemeinden (GVFG) 
vom 18. März 1971 wurde erstmalig die Ge­
währung von Bundeszuwendungen in den Ge­
meinden auf eine spezielle rechtliche Grundlage 
gestellt. Gemäß § 2 Abs. 1 können die Länder 
aus den Finanzhilfen unterschiedliche Bauvor­
haben durch Zuwendun gen fördern, SO z . B. 
den Bau von Straßen, von Verkehrswegen der 
Bahnen, von Omnibusbahnhöfen, Umsteigean­
lagen, Betriebshöfen und Werkstätten, soweit 
sie dem öffentlichen Personennahverkehr dienen, 
ferner von Parkeinrichtungen an Haltestellen 
des OPNV und von Kreuzun gsmaßnahmen 
nach dem Eisenbahnkreuzungsgesetz oder dem 
ßundeswasserstraßcngese tz. 

Die Förderung von Vorhaben der Deutschen 
Bundesbahn und von Schutzbauten wurde in 
Sondervorschriften erfaßt (§ 11 bzw . § 12). 

Die Förderung eines der genanntcn Bauvor­
haben setzt voraus, daß 

- seine Realisierung zur Verbesserung der Ver­
kehrsverhältnisse dringend erforderlich ist 
und die Ziele der Raumordnung und Lan­
desplanung berücksichtigt werden, 

- es in einem Generalverkehrsplan oder einem 
für die Beurteilung gleichwertigen Plan vor­
gesehen ist, 

-- es bau- und verkehrstechnisch einwandfrei 
und unter Beachtung des Grundsatzes der 
Wirtschaftlichkeit und der Sparsamkeit ge­
plant ist, 

- die übrige Finanzierung gewährleistet ist, 
- die zuwendungsfähigen Kosten des Vorha-

bens mehr als DM 200.000,- betragen (sog. 
»Bagatellklausel «). 

Weiterhin enthält das GVFG Vorschriften über 
Höhe und Umfang der Förderung (§ 4), über 
die Aufstellung von Programmen für den Zeit­
ra um der jeweiligen Finanzplanung (§ 5-8), 
über den Verwendungsnachweis (§ 9) und die 
Zweckbindung und Verteilung der Mittel (§ 
10). 

Im Abschnitt "Erläuterungen« (S. 23- 43) neh­
men die Autoren z. T. recht ausführlich zu den 
wirtschaftlichen und rechtlichen Fragen Stei­
lung, die das GVFG aufwirft. So dürfte von 
Interesse sein, daß entgegen der Bezeichnun g 
des Gesetzes der Kreis der Zuwendungsempfän­
ger nach dem GVFG grundsätzlich nicht auf 

Gemeinden begrenzt ist. Vielmehr kommen »als 
Zuwendun gsempfänger alle diejenigen Rechts­
subjekte in Betracht, die Investitionsvorhaben 
der in § 2 bezeichneten Art a uszuführen pfle­
gen «. 

Das GVFG hat schon kurz nach Inkrafttreten 
eine N ovelIierung durch das Gesetz über die 
weitere Finan z ierung von Maßnahmen zur 
Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Ge­
meinden und des Bundesfern straßenbaues (Ver­
kehrsfinanzgesetz 1971) vom 28. Februar 1972 
erfahren. Auch letzteres ist im Wortlaut wie­
dergegeben. 

In den Anhang vcrwiesen wurden schließlich 
eine Reihe von Verwaltungsvorschriften, Durch­
führungsrichtlinien und Formularmuster. Ins­
gesamt stellt das Heft 2 der Schriftenreihe des 
Bundesverbandes des Deutschen Personenver­
kehrsgewerbes sowoh l für den Unternehmer 
der öffentlichen und privaten Hand als auch 
für den mit Nahverkehrsfragen befaßten Wis­
senschaftler eine recht wertvolle Hilfe dar, 
wenn es um eine kurze und doch umfassende 
Information über den angesprochenen Problem-

kreis geht. Dipl.-Volksw. Q. Faludi, Köln 

Toepel, Werner, Grundlagen heutiger Flug­
hafenplanung (= Schriflenreihe der Deut­
schen Verkehrswissenschafllichen Gesellschafl, 
Reihe D: Vorträge, Hefl D 52/53), Köln o.f., 
42 S., 23 Abb., bmsch., DM 10,-. 

Auf nur 31 Textseiten eine umfassende Darstel­
lung der Grundlagen der Flughafenplanung 
geben zu wollen, dürfte apriori kein leichtes 
Unterfangen sein . Toepcl gelingt dieser Versuch 
aber erstaunlich gut, wenn auch die Probleme 
nur angerissen werden können. 

Die Flughafenplanung wird als Teil der Planung 
des Gesamtverkehrssystems dargestellt, eine nach 
den Hypertrophien der Vergangenheit beim 
Ausbau der Flughäfen Köln-Bonn, Frankfurt 
und Berlin-Tegel nur zu unterstreichende Be­
trachtungsweise. Die Wechselbeziehungen zwi­
schen Flughafen und seinen Benutzern sowie 
Flughafen und Standortfaktoren bilden weitere 
Schwerpunkte der Darstellung. Schließlich wird 
der geplante neue Flughafen München-Erding 
als praktisches Beispiel herangezogen. 

Buchbesprechungen 245 

In einem Punkt soll allerdings eine Detailkritik 
ansetzen. To epel ist zuzustimmen, daß die wahr­
lich geringen Immissionsbelastungen der Luft 
durch Flugzeuge im Vergleich zu anderen Ver­
unreinigun gsqueIIen quantitativ gering sind, ver­
nachlässigenswert sind sie aber zweifellos nicht, 
da die Ballung der Emission in den An- und 
Abflugschneisen durchaus ernstzunehmende und 
nachweisbare Belastungen bedingen . 

Alles in allem jedoch eine knappe, klar geglie­
derte und anschauliche Darstellung. Es wäre zu 
schön, wenn zu allen Fragenkreisen »Einstieg­
möglichkeiten « dieser Art vorlägen. 

Dipl .-Volksw . K.-H. Lindenlattb, Köln 

WIBERA Wirtschaftsberatung AG (Hrsg.), 
Wirtschaftliche Infrastruktur-Planung, Or­
ganisation, Vberwachung, Finanziertmg 
(= WIBERA-Fachschriflen, Neue Folge 
Band 7), Verlag W. Kohlhammer, Köln 
1974, 189 S., kartoniert, DM 35,-. 

Anläßlich des 60. Geburtstages von Erich 
Potthoff haben fünfzehn Mitarbeiter der WI­
BERA Wirtschaftsberatung AG zur wissen­
schaftlichen Gestaltung des 7. Bandes der WI­
BERA-Fachschriften beigetragen. Sollte dem 
Leser dieses Bandes der Begriff der »wirtschaft­
lichen Infrastruktur« nur als ein mehr oder 
weniger undifferenziertes Konglomerat öffent­
licher, gemein wirtschaftlicher Einrichtungen ge­
läufig sein, so erfährt er allein schon durch 
einen Blick in das Inhaltsverzeichnis, welche 
konkreten Lebensbereiche von einzelnen Teilen 
dieser Infrastruktur berührt werden. Die Pa­
lette um faßt hierbei im Abschnitt " Planung« 
Fragen der Stadtgestaltung, des öffentlichen 
Personennahverkehrs, der Energieversorgung, 
der Luftqualität im Stadtentwicklungsprozeß 
und der Infrastru1<tureinrichtungen im Rah­
men der kommunalen Gebietsreform. 

Im Abschnitt »Organisation« wird zur Frage 
der Organisationsform öffentlicher Einrichtun­
gen Stellung genommen, ferner zur Unterneh­
mensgröße in der Versorgungswirtschaft, zur 
Bedeutung der kommunalen Krankenhäuser 
als wirtschaftende Betriebe, zu Problemen und 
Entwicklungen in den Hochschulverwaltungen, 
zu Problemen der Feuerwehrorganisation. Der 

-----

Abschnitt enthält schließlich Anmerkungen zur 
Besteuerung von Infrastrukturmaßnahmen. 

Der dritte Teil »überwachung, Finanzierung . 
untersucht die Entwicklung von überwachungs­
systemen für Infrastruktureinrichtungen, die 
externe überwachung kommunaler Wirtschafts­
betriebe durch die Jahresabschlußprüfung. Er 
enthält ferner einen Beitrag zur langfristigen 
Fremdfinanzierung bei kommunalen Eigenge­
sellschaften und schließt ab mit betriebswirt­
schaftlichen Aspekten der autOmatisierten Da­
tenverarbeitung als Instrument der Planung 
und der Steuerung von öffentlichen Infrastruk­
turmaßnahmen. 

I n allen Beiträgen wird auf eine Vielzahl 
durchweg aktueller bereichsspezifischer Fragen 
und Probleme hingewiesen, die jedoch an die­
ser Stelle nur zum Teil aufgegriffen werden 
können; im Rahmen dieser Zeitschrift muß sich 
der Rezensent vielmehr auf die kurze Behand­
lung der Beiträge beschränken, die für das 
Verkehrswesen von unmittelbarem Interesse 
sind. 

M it Gewinn wird der Leser den Aufsatz 
»Stadtgestaltung, Stadtbild- und Standortpro­
gramm - Thesen zur strukturellen Fixierung 
und gestalterischen Ausbildung städtischer Sied­
lungskerne « von W. -H. Müller aufnehmen. Er 
behandelt den Wandel in der Zusammenset­
zung der zentralen Einrichtungen am Standort 
»Innenstadt « und geht der Frage nach, in 
welchem Verhältnis Stadtentwicklung und 
Stadtgestalt zueinander stehen. Letztlich darf 
auch die Frage, welchen Rang, welche Sym­
bolkraft und welchen Erlebniswert die Stadt­
mitte für Bürger und Besucher der Stadt hat, 
nicht unbeantwortet bleiben. 

Die »Bedeutung und Finanzierung des ölfcllt­
lichen Personennahverkehrs, insbesondere der 
kommunalen Unternehmen « wird in dem Bei­
trag von E. l-J iibener untersucht. Der Autor gibt 
darin einen kurzen und recht systematischen 
überblick über die aktuellen Schwieri gkeiten, 
vor denen der OPNV augenblicklich stcht, und 
weist auf die Möglichkeiten der Aufwandssen­
kung sowie der Ertragserhöhung hin, dic ~en 
kommunalen Verkehrsunternehmen für e!I1e 
Verbesserung ihrer Finanzlage zur Verfügung 
stehen . 
Im Rahmen der Umweltschutzdiskussion hat 
sich in letzter Zeit auch die verkehrswissen-
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schafl:Iiche Forschung immer stärker engagiert. 
Es soll daher auch an dieser Stelle auf den 
von W. Braun verfaßten Aufsatz »Lufl:quali­
tät und Stadtentwicklungsprozeß« hingewiesen 
werden, der sich insbesondere mit quantitati­
ven Aspekten der Lufl:verschmutzung sowie 
mit der Funktion des Lufl:qualitätskatasters im 
Rahmen des Lufl:sanierungsplanes befaßt. 
Diese Auswahl mag zeigen, inwieweit insbe­
sondere den Verkehrswissenschafl:ler berührende 
Fragen angeschnitten worden sind. Darüber 
hinaus bieten eine Reihe z. T. allgemeiner ge­
haltener Beiträge die Möglichkeit, sich über 
Randprobleme des Verkehrswesens zu infor­
mIeren. 
In der Gesamtschau muß dieser Band 7 der 
WIBERA-Fachschrifl:en als recht gelungen an­
gesehen werden. 

Dipl.-Volksw. Q. Faludi, Köln 

Binder, Volker, Bewertungskriterien für 
Infrastrukturverbesserungen im Straßen· 
verkehr (= Schriften zur wirtschaftswissen­
schaftlichen Forschung, Band 67) Verlag 
Anton Hain, Meisenheim am Glan 1973, 
179 S., br. DM 21,-. 

Die durch den Titel gewed{ten Erwartungen 
auf die Erörterung und Analyse einer umfas­
senden Palette von Verbesserungsmaßnahmen 
und Effizienzkriterien werden bereits bei der 
Durchsicht der Inhaltsangabe gedämpfl:: die 
bei den Teile der Abhandlung beziehen sich 
ausschließlid1 auf Bedeutung und Bewertungs­
methoden von Transportdauerverkürzungen. 
Binder begründet das beiläufig und unbefriedi­
gend mit der Feststellung, daß Infrastruktur­
verbesserungen hauptsächlich als Transport­
dauerverkürzungen auftreten, oder sich doch in 
Transportdauerdifferenzen ausdrücken lassen. 
Er versäumt es allerdings, einen Hinweis da­
rauf zu geben, nach welchen Verfahren dies 
beispielsweise für Infrastrukturverbesserungen, 
die im Straßenverkehrssicherheits- oder Um­
weltbereid1 Erfolge erzielen, bewerkstelligt 
werden könnte. 
Was sich hinter dem vielversprechenden Titel 
verbirgt ist im ersten Teil eine Ansammlung 
teils interessanter, teils wohl allgemein bekann­
ter Fakten und Gedanken zur »Bedeutung von 
Transportdauerverkürzungen« . Binder definiert 

in diesem Abschnitt die Zeitbewertung, zeigt 
die Besonderheit der Kombination der Pro­
duktionsfaktoren bei der Erstellung von Trans­
portleistungen auf und leitet unter mikro- und 
unter makroökonomischen Aspekten die Be­
deutung von Transportdauerverkürzungen her. 
Daran schließt sich im zweiten Teil eine syste­
matische Darstellung und Beurteilung der Zeit­
bewertungsmethoden an: 

Cost-sa vings-Methoden 
Revenue-Methoden 
Nutzentheoretische Ansätze 
Willingness-to-pay-Methoden 

- Cost-of-time-Methoden. 

Die Darstellung der einzelnen theoretischen 
Bewertungsansätze, ihrer zugrundeliegenden 
überlegungen und der durch praktische Zeit­
bewertungsversuche erfolgten Modifikationen 
und Ergänzungen gelingt redH klar und un­
kompliziert. Während Binder mit der Diskus­
sion und Kritik bei Cost-savings- und Revenue­
Methoden relativ sparsam bleibt, modifiziert 
er eigenständig den nutzentheoretischen Zeit­
bewertungsansatz von Oort durm zusätzliche 
Einführung von t,. als Symbol für Reisezeit 
neben den bisher bekannten Notationen. Ver­
gleichbar »widHige « zusoüzliche Annahmen un­
terstellt Binder bei seiner ausführlichen Modi­
fizierung des Lösungsansatzes nach der Cost­
of-time-Methode von Vaswani. Der Wert der 
Ergebnisse dieser recht umfangreichen mathe­
matischen Abhandlungen und -leitungen für 
die praktische Lösung des Zeitbewertungspro­
blems liegt nach eingehendem Studium deutlich 
auf der I-land. 
Etwas weniger Mühe gibt sid1 Binder bei der 
Darstellung und Beurteilung der Willingness­
to-pay-Methoden. Sowohl der logische Aufbau 
und die Wortwahl der Erörterungen als auch 
der sad1liche Umfang der Kritik lassen beim 
Rezensenten Erinnerungen an bereits vor J ah­
ren erschienenen Veröffentlichungen gedeihen. 
Befremden muß dabei lediglich, daß Binder 
auf eben diese Literaturstellen als beispielhafl: 
für eine zu unkritisd1e Wiedergabe der Be­
wertungsproblematik hinweist. 
In der SchlußbetradHung wird nod1 einmal 
der größere Rahmen, in den die Zeitbewertung 
eingebettet ist, abgesteckt. 
Insgesamt verdient der Titel dieses Werkes ob 
seiner Aussagekrafl: und Fähigkeit, Spannung 
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und Erwartung zu erzeugen, Lob und Interesse. 
Leider können die dahinter verborgenen Aus­
führungen den dadurch provozierten Ansprü­
chen bezüglich Qualität und Originalität nicht 

genügen. Dipl.-Volksw. W. Jäger, Köln 

Pudenz, Eberhard, Die Qualität der Ver. 
kehrsbedienung. Eine empirische Untersu­
chung über den Ein/htß qualitativer Fakto­
ren auf die Nach/rage im öffentlichen Per­
sonennahve.rkehr (= Verkehrswissenschaft­
liche Stttdien aus dem Institut /itr Verkehrs­
wissenschaft der Universität Hamburg, Heft 
24), Verlag Vandenhoeck & Ruprecht, Göt­
tingen 1974, 308 S., 30 Abb., 45 Tab., 3 
Obers., brosch., DM 90,-. 

Seit der grundlegenden Untersuchung von V. 
Kindt, Die Tarifelastizität der Nachfrage im 
öffentlichen städtischen Personenverkehr, Göt­
tingen 1971, ist es auf dem Gebiet der Elasti­
zitätsforschung im OPNV recht ruhig geblie­
ben. Die von Kindt ermittelten Ergebnisse 
über das Anpassungsverhalten der Nachfrage 
nach Personenverkehrsleistungen im Anschluß 
an Anderungen des Fahrpreises haben in der 
Folgezeit häufig Eingang in das mit Stadtver­
kehrsfragen befaßte verkehrswissenschaftlid1e 
Schrifl:tum gefunden und haben gleid1sam als 
Hilfestellung und Absicherung der eigenen 
Aussagen gedient. 
Es scheint, daß ähnliches für die vorliegende 
Untersuchung von E. Pudenz über »Die Quali­
tät der Verkehrsbedienung « erwartet werden 
kann. Pudenz hat sid1 der Aufgabe unterzo­
gen, neben einer Veränderung des Tarifpreises 
insbesondere qualitative Datenänderungen im 
Rahmen des Angebots öffentlicher Personen­
nahverkehrsleistungen auf ihre Nachfragewir­
kungen hin zu untersuchen. Nach einigen ein­
leitenden Darlegungen der Methodik seiner 
Vorgehensweise nimmt Pudenz eine Trennung 
des empirischen Teils vor: 
Im Rahmen einer Totalanalyse erfolgt zu­
nächst eine ökonometrisd1e Bestimmung der 
Nad1frage im öffentlichen Personennahverkehr. 
Mit Hilfe eines statist isd1en Erklärungsmodells 
untersucht er unter Verwendung der Metho­
de der Korrelations- und Regressionsrechnung 
die Elastizität der Nachfrage in bezug auf Ver­
änderungen des mittleren Tarifpreises. Hier 

zeigt sich, daß die sdlOn von Kindt ermittelten 
Ergebnisse aud1 heute noch Gültigkeit besitzen. 
Sie liegen zwischen minus 0,25 und minus 0,45. 
Darüber hinaus wird die Elastizität der Nad1-
frage bei einer Veränderung des Motorisie­
rung~grades sowie bei einer Veränderung der 
Auslanderzahlen untersucht. Erstere schwankt 
zwischen minus 0,18 und minus 0,28, letztere 
l:i~t sich we~en eines zu großen Streuungsbe­
reIchs der Ell1zeldaten nicht exakt ermitteln 
wird jedoch als red1t gering angenommen. ' 
Dieser Ermittlung von globalen Elastizitäts­
werten sdl ließt sid1 im Rahmen von Partial­
analysen die Beantwortung der Frage an, wie 
konkrete Anderungcn in der Qualität des Ver­
kehrs~.ngebo.tes im einzeln~n die Nad1frage 
nach offenthchen VerkehrsleIstungen beeinflus­
sen. Die von Pudenz untersuchten Investitions­
maßnahmen und -projekte haben dabei 1m 
v:esentlichen über Fahrzeitverkürzungen zu 
emer Verbesserung der Angebotsqualität ge­
führt. Im einzelnen seien erwähnt 

die Einführung von Busspuren und die 
Neugestaltung des Liniennetzes in Wies­
baden, 

die bessere Bedienung durch Abbau von 
Umstei?ebeziehungen, Anbindung von Neu­
baugebIeten und Erhöhung der Zugfolge in 
Oberhausen, 
die Elektrifizierung der S-Bahn in Bremen 
die Einführung von Schnellverkehrssyste~ 
men und die Verdiduung der Zugfolge in 
Dortmund, Essen und Düsseldorf 
die Ausdehnung des Schnellbahnn~tzes und 
die Elektrifizierung von Streckenabsd1l1itten 
in Hamburg. 

Jede der genannten Fallstudien umfaßt eine 
mit viel Fleiß und Aufwand erarbeitete Sima­
tionsa~~lyse vor und nadl der getroffenen 
InVeStltlOnsmaßnahme sowie eine eingehende 
Darstellung der jeweils eingetretenen Nach­
fragewirkungen. Die Ergebnisse lassen zwar 
n.icht in jedem Falle große Hoffnungen auf 
ell1e baldIge Umkehr des Individualisierungs­
prozesses selbst bei qualitativen Verbesserun­
gen im öffentlid1en Personen nahverkehr er­
warten; doch hat der Autor eindrucksvoll nach­
gewiesen, in welchem Ausmaß es mit Hilfe von 
~ualit~~sverbesserungen möglich ist, den Indi­
vIdu.alrsIerungstendenzen zumindest entgegen-
zuwu·ken. D' I lk 

lp .-Vo 'sw. Q. Faludi, Köln 



Planung und Auslastung 
der Verkehrsinfrastruktur 
in Ballungsräumen 
von Wolfgang Kentner 

(= Buchreihe des Instituts für Verkehrswissenschafi an der Universität 

zu Köln, Nr. 29; herausgegeben von Rainer Willeke); 
Verlag Handelsblatt GmbH, Düsseldorf 1972, 520 S., DM 38,60. 

AUS DEM INHALT : 

1. Grundlagen einer Lösung von Verkehrsstauungen. Darstellung von Ver­
kehrsstauungen : Wesen, Begriff, Ballungsformen, Ballungsbereiche ; Mes­
sung : Verkehrsdichte, -menge, -geschwindigkeit; Ballungsformeln : Ge­
schwindigkeits-Durchfluß-, Geschwindigkei ts-Kosten-Formeln. 

II. Investitionspolitik in Ballungsräumen. Theoretische Grundlagen : Erfas­
sung, Bewertung, Anschlußkriterien , Risiko, Restriktionen. Die Soziale 
Bilanz. Effizienzanalyse von Ballungseffekten : Auswirkungen auf Reise­
zeit, Reisekomfort, Verkehrssicherheit, Luftverschmutzung, LärmbeHisti­
gung. Investitionspolitisches Instrumentarium. Möglichkeiten und Gren­
zen der Investitionspolitik; Fallstudien. 

IH. Preispolitik in Ballungsräumen. Theoretische Grundlagen: Road Pricing, 
Effizienzkriterien für Höhe und Form der Ballungsabgaben. Preis­
politisches Instrumentarium: Steuern, Plaketten, manuelle und automa­
tische Agglometer; Preispolitik beim ruhenden Verkehr. Preispolitik 
beim öffentl ichen Verkehr. Möglichkeiten und Grenzen der Preispolitik : 
Lenkkraft der Preisstrategien, Einkommensumverteilung, Strukturwandel 
der City; regionale und globale Effizienzanalyse; Fallstudien. Konzep­
tion einer koordinierenden Kapazitätsplanung und -auslastung. Aktions­
programm. 
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